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Unterrichtung
(zu Drs. 17/5485)

Der Prasident Hannover, den 15.04.2016
des Niedersachsischen Landtages
— Landtagsverwaltung —

Antworten auf Mindliche Anfragen geméaf § 47 der Geschaftsordnung des Niederséchsi-
schen Landtages - Drs. 17/5485

Die Antwort auf die Anfrage 1 - einschlie3lich Zusatzfragen und Antworten darauf - sind im Steno-
grafischen Bericht Uiber die 96. Sitzung des Landtages am 15.04.2016 abgedruckt.

2. Was beinhaltete der , Wolfserlass“ genau?

Abgeordnete Dr. Gero Hocker, Hermann Grupe, Dr. Marco Genthe, Gabriela Kénig, J6rg Bode und
Christian Durr (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Ministeriums fir Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Umweltminister Stefan Wenzel sagte in seiner Unterrichtung vom 18. Februar: ,Auch am vergan-
genen Montag kam es zu einer weiteren Nahbegegnung (...). Bereits am Freitagabend hat das
Umweltministerium einen Erlass an den NLWKN geschickt,

1. unverziglich unter Einbindung des Wolfsbiiros eine umfangreiche Recherche tber die aktuel-
len Geschehnisse durchzufuhren,

2. vorhandene Spuren und Anwesenheitsnachweise zu sammeln und zu dokumentieren,

3. fur die Durchfiihrung aktiver Malinahmen zur Wiederherstellung der Fluchtdistanz zu Men-
schen eine Gruppe geeigneter Personen zu identifizieren und einzusetzen - z. B. Forstbe-
dienstete, Veterinare oder Wolfsberater - und

4. den Wolf per Funkpeilung aktiv aufzusuchen und entsprechende MalRnahmen durchzufihren.

Um die MalRnahmen durchzufiihren, war das Wolfsbiiro am Freitag und Samstag vor Ort. Die unte-
ren Naturschutzbehorden der betroffenen Landkreise waren ebenfalls informiert. Der Wolf konnte
per Funkpeilung lokalisiert werden. Er bewegte sich nicht in der Ortschaft, sondern zunéchst in der
Nahe des Siedlungsbereiches, und er bewegte sich dann auf dem Truppenibungsplatz.

Auch am Montag konnte der Wolf auf dem Truppenubungsplatz per Peilung wieder lokalisiert wer-
den.

Eine Pressemitteilung mit den wesentlichen Inhalten und Ablaufen wurde am Montagnachmittag
verschickt. Sie wurde auch an die Fraktionsvorsitzenden, den Arbeitskreis Wolf und die Wolfsbera-
ter sowie die Landesjagerschaft verschickt.

Bei diesem Verhalten des Wolfes sind nach meiner Meinung weitere MaRnahmen erforderlich. Ich
lasse daher alle notwendigen MafRnahmen fur eine Entnahme vorbereiten. Wir haben jedoch die

*) Die Drucksache 17/5555 - ausgegeben am 19.04.2016 - ist durch diese Fassung zu ersetzen. 1
Zu Frage 40: Die Vorbemerkung der Landesregierung entfallt.
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rechtlichen Rahmenbedingungen zu beachten. Sie kennen die hier einschlagigen rechtlichen Rah-
menbedingungen. Diese schreiben vor zu prifen, ob mildere Mittel erfolgversprechend sind.

Die Dokumentations- und Beratungsstelle des Bundes zum Thema Wolf wurde daher umfassend
unterrichtet und um Bewertung und fachliche Einschétzung gebeten. Ein Experte aus Schweden ist
informiert und bereit, kurzfristig MalBnahmen zur Herstellung der Fluchtdistanz durchzufiihren,
wenn sie als moglich und sinnvoll bewertet werden. Wir gehen hier von einer sehr kurzen Entschei-
dung aus*.

1. Wie war der genaue Wortlaut des Erlasses vom 12. Februar?
L-umgang mit der aktueller Geféahrdungssituation durch besenderten Wolf aus dem Rudel Munster

hier: Ubertragung der Zustandigkeit fur die Erteilung einer naturschutzrechtlichen Ausnahmege-
nehmigung und Umsetzung der ersten Gegenmaflinahmen

Aktuelle Meldungen Uber das Verhalten eines der beiden besenderten Wélfe aus dem Rudel Muns-
ter, mit Schilderungen von extremer Anndherung an Menschen (bis auf 1,8 m) bei gleichzeitiger
Unbeeindrucktheit von menschlichen Reaktion bis hin zum Bewerfen mit Erdklumpen lassen be-
furchten, dass von diesem Wolf Gefahren fiir Menschen ausgehen, wenn keine wirkungsvollen Ge-
genmalnahmen getroffen werden.

Der NLWKN wird daher, wie telefonisch heute gegen 16:00 Uhr besprochen, gebeten,

1. unverziglich durch Mitarbeiter des Wolfsbiros vor Ort eine intensive Recherche der aktuellen
Geschehnisse durchzufiihren,

2. vorhandene Spuren, Anwesenheitsnachweise, Fotos und Videomaterial zu sammeln und zu
dokumentieren,

3. fur die Durchfuhrung aktiver MaRnahmen zur Wiederherstellung der Fluchtdistanz zu Men-
schen eine Gruppe geeigneter Personen (z. B. Forstbedienstete, Veterinare und Wolfberater)
zu identifizieren und einzusetzen,

4. den Wolf per Funkpeilung aktiv aufzusuchen und entsprechende MaRnahmen durchzufuhren.
Zustandigkeitsuibertragung:

Da die erforderlichen MalRnahmen sich Uber das Gebiet mehrerer Landkreise erstrecken kdnnen,
wird dem NLWKN hiermit die Zustandigkeit fur die Erteilung der artenschutzrechtlichen Ausnahme-
genehmigungen im erforderlichen Umfang tbertragen.

Artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen

Der NLWKN wird gebeten, umgehend artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen fur die un-
ter Nrn. 3 und 4 genannten Maflnahmen fur die Mitarbeiter des Wolfsbiros der nach Nr. 3 identifi-
zierten Personen sowie Frau Verena Harms, Mitarbeiterin des Nds. Umweltministeriums, zu ertei-
len.”

2. Welche MaRRnahmen zéhlen konkret zu den ,entsprechenden MaRnahmen“, die in der
Unterrichtung des Ministers vom 18. Februar angesprochen wurden?

Fir die Durchfihrung von MalRnahmen gegen einen Wolf bedarf es einer fachlichen situationsbe-
dingten Einschatzung. Zu diesem Zweck sollte das Wolfsbiro, wie im Erlass vom 12.02.2016 auf-
gefuhrt, eine intensive Vor-Ort-Recherche durchfihren und dabei vorhandene Spuren, Anwesen-
heitsnachweise, Fotos und Videomaterial sammeln und dokumentieren. Zusétzlich sollte der Wolf
per Funkpeilung aufgesucht werden, um seinen Aufenthaltsort zu bestimmen. Ware der Wolf im
Wohngebiet aufgefunden worden oder wére es bei dieser Suche zu Nahkontakten gekommen, hét-
te das Wolfsbiro mit der Hilfe weiterer Personen (Wolfsberater, Forstbedienstete) den Wolf aus
dem Ort vertreiben sollen bzw. diesen in die Flucht schlagen sollen. Dieses wéare mit den gleichen
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Mitteln vorgenommen worden, die auch der Bevélkerung bei Nahkontakten geraten werden (z. B.
Grolmachen, Lautstéarke, gegebenenfalls Einsatz von Pfefferspray).

3. Inwieweit war eine mégliche Entnahme durch den Erlass abgedeckt, und gab es hierfr
bereits eine Genehmigung durch das NLWKN?

In dem Erlass vom 12.02.2016 wird der NLWKN gebeten, umgehend artenschutzrechtliche Aus-
nahmegenehmigungen fir die unter Nrn. 3 und 4 genannten Maf3nahmen zu erteilen. Eine Aus-
nahme vom Fang- oder Totungsverbot war in den Genehmigungen nicht enthalten.

3.  Wird die elektronische Gesundheitskarte fur Asylsuchende in Niedersachsen ein Flop?

Abgeordnete Dr. Max Matthiesen, Burkhard Jasper, Petra Joumaah, Volker Meyer, Gudrun Pieper
und Annette Schwarz (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Nach einer gemeinsamen Pressemitteilung des Niedersachsischen Landkreistages (NLT) und des
Niedersachsischen Stadtetages (NST) vom 16. Marz 2016 ist offen, ob die elektronische Gesund-
heitskarte fur Asylsuchende in Niedersachsen kommt oder nicht.

Der NLT &auferte sich wie folgt: ,Auf der Grundlage der einseitig durch das Sozialministerium mit
den Krankenkassen ausgehandelten Rahmenvereinbarung, wie sie uns zur Stellungnahme vorge-
legen hat, hat sich nicht ein einziger Landkreis fur den Abschluss einer solchen Vereinbarung aus-
gesprochen. Die Kommunen flirchten erhebliche Kostensteigerungen, weil die Krankenkassen sich
nicht in der Lage sehen, die gesetzlich vorgesehenen eingeschrankten Leistungen wirksam zu kon-
trollieren. Dafur sollen die Kommunen einen aus ihrer Sicht vollig Uberhdhten Verwaltungskosten-
anteil von 8 % aller Behandlungskosten an die Krankenkassen abfuihren. Das ist nicht akzeptabel.”

Der NST ergénzte: ,Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Sozialministerin bereits am 14. Marz 2016
die Rahmenvereinbarung mit den Krankenkassen unterzeichnet hat. So geht man nicht miteinander
um. Wir erwarten jetzt, dass das Land Niedersachsen selber vollstandig die Kosten fur die Ge-
sundheitsversorgung der Asylbewerber Gibernimmt, wie wir das seit Langem fordern.“

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung hat mit den Landesverbanden der gesetzlichen Krankenversicherung am
14. Méarz 2016 eine Rahmenvereinbarung nach § 264 Abs. 1 SGB V zur Einfiihrung der elektroni-
schen Gesundheitskarte (eGK) fir Asylsuchende geschlossen. Die Landkreise und kreisfreien
Stadte kdnnen dieser Rahmenvereinbarung seit dem 1. April 2016 beitreten. In der Folge erhalten
die Asylsuchenden in den jeweiligen Landkreisen eine eGK. Kranke Asylsuchende missen sich
dann nicht mehr bei der Gemeindeverwaltung einen Behandlungsschein besorgen, bevor sie sich
in arztliche Behandlung begeben. Die Kommunen sparen den beachtlichen Aufwand der Behand-
lungsscheine ein.

1. Weshalb hat die Landesregierung die kommunalen Spitzenverbande in die Verhandlun-
gen zu einer Rahmenvereinbarung mit den Krankenkassen nicht einbezogen?

Die kommunalen Spitzenverbande (KSpV) wurden in die Verhandlungen zum Abschluss der Rah-
menvereinbarung nach § 264 Abs. 1 SGB V einbezogen. Die von kommunaler Seite vorgebrachten
Argumente wurden umfanglich erértert und bei der Ausgestaltung der Rahmenvereinbarung be-
rucksichtigt.
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Da das Gesetz die KSpV nicht als Partner der Rahmenvereinbarung nennt, wurde allerdings davon
abgesehen, die KSpV in die Vereinbarung mit aufzunehmen. Die KSpV wurden kontinuierlich Uber
alle Schritte der Landesregierung zeitnah informiert.

2. Wie wird die Landesregierung mit den Einwanden der kommunalen Spitzenverbande -
Uiberhdhte Verwaltungskosten und mangelnde Kontrollméglichkeiten - nun umgehen?

Das Land hat sich bei der Regelung zur Héhe der Verwaltungskostenerstattung an den in Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein geschlossenen Rahmenvereinbarungen
orientiert. Dartber hinaus wurde eine zeitnahe Evaluation nach einem Jahr vereinbart. Sollten sich
die Satze als zu hoch erweisen, werden sie angepasst.

Die Krankenkassen kontrollieren die Abrechnung von ambulanten Arztinnen und Arzten, Kranken-
hausern und Apotheken. Auch mit der eGK gilt der eingeschrankte Leistungskatalog nach 8§88 4 und
6 AsylbLG. Eine explizite Regelung zum Umgang mit Missbrauchsfallen wurde nicht vereinbart und
ist auch nicht erforderlich. Es gelten die allgemeinen Grundsétze, die auch im Rahmen der gesetz-
lichen Krankenversicherung Anwendung finden.

3.  Was wird die Landesregierung tun, wenn keine oder nur sehr wenige Kommunen der
Rahmenvereinbarung beitreten?

Die Landesregierung geht davon aus, dass die Rahmenvereinbarung fiir die Kommunen in Nieder-
sachsen eine attraktive Mdglichkeit bietet, die Gesundheitsversorgung fiir Asylsuchende unbiirokra-
tischer zu gestalten. Daneben entstehen fiir die Kommunen messbare Vorteile, da die kommunale
Verwaltung bei Verwendung der eGK erheblich entlastet wird.

4. Rechtsextreme im juristischen Vorbereitungsdienst?
Abgeordnete Marco Brunotte und Michael Hontsch (SPD)

Antwort des Niederséchsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Ende Februar 2016 gab das Verwaltungsgericht Minden dem Land NRW recht, das einem mehr-
fach wegen Volksverhetzung, Beleidigung und Korperverletzung verurteilten Mann die Zulassung
zum juristischen Vorbereitungsdienst verweigert hatte. Der Mann war Mitglied der neonazistischen
Partei ,Die Rechte*”.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der erwahnte Fall war Gegenstand der Mindlichen Anfrage Nr. 24 vom 2. Méarz 2016 (vgl. Drs.
17/5275, S. 13). Einleitend wird zunachst auf die damalige Antwort der Landesregierung vom
10. Marz 2016 (Drs. 17/5350 S. 47 f.) Bezug genommen. Eine Entscheidung des Oberlandesge-
richts Oldenburg dazu steht noch aus.

1. Mit welchen MaRnahmen stellt das Land Niedersachsen sicher, dass vorbestrafte
Rechtsextreme nicht die Zulassung zum juristischen Vorbereitungsdienst erhalten,
bzw. befinden sich derzeit vom Verfassungsschutz beobachtete Einzelpersonen im ju-
ristischen Vorbereitungsdienst?

In dem Antrag auf Zulassung zum juristischen Vorbereitungsdienst haben die Bewerberinnen und
Bewerber anzugeben, ob und wegen welches Delikts gegen sie ein gerichtliches Strafverfahren
oder ein Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft anhéngig ist oder in der Vergangenheit an-
hangig war. Zudem ist vor der Einstellung immer ein Behordenfihrungszeugnis (Belegart 0) einzu-
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reichen. Auf dieser Grundlage prift das jeweilige Oberlandesgericht ggf. unter Heranziehung der
Ermittlungs- oder Strafakten stets fur jeden konkreten Einzelfall, ob eine persénliche Ungeeignet-
heit im Sinne von § 5 Abs. 1 Satz 2 NJAG vorliegt.

Der Landesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, dass sich derzeit vom Verfassungsschutz be-
obachtete Einzelpersonen im juristischen Vorbereitungsdienst befinden.

Der niederséchsische Verfassungsschutz beobachtet im Rahmen der ihm nach dem Niederséachsi-
schen Verfassungsschutzgesetz zugewiesenen Aufgaben Bestrebungen gegen die freiheitliche
demokratische Grundordnung. Die Eingriffsschwelle flir eine Beobachtung durch den Verfassungs-
schutz ist gesetzlich klar festgelegt und damit verbindlich fur die Arbeit des Verfassungsschutzes.
Demnach miissen tatsachliche Anhaltspunkte (§ 5 Abs. 1 NVerfSchG) fir eine extremistische Be-
strebung vorliegen. Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht in oder fur einen Personenzu-
sammenschluss handeln, sind nach 8§ 4 Abs. 1 Satz 3 NVerfSchG nur dann Bestrebungen nach § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NVerfSchG, wenn sie auf Anwendung von Gewalt gerichtet oder aufgrund ihrer
Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut des NVerfSchG erheblich zu beschadigen.

2.  Wie viele Bewerberinnen und Bewerber zum juristischen Vorbereitungsdienst sind
2015 und 2014 aufgrund von Vorstrafen nicht zugelassen bzw. trotzdem zugelassen
worden?

In den Jahren 2014 und 2015 sind bei den Oberlandesgerichten Braunschweig, Celle und Olden-
burg keine Antrage auf Einstellung in den juristischen Vorbereitungsdienst aufgrund von Vorstrafen
der Bewerberinnen und Bewerber abgelehnt worden.

Da eine Statistik Uber die Bewerberinnen und Bewerber mit Vorstrafen nicht gefuhrt wird, kann fur
die drei niederséachsischen Oberlandesgerichtsbezirke nicht ermittelt werden, wie viele Bewerberin-
nen und Bewerber in dem vorgenannten Zeitraum trotz vorhandener Vorstrafen zugelassen worden
sind.

5. Vdlkisch-rechte Ostertagung des ,Bund fir Gotterkenntnis (Ludendorff) e. V.“ in der Lune-
burger Heide

Abgeordnete Julia Willie Hamburg, Belit Onay, Meta Janssen-Kucz und Elke Twesten (Griine)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Weitgehend unbeobachtet von der Offentlichkeit ist auch tiber die diesjahrigen Osterfeiertage der
sogenannte ,Bund fur Gotterkenntnis (Ludendorff)* im Bad Fallingbosteler Ortsteil Dorfmark zu sei-
ner traditionellen Ostertagung zusammengekommen. An die 100 Personen sollen sich an dem
Treffen der radikal-volkischen ,Ludendorffer* beteiligt haben. Trotz einer Resolution des zustandi-
gen Stadtrates von Bad Fallingbostel, in der die Hotel- und Gastronomiebetriebe aufgefordert wer-
den, keine Zimmer an die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieser Tagung zu vermieten, hat sich
eine Reihe von Hotels nicht an dem Boykott beteiligt. Durch zivilgesellschaftliche Intervention ist es
im Jahr 2015 gelungen, dass das vormals langjahrige Tagungshotel, das ,Deutsche Haus" in Dorf-
mark, nicht mehr fur die ,Ludendorffer* zur Verfligung steht. In diesem Zusammenhang ist auch
das Engagement von Minister Boris Pistorius zu erwdhnen, der in 6ffentlichen Statements das En-
gagement vor Ort gegen die ,Ludendorffer” unterstiitzt hatte. Blick nach Rechts berichtete bereits
im Januar 2016, dass die ansonsten so verschlossene und offentlichkeitsscheue Gruppierung in
Baden-Wirttemberg verstarkt mit asylfeindlicher Hetze auf Mitgliederfang gehe (vgl. ,Mit Luden-
dorff gegen Fluchtlinge”, Blick nach Rechts, 21. Januar 2016). Aul3erdem kam es in diesem Jahr
am Rande der Ostertagung in Dorfmark zur offenen Leugnung des Holocausts durch einen ehema-
ligen Lehrer (vergleiche ,Braunes Ostertreiben, Blick nach Rechts, 29. Marz 2016)
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1. Wie bewertet die Landesregierung die Entwicklung der Teilnehmerinnen- und Teilneh-
merzahlen an den jahrlichen Ostertreffen in Dorfmark?

Der ,Bund fur Gotterkenntnis (Ludendorff) e. V.“ hat seinen Sitz in Tutzing/Bayern. Er ist nicht in
rechtsextremistische Netzwerke eingebunden und bt keinen nennenswerten Einfluss auf die ideo-
logische Ausrichtung des Rechtsextremismus aus. Fir die Darstellung des Rechtsextremismus in
Niedersachsen ist er von nachrangiger Bedeutung, auch wenn die traditionellen Ostertagungen in
Niedersachsen stattfinden.

An diesen Treffen haben regelméafig zwischen 50 und 100 Personen teilgenommen. In diesem
Jahr lag die Teilnehmerzahl am Ostersamstag leicht dartiber. Dies dirfte darauf zuriickzufihren
sein, dass fur diesen Tag eine Mitgliederversammlung angekiindigt war.

2.  Wie bewertet die Landesregierung die inhaltliche Ausrichtung der ,Ludendorffer”-
Tagungen, insbesondere vor dem Hintergrund der verstarkten Thematisierung von
Flucht und Asyl als rechte Kampagnenthemen (siehe Vorbemerkung)?

Der ,Bund fir Gotterkenntnis (Ludendorff) e. V." ist eine Organisation, fur die eine antidemokrati-
sche und antimodernistische Grundausrichtung verbunden mit antisemitischen und rassistischen
Positionen charakteristisch ist. Aus diesem Grunde Uberrascht es nicht, dass derzeit die Flicht-
lings- und Asylproblematik, wie im gesamten rechtsextremistischen Spektrum, das Schwerpunkt-
thema bildet. Eine kampagnensteuernde Rolle ist damit jedoch nicht verbunden.

3. In Dorfmark haben ,Vdlkische" aus dem Bundesgebiet und Teilen des europdischen
Auslandes teilgenommen. Wie schétzt die Landesregierung den Stellenwert/die Bedeu-
tung des Dorfmark-Treffens fiir die extrem rechte Szene ein?

Die Ostertagungen des ,Bund fir Gotterkenntnis (Ludendorff) e. V.“ dienen der Pflege der Gemein-
schaft. Sie werden als geschlossene, interne Veranstaltungen durchgefiihrt.

Im Ubrigen siehe Antwort zu Frage 1.

6. Fluchtlingspauschale - Wie berlicksichtigt die Landesregierung regionale Unterschiede bei
der Finanzierung?

Abgeordnete Dr. Stefan Birkner, Jan-Christoph Oetjen, Gabriela Kénig, Dr. Marco Genthe und
Hermann Grupe (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Das Hamburger Abendblatt berichtete am 11. Marz 2016 Uber das Gesprach zwischen dem Land-
kreis Harburg und dem niedersachsischen Innenministerium tber eine héhere Flichtlingspauscha-
le.

Der Landkreis fordert eine héhere Pro-Kopf-Pauschale oder eine Spitzabrechnung der Kosten, da
die Unterbringung der Fliichtlinge im Kreis der Metropolregion Hamburg deutlich teurer ist als in
den meisten anderen Regionen des Landes. Die Landesregierung lehnt diese Vorschlage der
Kreisverwaltung ab.

Ferner wird in dem Zeitungsartikel ein Vorschlag des SPD-Ortsverbandes Hanstedt erwahnt, der
eine Staffelung der Kostenerstattung vorschlagt, die sich am Immobilien- und Mietpreisspiegel ori-
entiert.
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Vorbemerkung der Landesregierung

Nach dem Aufnahmegesetz zahlt das Land den Landkreisen, der Region Hannover und den kreis-
freien Stadten zur Abgeltung aller Kosten, die ihnen durch die Durchfuihrung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes (AsylbLG) entstehen, eine jahrliche Pauschale je Leistungsempfangerin und Leis-
tungsempfanger. Mit der Anderung des Aufnahmegesetzes wurde die Kostenabgeltungspauschale
ab 2016 auf 9 500 Euro und ab 2017 auf einen Mindestbetrag von 10 000 Euro pro Person festge-
setzt. Der pauschalen Kostenabgeltung liegt als wesentliches Merkmal die Annahme zugrunde,
dass sich im Ergebnis Unterschiede der tatsachlichen Aufwendungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz ausgleichen. Vor diesem Hintergrund bestimmt sich die Hohe der Kostenabgeltungs-
pauschale im Wesentlichen durch die Bezugnahme auf die Asylbewerberleistungsstatistik, die die
jahrlichen tatsachlichen Aufwendungen der Asylbewerberleistungsempfangerinnen und Asylbewer-
berleistungsempfanger erfasst. So wird eine héhere Kostenabgeltungspauschale gezahlt, wenn die
Summe der landesdurchschnittlichen (tatséchlichen) Ausgaben pro Person nach der Asylbewerber-
leistungsstatistik zuziglich eines pauschalen Betrages in Hohe von 1 500 Euro den Betrag von
10 000 Euro ubersteigt. Mit dem hinzuzurechnenden pauschalen Betrag in Héhe von 1 500 Euro
werden Kosten ausgeglichen, die durch die Asylbewerberleistungsstatistik nicht abgebildet werden,
wie beispielsweise allgemeine Personalkosten.

Nach der jungsten vorliegenden Asylbewerberleistungsstatistik flir das Jahr 2014 betrugen die lan-
desdurchschnittlichen tatsachlichen Ausgaben 7 559 Euro pro Person. Lediglich zwei kommunale
Kostentrager lagen mit ihren durchschnittlichen Ausgaben pro Person weit ilber dem Landesdurch-
schnitt. Allerdings sind sowohl fiir eine Beurteilung der Ursachen fur die extremen Abweichungen
vom Landesdurchschnitt als auch fir eine Evaluierung der gegenwéartigen Kostenabgeltungsver-
einbarung fiir Asylbewerberleistungen die derzeitigen Daten nicht ausreichend. Inshesondere ist
der Immobilien- und Mietpreisspiegel allein kein aussagekraftiges Kriterium. Das zeigt sich daran,
dass die drei kommunalen Kostentrager, die nach dem F+B-Marktmonitor der Forschung und Bera-
tung fur Wohnen, Immobilien und Umwelt im Jahr 2014 die héchsten Marktmieten pro Quadratme-
ter aufwiesen, bei den Ausgaben nach der Asylbewerberleistungsstatistik in 2014 einmal in der N&-
he des Landesdurchschnitts, einmal deutlich (iber dem Landesdurchschnitt und einmal deutlich un-
ter dem Landesdurchschnitt lagen. Die Asylbewerberleistungsstatistik fir das Jahr 2015 wird gege-
benenfalls weitere Erkenntnisse Uber die Entwicklung sowohl der Anzahl der tatsachlichen Leis-
tungsempfangerinnen und Leistungsempfanger als auch die Héhe der tatsachlich geleisteten Aus-
gaben nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ermdglichen. Die Asylbewerberleistungsstatistik fir
das Jahr 2015 wird allerdings erst im Mai oder Juni 2016 vorliegen.

Vom Grundsatz ist mit dem Aufnahmegesetz fur die gesetzlich festgelegten Sozialleistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz Uber die pauschale Kostenabgeltung hinaus keine wie auch im-
mer geartete Sonder- oder Zusatzerstattung vorgesehen. Angesichts der aktuellen Aufnahmever-
pflichtungen werden von kommunaler Seite vermehrt Schwierigkeiten bei der Bereitstellung von
Wohnraum infolge eines angespannten Wohnungsmarktes, begrenzter Flachen oder anderer regi-
onaler Besonderheiten geltend gemacht. Vor diesem Hintergrund wurde fur eine weitergehende
Berilicksichtigung regionaler Unterschiede und zur Erhéhung der Verteilungsgerechtigkeit seitens
des Innenministeriums vorgeschlagen, eine Anpassung des VerteilungsmaRstabes unter Einbezie-
hung weitergehender Indikatoren zu prifen.

1. Was tut die Landesregierung, um regionale Unterschiede, die sich auf die Kosten der
Unterbringung auswirken, auszugleichen?

Das Innenministerium sieht den Verteilparameter als geeignetes Instrument an, um regionalen Be-
sonderheiten gerecht zu werden. Daher prift das Innenministerium gegenwartig, ob neben der
Einwohnerzahl weitere berlicksichtigungsfahige Indikatoren - wie z. B. Wohnungsleerstand, Miet-
preise, Soziallasten - als Faktor fir den Verteilungsmafstab herangezogen werden kénnen. Die
Ergebnisse und deren Umsetzbarkeit werden dann mit den kommunalen Spitzenverbanden zu er-
Ortern sein.

Im Ubrigen verweise ich auf die Vorbemerkung.
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2. Was spricht gegen eine Sonderregelung nach § 4 Abs. 4 des Aufnahmegesetzes fir den
Landkreis Harburg?

Eine von den allgemein geltenden Mal3stdben abweichende Kostenabgeltung ist bei grundsétzlich
allgemeinen Unterbringungsschwierigkeiten nicht vorgesehen.

Mit der Sonderregelung nach 8 4 Abs. 4 des Aufnahmegesetzes hat der Gesetzgeber lediglich die
Maoglichkeit geschaffen, weitergehende Kosten, die zusatzlich zu den Kosten fiir die gewdhnliche
Durchfiihrung des Asylbewerberleistungsgesetzes und auf Veranlassung des Landes entstanden
sind, auszugleichen. Die Voraussetzungen fur die Anwendung der Sonderregelung sind damit vor-
liegend nicht erfullt.

Im Ubrigen verweise ich auf die Vorbemerkung.

3.  Wie bewertet die Landesregierung den genannten Vorschlag, eine Staffelung der Kos-
tenerstattung vorzunehmen, die sich am Immobilien- und Mietpreisspiegel orientiert?

Bereits im Rahmen des Verfahrens zur Anderung des Aufnahmegesetzes zum 1. Januar 2016
wurde die Mdoglichkeit einer differenzierten Betrachtung der Unterbringungskosten geprift. Nach
dem Ergebnis dieser Priifung und in Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverb&nden konnte
eine sinnvolle Bildung eines Clusters fiir den Bereich der Unterbringungskosten zur Staffelung der
Kostenabgeltung nicht gefunden werden.

Gegenwartig wird jedoch geprift, inwieweit eine Berlicksichtigung von Mietpreisen als Indikator
beim Verteilparameter moglich ist. Hierzu verweise ich auf die Antwort zu Frage 1.

7. ,Wut und Enttduschung“ bei den Mitarbeitern der Landesaufnahmebehérde wegen verwei-
gerter Zulage

Abgeordnete Angelika Jahns und Clemens GroRRe-Macke (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Neue Osnabriicker Zeitung (NOZ) berichtete in ihrer Ausgabe vom 8. Mérz 2016 (,Wut und
Enttduschung bei Beschaftigen - Fluchtlingsbehdrde: Land zahlt Mitarbeitern keinen Bonus*) Uber
xdicke Luft* in den Dienststuben der Landesaufnahmebehérde (LAB). Die Mitarbeiter seien sauer,
weil das Land ihnen keinen Bonus wegen der Mehrbelastungen angesichts der Fliichtlingskrise
zahlen wolle. Von Wut und Enttauschung innerhalb der LAB sei jetzt laut NOZ die Rede.

In Personalversammlungen soll der Wunsch nach einer Zulage fur die besonderen Belastungen der
Mitarbeiter entstanden sein. Der Innenstaatssekretar soll eine entsprechende Prifung zugesagt
haben. Im Ergebnis wurde die Zulage jedoch abgelehnt. Auf ein an Ministerprasidenten Weil ge-
richtete Schreiben der LAB-Mitarbeiter soll der Innenstaatsekretar mit der erneuten Ablehnung ge-
antwortet haben.

Der Vorsitzende des Niedersichsischen Beamtenbundes hat hierauf laut NOZ gesagt, dass das
Land definitiv falsch liege, wenn es meine, dass es ohne finanzielle Anreize gehe.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Aufnahme und Unterbringung von Flichtlingen stellt insbesondere die bei der Landesaufnah-
mebehorde tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor groRe Herausforderungen. Sie vollbringen
téglich herausragende Leistungen und fillen das von der Landesregierung initiierte Leitbild der
Willkommenskultur mit Leben. Vor diesem Hintergrund besteht groRes Versténdnis fir die Forde-
rung finanzieller Anreize fir die Beschéftigten der Landesaufnahmebehdérde. Die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Landesaufnahmebehdrde erhalten, sofern sie die entsprechenden Vorausset-
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zungen erfillen, eine Erschwerniszulage. Allerdings hat sich das Land Niedersachsen im norddeut-
schen Verbund mit den Landern Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-
Holstein nach intensiver Abwagung - insbesondere aus besoldungsfachlichen Griinden - dazu ent-
schieden, Uber die Erschwerniszulage hinaus keine weitere Zulage bzw. Einmalzahlung fur die in
Aufnahmeeinrichtungen tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu zahlen. Darliber hinaus zahlen
auch die Bundeslander Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt keine
Zulagen oder Pramien fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Erstaufnahmeeinrichtungen.

1. Zahlen oder zahlten der Bund oder andere Bundeslander an Mitarbeiter vergleichbarer
Dienststellen Zulagen oder Boni wegen der besonderen Belastung in der Flichtlings-
krise? Wenn ja, welche und an wen?

Der Bund sowie die Bundeslander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Hessen, Saarland,
Sachsen (geplant) und Thiringen zahlen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Erst-
aufnahme Zulagen oder Pramien. Der Bund gewahrt eine befristete Stellenzulage bis zu 140 Euro
im Monat, die nach Besoldungsgruppen gestaffelt ist. Hessen zahlt eine Sonderleistungspramie bis
zu 4 000 Euro im Jahr. Die ubrigen aufgefuihrten Lander zahlen eine Zulage bzw. Préamie in Hohe
von monatlich 120 Euro.

Im Ubrigen siehe Vorbemerkungen.

2. Wie moéchte die Landesregierung die ,Wut und Enttduschung“ der Beschéftigten der
Landesaufnahmebehérde und den hohen Krankenstand der LAB mindern?

Die Landesregierung kann nachvollziehen, dass sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Lan-
desaufnahmebehédrde anlasslich der zugesagten Prifung, ob eine Stellenzulage oder Einmalzah-
lung gewahrt werden kann, entsprechende Hoffnungen gemacht haben, die dann nicht erfillt wer-
den konnten.

Zum Krankenstand ist zunéchst festzuhalten, dass im Zusammenhang mit der Flichtlingssituation
trotz der enormen Arbeitsbelastung eine wesentliche Erhéhung nicht wahrnehmbar ist. Allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der LAB NI ist bewusst, dass sie in dieser besonderen Zeit dringend
gebraucht werden. Die Landesregierung mochte sich an dieser Stelle noch einmal fiir das geleiste-
te Engagement und groRe Verantwortungsbewusstsein bedanken.

Derzeit wird an der Verbesserung der Arbeitssituation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der
Landesaufnahmebehérde gearbeitet. Besonderes Augenmerk liegt dabei an der Verbesserung der
Angebote im Rahmen des Gesundheitsmanagements. Daneben wird die Stammbelegschaft durch
den erheblichen personellen Aufwuchs der LAB NI perspektivisch entlastet. Im Ubrigen wird auch
eine weitere Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen im Rahmen von mobilem Arbeiten zur Motiva-
tion und Work-Life-Balance beitragen.

3.  Wieso antwortete erneut der Innenstaatssekretar auf das Begehren der Mitarbeiter der
LAB, auch nachdem sich diese direkt an den Ministerprasidenten wandten?

Im Rahmen des in Niedersachsen geltenden Ressortprinzips entspricht es der Ublichen Praxis,
dass Anfragen aus dem Geschéftsbereich einer obersten Landesbehérde durch das jeweils zu-
stéandige Fachministerium beantwortet werden.
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Sollen Fachhochschulen von der Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten
ausgeschlossen und somit Bologna aulRer Kraft gesetzt werden?

Abgeordnete Dr. Gabriele Andretta (SPD)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wissenschaft und Kultur namens der Lan-
desregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Zulassung von Absolventinnen und Absolventen der Psychologie in die Ausbildung zum Psy-
chologischen Psychotherapeuten erfolgt auf der Grundlage des Psychotherapeutengesetzes
(PsychThG, in Kraft getreten am 1. Januar 1999). Als Zulassungsvoraussetzung zur Ausbildung
bestimmt § 5 Abs. 2 PsychThG eine im Inland an einer Universitat oder gleichstehenden Hochschu-
le (gleichstehend ist definiert als eine Hochschule mit Promotionsrecht) bestandene Abschlusspri-
fung im Studiengang Psychologie, die das Fach ,Klinische Psychologie beinhaltet (bzw. einen
gleichwertigen im Ausland erworbenen Studienabschluss).

Seit der im Rahmen von Bologna eingefiihrten Bachelor-/Masterstudiengédnge und der damit ein-
hergehenden Flexibilisierung der Studienlaufbahnen und -abschlisse sind zunehmend Unklarhei-
ten dariiber aufgetreten, welche Studiengange fur die Ausbildung zur Psychologischen Psychothe-
rapeutin/zum Psychotherapeuten qualifizieren. In der Praxis wird aktuell von den Landesprifungs-
amtern in der Regel eine Kombination von einem Bachelor und einem Master in Psychologie als
Zugangsvoraussetzung fir die Ausbildung zur Psychologischen Psychotherapeutin/zum Psycho-
therapeuten verlangt (konsekutiver Bachelor-/Masterstudiengang Psychologie), in dem das Fach
Klinische Psychologie/Psychotherapie enthalten ist. Dabei weisen einige der Landesprifungséamter
darauf hin, dass sowohl der Bachelor als auch der Master an einer Universitat erworben sein mus-
sen. Weiterhin wird dabei meist verlangt, dass ein bestimmter Facherkanon im Bachelor- und/oder
Masterstudiengang enthalten sein muss.

Diese administrativen Regelungen haben allerdings keine klare Rechtsgrundlage, und der Zugang
in den Bundeslandern wird teilweise unterschiedlich gehandhabt. Psychologische Abschliisse von
Fachhochschulen geniigen jedoch zum gegenwaértigen Zeitpunkt nicht bzw. nur in Ausnahmeféllen
den Anforderungen des Gesetzgebers, um die Ausbildungen zu beginnen, auch wenn sie die glei-
che Ausbildung wie an einer staatlichen Universitat bieten, mit einem identischen Curriculum.

Aktuell strebt die Bundesregierung eine Reform des Psychotherapeutengesetzes an. In diesem Zu-
sammenhang werden von den Interessenverbanden (u. a. Deutsche Gesellschaft flr Psychologie,
Bund Deutscher Psychologen, Bundespsychotherapeutenkammer) Vorschlage diskutiert, welche
auch eine Neuregelung der Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten betreffen. Diesen
Vorschlagen ist gemeinsam, dass die Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten uber
ein grundstandiges Studium der Psychologie erfolgen soll, dem eine Weiterbildung Psychologischer
Psychotherapeut angeschlossen werden soll. Das Studium soll sich dadurch auszeichnen, dass es
ein wissenschaftliches Hochschulstudium (allgemeiner Bachelorabschluss, Masterabschluss mit
Schwerpunkt in Klinischer Psychologie und Psychotherapie) sein soll, das in dieser Form nur an
Universitaten bzw. Hochschulen mit Promotionsrecht angeboten werden kann.

In dieser Form wiirden Absolventen von Hochschulen ohne Promotionsrecht dauerhaft von der
Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten ausgeschlossen bleiben.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung setzt sich fur eine bedarfsgerechte, qualitatsgesicherte Ausbildung von Psy-
chologischen Psychotherapeuten wie auch von Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten ein
und erkennt den Reformbedarf des Psychotherapeutengesetzes (PsychThG) an. Das PsychThG
von 1998 (in Kraft getreten am 01.01.1999) hat den Bologna-Prozess auf Hochschulebene bislang
nicht nachvollzogen. Die Bachelor-/Masterstruktur hat im Gesetzeswortlaut noch keine Berilicksich-
tigung gefunden. Die Forderung und Weiterentwicklung des Bologna-Prozesses ist ein Aufgaben-
feld, in welchem sich Niedersachsen besonders engagiert.

Drucksache 17/5555
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Die berufsrechtlichen Zugangsqualifikationen im Hinblick auf ein vorausgehendes Studium fir die
Psychotherapeutenausbildungen sind bundesgesetzlich in § 5 PsychThG geregelt. Bei der geplan-
ten Reform des PsychThG wird die neue Studienstruktur zu berticksichtigen sein.

1. Mit welcher Berechtigung wird eine Unterscheidung zwischen Universitat und Hoch-
schule gemacht, wenn doch im Zuge des auf eine europaweite Harmonisierung der
Studiengange und -abschliisse abzielenden Bologna-Prozesses an einer Hochschule
ein durch die Einfihrung des ECTS-Systems und der Modularisierung der Studieninhal-
te inhaltlich und formal gleichwertiger Abschluss zu dem an einer Universitat erhalte-
nen vorliegt?

Die im Rahmen des Bologna-Prozesses eingefiihrten neuen Studienstrukturen sehen keine unter-
schiedliche Wertigkeit der an Universitaten bzw. an Fachhochschulen erworbenen Abschliisse vor.
Im Hinblick auf die berufsrechtlich reglementierte Psychotherapeutenausbildung ist zwischen der
derzeitigen Regelung in 8§ 5 PsychThG und einer zukiinftigen Regelung in der seitens des Bun-
desministeriums fir Gesundheit (BMG) geplanten Gesetzesnovelle zu unterscheiden. Der Geset-
zestext des geltenden § 5 PsychThG setzt fiir die Psychotherapeutenausbildung ausdriicklich das
Psychologiestudium (einschlie3lich Klinischer Psychologie) an einer Universitat voraus, wahrend
fur die Ausbildung zum Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten auch das Studium der Pada-
gogik oder Sozialpadagogik an einer Fachhochschule Zugang zu der Aushildung ermdéglicht. Ein
Gesetzentwurf des BMG mit den fur die Zukunft geplanten Regelungen liegt aktuell noch nicht vor.

2. Wie bewertet die Landesregierung die Vorschléage u. a. der Deutschen Gesellschaft fur
Psychologie und der Bundespsychotherapeutenkammer, Hochschulen dauerhaft von
der Aushildung zum Psychologischen Psychotherapeuten auszuschlieRen?

Bei der Neuregelung der Psychotherapeutenaushildung im Psychotherapeutengesetz sollten aus
Sicht der Landesregierung Fachhochschulen nicht grundséatzlich ausgeschlossen werden. Ent-
scheidend erscheinen die Definition von Kompetenzzielen und die Struktur der Ausbildung sowie
die Sicherung der Qualitét im Sinne des Verbraucherschutzes, nicht der Hochschultyp. Im Bereich
der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie existiert in Niedersachsen ein erfolgreiches Ausbil-
dungsmodell in Kooperation der Hochschule Hannover und des Winnicott-Instituts in Hannover. Die
Absolventinnen und Absolventen werden vom Arbeitsmarkt als sehr gut ausgebildet aufgenommen.
Dieses Beispiel zeigt - wenngleich fiir den Bereich der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie -,
dass qualitativ hochwertige Psychotherapeutenausbildung auch an Fachhochschulen erfolgen
kann.

3. Welche Initiativen wird die Landesregierung ergreifen, um die Durchlassigkeit von Ab-
schlissen im Sinne des Bologna-Prozesses an niedersachsischen Hochschulen si-
cherzustellen?

Im Hinblick auf die anstehende Novellierung des Psychotherapeutengesetzes wird sich Nieder-
sachsen in den entsprechenden Gremien dafir einsetzen, dass die Kriterien fur das geforderte
Studium sich nicht am Hochschultyp, sondern an den Kompetenzzielen, der Struktur und der Quali-
tatssicherung orientieren.
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9. Familiennachzug subsidiar geschutzter syrischer Flichtlinge
Abgeordnete Belit Onay und Filiz Polat (GRUNE)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Syrische Flichtlinge, die Familienmitglieder nach Deutschland nachholen méchten, haben mit gro-
Ben Schwierigkeiten bei der Visumbeschaffung zu kdmpfen. Insbesondere die langen, dem Ver-
nehmen nach 16 Monate dauernden Wartezeiten auf einen Termin bei den deutschen Vertretungen
in der Turkei und im Libanon zur Visumantragsstellung fiihren zu langjahrigen Familientrennungen.
Hinzu kommen Probleme mit der Legalisierung von Papieren oder dem uneinheitlichen Umgang mit
Flichtlingen, die keine Passe bei den syrischen Behdrden besorgen kénnen. Wahrend in manchen
Fallen Ausnahmen von der Passpflicht gemacht werden, sofern die Identitat durch anderweitige
Dokumente nachgewiesen werden kann, wird in anderen Fallen die Erteilung eines Visums verwei-
gert. Auch der Umgang mit dem E-Mail-Verfahren ist nicht in allen Fallen einheitlich.

Zur Erleichterung des Familiennachzugs syrischer Flichtlinge hatte das niederséchsische Innenmi-
nisterium am 15. Juni 2015 auf Bitten von Bundesinnenministerium und Auswartigem Amt seine
Globalzustimmung zur Visumserteilung nach § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG an nachzugsberechtigte
syrische Fliichtlinge erteilt. Damit sollten wesentliche Erleichterungen und eine Beschleunigung der
Visumerteilung an Ehegatten und minderjahrige ledige Kinder erreicht werden. Darlber hinaus hat-
te das niedersachsische Innenministerium die Auslanderbehérden in einem Erlass vom 15. Juni
2015 gebeten, von der Mdglichkeit der Vorabzustimmung nach § 31 Abs. 3 AufenthV in den Féllen
des § 29 Abs. 2 Satz 1 AufenthG Gebrauch zu machen.

Der nachzugsberechtige Personenkreis nach § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG umfasst auch Angehdri-
ge subsidiar Schutzberechtigter. Seit dem Inkrafttreten des auf Bundesebene beschlossenen Asyl-
pakets Il am 17. Marz 2016 ist der Familiennachzug fiir Personen ausgesetzt, die lediglich interna-
tionalen subsididren Schutz erhalten. Darliber hinaus werden durch die Wiedereinfihrung von Ein-
zelverfahren zum 1. Januar 2016 syrische Flichtlinge vermehrt nur noch als subsidiar schutzbe-
rechtigt anerkannt und fallen somit unter die Aussetzung des Familiennachzugs.

Vorbemerkung der Landesregierung

Das Auswartige Amt und das Bundesministerium des Innern hatten in einem gemeinsamen und an
alle Innenressorts der Lander gerichteten Schreiben vom 4. Mai 2015 darauf hingewiesen, dass
(zum damaligen Zeitpunkt) Gber 100 000 Menschen aus Syrien in Deutschland Zuflucht vor dem
Konflikt gefunden hétten, und bewerteten dies als beispiellosen Beitrag von Bund und Léndern zur
Linderung des Fliichtlingselends.

Gleichzeitig wurden Probleme beim Familiennachzug zu hier lebenden syrischen Fliichtlingen ein-
geraumt, da trotz Personalverstarkungen und enormer organisatorischer Anstrengungen die Termi-
ne in den Visastellen oft auf Monate ausgebucht seien. Die gro3e Hilfs- und Aufnahmebereitschaft,
die die Syrer in Deutschland kennenlernten, sollten sich aber auch beim Familiennachzug zeigen.
Daher sollte kein Familienangehdriger aus Syrien langer auf die Erfullung seines Rechtsanspruchs
auf Familienzusammenfiihrung warten als unbedingt nétig.

Es wurde angekiindigt, dass der Bund sein Verfahren vereinfachen und bei der Uberpriifung der
Familienverhaltnisse kinftig keinen Nachweis durch legalisierte Urkunden mehr fordern, sondern
eine Glaubhaftmachung als ausreichend ansehen werde. Daneben sollte die Flichtlingseigenschaft
des in Deutschland lebenden Angehdrigen kiinftig durch einen automatisierten Abgleich mit dem
Auslanderzentralregister (AZR) Uiberprift werden.

12
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Die Lander wurden gebeten, zur weiteren Verfahrenserleichterung folgende MalRnahmen umzuset-
zen:

— Vor dem Hintergrund, dass die Visumerteilung zur Familienzusammenfuhrung der vorherigen
Zustimmung der Ortlichen Ausléanderbehérde bedarf (8 31 der Aufenthaltsverordnung), sollte
diese einzelfallbezogene Zustimmung durch eine globale (pauschale) Zustimmung der obersten
Landesbehodrden auf der Grundlage von § 32 der Aufenthaltsverordnung ersetzt werden. Hier-
durch wiirde eine Beteiligung der Auslanderbehdrden ganzlich entfallen.

— Bis zur vollstindigen Umsetzung des vereinfachten Verfahrens beim Bund und bis zum Vorlie-
gen der Globalzustimmung der obersten Landesbehdrden kénnten und sollten die Auslander-
behérden von der Mdglichkeit Gebrauch machen, der Visumerteilung bereits vorab zuzustim-
men (sogenannte Vorabzustimmung gemal § 31 Abs. 3 der Aufenthaltsverordnung). Dabei
sollte beim Nachweis der familidren Beziehungen im Regelfall ebenfalls eine Glaubhaftma-
chung (anstatt urkundlicher Nachweise) ausreichen.

Niedersachsen folgte diesen Bitten des Bundes, indem das Ministerium fur Inneres und Sport am
15. Juni 2015 seine Globalzustimmung zum Zwecke des Familiennachzuges zu syrischen Fliicht-
lingen fir die Visumerteilung an Ehegatten und minderjéahrige ledige Kinder des in § 29 Abs. 2
Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes beschriebenen Personenkreises erteilte. Dieser Personenkreis um-
fasst Asylberechtigte, nach der Genfer Fliichtlingskonvention anerkannte Flichtlinge, subsidiar
Schutzberechtigte und Resettlement-Fliichtlinge, soweit der fir den Familiennachzug erforderliche
Antrag innerhalb von drei Monaten nach unanfechtbarer Fliichtlingsanerkennung bzw. bei Resett-
lement-Flichtlingen nach Erteilung einer entsprechenden Aufenthaltserlaubnis gestellt wurde. Da-
neben wurden die Auslanderbehdrden gebeten, von der Mdglichkeit der Vorabzustimmung ver-
starkt Gebrauch zu machen.

In der Folgezeit wurde seitens des Auswartigen Amtes die angesprochene automatisierte Datenab-
frage beim AZR eingeflihrt und ein spezielles Webportal zum Familiennachzug zu syrischen
Schutzberechtigten eingerichtet (https://familyreunion-syria.diplo.de/). Dort und in mehrsprachig
verfligbaren Flyern stellt das Auswaértige Amt weitere Informationen und die nétigen Verfahrens-
schritte dar.

Im Zuge der Umsetzung des sogenannten Asylpakets Il durch das am 17. Marz 2016 in Kraft getre-
tene Gesetz zur Einflihrung beschleunigter Asylverfahren wurde der Familiennachzug zu subsidiar
Schutzberechtigten im Sinne des § 4 des Asylgesetzes bis zum 16. Mérz 2018 ausgesetzt; subsidi-
ar Schutzberechtigte, die vor dem 18. Mérz 2016 eine entsprechende Aufenthaltserlaubnis erhalten
haben, sind hiervon nicht betroffen (§ 104 Abs. 13 des Aufenthaltsgesetzes).

1. Besteht die Globalzustimmung zur Visumerteilung fir andere nach § 29 Abs. 2 Satz 2
AufenthG nachzugsberechtigte syrische Fliichtlinge weiterhin?

Ja.

2. Welche weiteren MaBnahmen wurden ergriffen, um die Verfahren zum Familiennachzug
dieses Personenkreises zu erleichtern?

Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. Erganzend wird darauf hingewiesen, dass das Visumverfah-
ren - mit Ausnahme der erforderlichen Zustimmung der Auslanderbehérde bzw. der obersten Lan-
desbehdrde - in der Verantwortung des Bundes (deutsche Auslandsvertretungen und Auswartiges
Amt) liegt.

3. Wie viele Personen konnten bisher das erleichterte Verfahren nutzen?

Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.
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10. Wie viele Fliichtlinge werden als , Hartefélle* anerkannt?
Abgeordnete Belit Onay und Filiz Polat (GRUNE)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Niedersachsische Hartefallkommission wurde 2013 reformiert, und die dazugehdrige Verord-
nung wurde grundlegend Uberarbeitet. Der seitdem erste veroffentlichte Tatigkeitsbericht umfasst
den Zeitraum 1. Januar 2013 bis 31. August 2014.

Laut diesem Bericht gab es 2013 insgesamt 556 Eingaben und 2014 (bis zum 31. August 2014)
531 Eingaben. 2013 wurden insgesamt 413 Entscheidungen Uber Annahme oder Nichtannahme
zur Beratung getroffen, davon wurden 232 Eingaben angenommen. 2014 wurden bis zum
31. August insgesamt 397 Entscheidungen getroffen, davon wurden 148 Eingaben angenommen.

2013 wurden insgesamt 33 Eingaben in der Hartefallkommission beraten, davon wurden 6 abge-
lehnt und 27 als Hartefallersuchen an das Ministerium flir Inneres und Sport weitergeleitet. Im Be-
richtszeitraum 2014 wurden schlie8lich 87 Eingaben beraten, davon wurden 10 Eingaben abge-
lehnt und 77 Eingaben als Hartefallersuchen weitergeleitet.

Das Ministerium fiir Inneres und Sport hat 2013 in insgesamt 15 Fallen aus den Jahren 2012 und
2013, d. h. noch von der Vorgangerkommission entschiedene Falle, die Anordnung getroffen, eine
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. In vier Fallen hat das Ministerium von einer solchen Anordnung
abgesehen. Im Berichtszeitraum 2014 hat das Ministerium fiir insgesamt 79 Eingaben die Anord-
nung getroffen, eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. Nur in einem Fall wurde dies abgelehnt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die im Jahr 2013 reformierte Niederséchsische Hartefallkommission hat im Jahr 2015 ihre erfolg-
reiche Arbeit fortgesetzt. Im vergangenen Jahr wurden von allen Beteiligten Uber so viele Einzelfal-
le entschieden wie nie zuvor. Die sehr guten Erfolge bei der Beratung von Hartefalleingaben sind
das Ergebnis einer hoch engagierten und sachlich zusammenarbeitenden Hértefallkommission und
der konstruktiven Zusammenarbeit mit dem Ministerium flr Inneres und Sport und den niederséach-
sischen Auslanderbehdérden. Die gesamten Zahlen kdnnen aus dem am aktuell verdffentlichten Té-
tigkeitsbericht fur den Zeitraum vom 1. September 2014 bis zum 31. Dezember 2015 entnommen
werden.

1. Wie viele der seit dem 1. September 2014 an die Hartefallkommission gerichteten Ein-
gaben wurden zur Beratung angenommen?

Vom 1. September 2014 bis zum 31. Dezember 2015 wurden 400 Eingaben zur Beratung ange-
nommen. Vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Marz 2016 waren es 61 Eingaben.

2. Wie viele Eingaben hat die Hartefallkommission seit dem 1. September 2014 als Harte-
fallersuchen an das Ministerium fur Inneres und Sport weitergleitet?

Vom 1. September 2014 bis zum 31. Dezember 2015 wurden insgesamt 249 Hartefallersuchen an
das Ministerium fur Inneres und Sport weitergeleitet. Vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Marz 2016
waren es 31 Hartefallersuchen.
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3. In wie vielen Féllen wurde seitens des Ministeriums fir Inneres und Sport eine Anord-
nung getroffen, eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen?

Vom 1. September 2014 bis zum 31. Dezember 2015 wurden seitens des Ministeriums fir Inneres
und Sport 234 Anordnungen getroffen, eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. Vom 1. Januar 2016
bis zum 31. Marz 2016 waren es 29 Anordnungen.

Mietpreisbremse fur Niedersachsen

Abgeordnete Marco Brunotte, Uwe Schwarz, Dr. Thela Wernstedt, Immacolata Glosemeyer, Holger
Ansmann und Christos Pantazis (SPD)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Der Bund hat den Landern die Mdglichkeit gegeben, in Gebieten mit angespannten Wohnungs-
markten die Mietpreisbremse einzufuhren. Bei Einfihrung darf die Miete bei Neubelegung einer
Wohnung nicht mehr héher als 10 % uber der ortsiiblichen Vergleichsmiete liegen.

Die Niedersachsische Landesregierung hat die NBank beauftragt, die Wohnungsmaérkte in Nieder-
sachsen zu analysieren und die Einfihrung der Mietpreisbremse zu prifen. In dem Gutachten
kommt die NBank zu dem Ergebnis, dass in zwdlf Kommunen und séamtlichen niedersachsischen
Inselgemeinden die Preisbremse eingefuihrt werden sollte: Braunschweig, Buchholz in der Nordhei-
de, Buxtehude, Géttingen, Hannover, Langenhagen, Leer, Liuneburg, Oldenburg, Osnabrick,
Vechta, Wolfsburg sowie Wangerooge, Spiekeroog, Langeoog, Baltrum, Norderney, Juist und
Borkum.

Die Niedersachsische Landesregierung hat die betroffenen Kommunen angehért und ihnen die
Mdglichkeit zur Stellungnahme zur Einfihrung der Mietpreisbremse bis Anfang Marz 2016 gege-
ben.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der Bundesgesetzgeber hat die Landesregierungen im Birgerlichen Gesetzbuch (BGB) ermachtigt,
durch drei verschiedene Rechtsverordnungen befristet in Gebieten mit angespanntem Wohnungs-
markt regelnd einzugreifen. Dadurch soll der Mieterschutz in diesen Gebieten verbessert werden.
Die Landesregierungen kénnen mit diesen Rechtsverordnungen Gebiete festlegen, in denen die
ausreichende Versorgung der Bevdlkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen
besonders geféhrdet ist. Nur in diesen ausgewiesenen Gebieten gelten bestimmte bundesrechtli-
che Mieterschutzvorschriften. Im Einzelnen handelt es sich dabei um folgende Regelungen:

a) Mietpreisverordnung nach § 556 d Abs. 2 BGB (sogenannte Mietpreisbremse),
b) Kappungsgrenzenverordnung nach § 558 Abs. 3 Satz 3 BGB und
¢) Kindigungssperrfristverordnung nach § 577 a Abs. 2 Satz 2 BGB.

Nachdem die Wohnungsmarktbeobachtung der NBank in den vergangenen Jahren stets von einem
im Wesentlichen ausgeglichenen und entspannten Wohnungsmarkt in Niedersachsen berichtet hat-
te, weist der im Sommer 2015 vorgestellte aktuelle Wohnungsmarktbericht erstmals darauf hin,
dass auch in Niedersachsen in einzelnen Regionen mittlerweile von einer angespannten Woh-
nungsmarktlage gesprochen werden muss. Zur ldentifizierung dieser Regionen hat die Landesre-
gierung unverziglich die NBank mit einer Analyse beauftragt. Aus dieser ergibt sich, dass in zwolf
Stadten die ausreichende Versorgung der Bevdlkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Be-
dingungen besonders geféahrdet ist. Dies muss auch fir die sieben Inselgemeinden wegen der be-
sonderen geographischen Lage angenommen werden.
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Der Landesregierung ist bewusst, dass eine nachhaltige Marktentspannung letztlich nur durch eine
Angebotsausweitung, also durch verstarkten Wohnungsneubau eintreten kann. Von der Bauidee
Uber die Finanzierung und Genehmigung bis zur Bezugsfertigkeit kénnen jedoch mitunter mehrere
Monate oder gar Jahre vergehen. Gleichzeitig nimmt der Nachfragedruck insbesondere in den Bal-
lungsraumen weiter zu, wobei es teilweise auch einen Mangel an bebaubaren Grundstiicken gibt.

Fur einen Ubergangszeitraum von funf Jahren soll in den 19 identifizierten Kommunen von allen
drei Verordnungsermachtigungen des BGB Gebrauch gemacht werden. Dadurch sollen die Rechte
der Mieterinnen und Mieter in einem fir sie nachteiligen Marktumfeld gestarkt werden. Gleichzeitig
soll das Wohnungsangebot dank umfangreicher FérdermaRnahmen der Kommunen und insbeson-
dere des Landes steigen.

Um eine enge Abstimmung mit den betroffenen Stadten und Gemeinden zu gewahrleisten, hat sich
die Landesregierung dazu entschieden, den Kommunen noch vor dem férmlichen Verordnungsver-
fahren Gelegenheit zur mindlichen und schriftlichen Stellungnahme zu geben. Die kommunalen
Spitzenverbande waren eingebunden.

1. Wie bewertet die Landesregierung die Stellungnahmen der Kommunen zur Einfihrung
der Mietpreisbremse?

In den eingegangenen Stellungnahmen wird - trotz einiger kritischer Anmerkungen - die Einfiihrung
der Instrumente fir den Mieterschutz in den von der NBank genannten Stadten und Gemeinden be-
flrwortet.

2. Wie werden die nachsten Schritte der Landesregierung zur Einfuhrung der Mietpreis-
bremse aussehen, und wann werden diese jeweils folgen?

Im Sozialministerium wird derzeit ein Verordnungsentwurf erarbeitet. Nach Abstimmung innerhalb
der Landesregierung werden die zu beteiligenden Verbande angehért. Die Stellungnahmen der
Verbande werden ausgewertet und die Verordnung sodann der Landesregierung zur abschliel3en-
den Entscheidung vorgelegt. Es wird angestrebt, dass die Verordnung im Herbst dieses Jahres
vero6ffentlicht werden und in Kraft treten kann.

3. Mit welchen weiteren MaBnahmen begegnet die Landesregierung steigenden Mieten
sowie angespannten Wohnungsmarkten, und wie schatzt sie deren Wirkung ein?

Neben der sogenannten Mietpreisbremse sollen in derselben Verordnung in allen 19 identifizierten
Kommunen zusétzlich die Kappungsgrenze abgesenkt und die Kindigungssperrfrist verlangert
werden. Insoweit wird auf die Vorbemerkung verwiesen.

Mit der Kappungsgrenzenverordnung werden Mieterhéhungen in bestehenden Mietverhaltnissen
nur noch um héchstens 15 statt 20 % innerhalb von drei Jahren bis zur Hohe der ortsublichen Ver-
gleichsmiete mdoglich sein. Dadurch wird verhindert, dass vor allem langjahrige Mieterinnen und
Mieter mit geringem Einkommen wegen stark steigender Mieten aus attraktiven Wohnquartieren
wegziehen missen und in Randgebiete verdrangt werden. Insbesondere bei 6ffentlich geférderten
Mietwohnungen, die aus der Sozialbindung herausgefallen sind, wird der Mietanstieg so wirksam
gedampft. Die gesenkte Kappungsgrenze dient somit nicht nur dem Mieterschutz, sondern erfillt
auch eine wichtige stadtebauliche Funktion, indem sie gewachsene Sozialstrukturen schitzt und
Gentrifizierungstendenzen entgegenwirkt.

Mit der Kuindigungssperrfristverordnung kann die gesetzliche Kiindigungssperrfrist bei Umwandlung
und Verkauf von Miet- zu Eigentumswohnungen von drei Jahren auf bis zu zehn Jahre verlangert
werden. Eine verlangerte Kindigungssperrfrist dammt die Umwandlungsspekulation in begehrten
Wohnlagen ein und schitzt Mieterinnen und Mieter vor friihzeitigen Eigenbedarfskiindigungen. Der
Verlust von preisglinstigem Mietwohnraum wird verlangsamt. Somit dient die verlangerte Kindi-
gungssperrfrist neben dem Mieterschutz auch dazu, gewachsene Sozialstrukturen zu bewahren
und die Gentrifizierung zu verlangsamen.
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Zudem soll die Verordnung uber die Uberlassung von Sozialwohnungen vom 20. Marz 1991
(Nds. GVBI. 1991, 151) an die gednderte Wohnungsmarktsituation angepasst werden. Mit dieser
Verordnung kdnnen Kommunen mit erhéhtem Wohnungsbedarf ein Benennungsrecht gegenuber
Vermieterinnen und Vermietern von offentlich geférderten Mietwohnungen ausiiben. Dabei muss
die Vermieterin oder der Vermieter aus mindestens drei von der Kommune vorgeschlagenen
wohnberechtigten Personen eine Person auswahlen. Zurzeit darf dieses Benennungsrecht lediglich
in acht Kommunen ausgeiibt werden. Dort hat sich dieses Instrument sehr gut bewahrt, um Perso-
nen mit besonderen Zugangsschwierigkeiten zum Wohnungsmarkt mit angemessenem Wohnraum
versorgen zu kdnnen. Die Landesregierung geht davon aus, dass die Gebietskulisse deutlich aus-
geweitet werden kann. Die NBank ist mit einer diesbezuglichen Analyse beauftragt.

Steigenden Mieten und angespannten Wohnungsmarkten kann vor allem begegnet werden, indem
das Angebot an Wohnungen zu erschwinglichen Preisen entsprechend ausgeweitet wird. Ein wich-
tiges Instrument, um dies zu erreichen, sieht die Landesregierung weiterhin in der sozialen Wohn-
raumférderung. Aus diesem Grund hat sie den sozialen Wohnungsbau gestéarkt und fur die Forde-
rung von nachhaltig nutzbarem Mietwohnraum zusétzlich 400 Millionen Euro zur Verfigung gestellt.
Ziel ist, neben bezahlbaren Wohnungen fiir Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen spezi-
ell auch altersgerechten und barrierefreien Wohnraum sowie Wohnraum fiir Flichtlinge zu schaf-
fen. Es wird geschatzt, dass mit den zusatzlichen Mitteln rund 5000 Mietwohnungen gefordert
werden kdnnen.

Mit der Aufstockung des Programmvolumens wurden gleichzeitig die Fordermodalitdten angepasst
und verbessert, um die Investitionstétigkeit weiter zu erhéhen. So wurden insbesondere gestiegene
Baukosten bertiicksichtigt, die etwa durch erhdhte Anforderungen der Energieeinsparverordnung
entstehen kdnnen. Seit dem 1. Januar 2016 kann auch der landliche Raum von der sozialen Wohn-
raumférderung profitieren. Bisher war die Férderung im allgemeinen Mietwohnungsbau auf stadti-
sche Gebiete beschrankt.

Neben den 400 Millionen Euro stehen bis 2019 jahrlich weitere 78,32 Millionen Euro flr die soziale
Wohnraumférderung zur Verfligung.

Die Landesregierung hélt es ungeachtet ihrer MaBnahmen zur Starkung des gefoérderten Woh-
nungsbaus fur dringend erforderlich, dass sich private Investoren ebenfalls verstarkt im preiswerten
Wohnungsneubau engagieren, um die erhdhte Wohnungsnachfrage zu decken. Insoweit begrif3t
und unterstitzt sie grundsatzlich auch die MaRnahmen des Bundes, um den Mietwohnungsbau in
Gebieten mit angespannter Wohnungslage weiter anzukurbeln. Dies gilt etwa fiir den von der Bun-
desregierung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Férderung des Mietwohnungs-
neubaus (BR-Drs. 67/16), der aktuell im Bundestag beraten wird. Mit der darin vorgesehenen steu-
erlichen Forderung sollen die MaRnahmen der Lander im Mietwohnungsneubau unterstiitzt werden,
um moglichst zeitnah insbhesondere private Investoren zum Bau preiswerten Wohnraumes in be-
sonders angespannten Gebieten anzuregen. In Niedersachsen kdmen voraussichtlich 59 Kommu-
nen aufgrund ihrer Zuordnung zu einer hohen Mietenstufe als Férdergebiet in Betracht, darunter die
Stadte Hannover, Braunschweig und Wolfsburg sowie samtliche 42 Gemeinden des Landkreises
Harburg. Die Stadte Leer, Osnabriick und Vechta sowie alle sieben Inselgemeinden wirden nach
Einfihrung der sogenannten Mietpreisbremse voraussichtlich ebenfalls dem Férdergebiet angehdo-
ren.

Die Wirkung dieser MalRnahmen auf das Wohnraumangebot hangt von verschiedenen Faktoren ab.
Ungeachtet allgemeiner zyklischer Einflisse auf die Wohnungsbauinvestitionen kénnen im Woh-
nungsneubau langere Vorlaufzeiten bestehen, die durch die notwendige Ausweisung und Erschlie-
fung von Bauland, das Schaffen von Baurecht, die Planung und schlie3lich die BaumaRnahme
selbst bedingt sind. Dariiber hinaus sind unterschiedliche Akteure in den Gesamtprozess einge-
bunden, etwa private Investoren, die Kommunen sowie Bauunternehmen, die Uber die entspre-
chenden Kapazitaten verfligen mussten.
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12. Gefahrdet das Mindestlohngesetz inklusive und quartiersbezogene Angebote fiir Menschen
mit Behinderungen?

Abgeordneter Burkhard Jasper (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung)
namens der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

In den letzten Jahren wurde fiir Menschen mit Behinderungen der Ausbau von dezentralen, klein-
teiligen Wohnformen vorangetrieben, die die bisherigen Gro3- und Komplexeinrichtungen ergan-
zen. Nach Angaben der Trager hat nun aber das Mindestlohngesetz zu Regelungsliicken und
Rechtsunsicherheiten gefuhrt, weshalb diese inklusiven und quartiersbezogenen Angebote geféhr-
det seien. Massive Konflikte mit dem Mindestlohngesetz ergében sich insbesondere in den fami-
lienanalogen Hilfen. Dieses Konzept sehe keine Schichtdienstmodelle vor. Vielmehr lebten die Mit-
arbeitenden mit den Klienten in familiaren Strukturen zusammen. Eine Dokumentation der Arbeits-
zeiten sei insofern praxisfern. Da aber im Gegensatz zum Arbeitszeitgesetz beim Mindestlohnge-
setz keine Sonderregelungen geschaffen wurden, misse die zu vergltende Arbeitszeit mit 365 Ta-
gen und 24 Stunden je Tag mit dem Mindestlohn berechnet werden.

Ein weiteres Problemfeld seien die sogenannten Nachtbereitschaften in kleinen, sozialrdumlichen
Wohngemeinschaften der Behindertenhilfe und Sozialpsychiatrie. Da das Mindestlohngesetz die
gesamte Anwesenheitszeit als vergutungspflichtige Arbeitszeit werte, komme es unter Bertcksich-
tigung dieser Fallkonstellation oft zu einer Unterschreitung des Mindestlohns.

1. Wird sich die Landesregierung dafiir einsetzen, dass die in den Arbeitsvertragsrichtli-
nien und Tarifvertrdgen zugrunde gelegte wéchentliche Arbeitszeit der Mitarbeitenden
in den familienanalogen Hilfen auch die Bemessungsgrundlage der Mindestlohnbe-
rechnung ist?

Der Gesetzgeber hat die spezifischen Erfordernisse und Bedingungen der familienanalogen Hilfe
gewurdigt und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in hduslicher Gemeinschaft mit den ihnen
anvertrauten Personen zusammenleben und diese eigenverantwortlich erziehen, pflegen oder be-
treuen, vom Geltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes ausgenommen (8§ 18 Abs. 1 Nr. 3 ArbZG). Er
hat damit anerkannt, dass hier eine besondere Situation gegeben ist, die sich herkémmlicher Er-
fassung und Beurteilung entzieht. Die Zugrundelegung einer fiktiven Arbeitszeit bei der Anwendung
des Mindestlohngesetzes (MiLoG) ist nach Auffassung der Landesregierung in gedanklicher Wei-
terfiihrung der Regelungen des ArbZG in diesem Sonderfall nicht zu beanstanden.

2. Halt die Landesregierung es fur ein akzeptables Vorgehen, wenn die in den Arbeitsver-
tragsrichtlinien und Tarifvertragen vereinbarten Zeitanteile einer Nachtbereitschaft als
Bemessungsgrundlage fiir den Mindestlohn definiert werden?

Nach standiger arbeitsgerichtlicher Rechtsprechung sind Nachtbereitschaften Arbeitszeit, sei es in
Gestalt von Arbeitsbereitschaft oder von Bereitschaftsdienst, und daher grundsatzlich vergutungs-
pflichtig.

Zu der Frage, wie bei einer vertraglichen Vereinbarung von ,Voll-“Arbeit und Bereitschaftsdienst zu
prufen ist, ob der gesetzliche Mindestlohn gezahlt wird, hat das Arbeitsgericht Aachen zwei Ent-
scheidungen getroffen (Urteil vom 21.04.2015, 1 Ca 448/15 h und vom 25.08.2015, 3 Ca 466/15 h).
Nach seinem Urteil fir ein Arbeitsverhaltnis, dem der TVOD zugrunde lag, gilt, dass bei der Zahlung
einer Vergltung fur eine Leistung, die sowohl eine ,Voll-“Arbeit als auch Bereitschaftsdienst um-
fasst, der Mindestlohnverpflichtung dann genigt ist, wenn die vereinbarte Gesamtvergiitung geteilt
durch die insgesamt fiir beide Dienstarten zu leistende Arbeitszeit die Einhaltung von 8,50 Eu-
ro/Stunde ergibt. Diese Entscheidung hat das Landesarbeitsgericht Koln bestatigt (Urteil vom
15.10.2015, 8 Sa 540/15).

18



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode

Drucksache 17/5555

13.

Demnach ist anhand der jeweils einschléagigen arbeitsvertraglichen Regelungen zu entscheiden, ob
der Mindestlohn eingehalten ist.

Auf die Gestaltung und Umsetzung von Arbeitsvertragsrichtlinien und Tarifvertrdagen nimmt die
Landesregierung keinen Einfluss.

3.  Wird die Landesregierung, sofern sie die in den beiden vorhergehenden Fragen aufge-
zeigten Losungsvorschlage nicht unterstitzen will, eine Refinanzierung des Personal-
kostenanstiegs sicherstellen?

Zunéchst wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen. Dariiber hinaus weist die Lan-
desregierung darauf hin, dass in Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe fir Menschen mit Be-
hinderung die Kosten des betreuenden Personals Bestandteil der Kalkulation der nach § 76 Abs. 2
Satz 1 des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XIl) zu vereinbarenden Manahmepauschalen
sind. Bislang liegen dem Land als Uiberortlichem Trager der Sozialhilfe und Vertragspartei im Sinne
des § 76 SGB XII keine Aufforderungen von Einrichtungstrégern zu Neuverhandlungen der verein-
barten MaRhahmepauschalen vor, die mit Auswirkungen des MiLoG begrindet sind.

#ausnahmslos Defizite beim Thema Gleichstellung?
Abgeordnete Petra Joumaah (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Niedersachsen hat 2016 den Vorsitz der 26. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerin-
nen und -minister, -senatorinnen und -senatoren der Lander (26. GFMK) inne. Auf Initiative Nieder-
sachsens soll sich die Konferenz u. a. mit der Frage befassen, wie das Thema Gleichstellung als
Wert unserer Gesellschaft in Integrations- und Sprachkursen fir Fliichtlinge deutlich aufgewertet
werden kann.

Generell missten aber ,alle Menschen - mit Zuwanderungsgeschichte genauso wie Menschen mit
deutscher Herkunft - wissen, dass die Gleichstellung der Geschlechter und der respektvolle Um-
gang miteinander in Deutschland unabdingbare Voraussetzung des gesellschaftlichen Lebens
sind®, so Ministerin Rundt in ihrer Pressemitteilung vom 15. Januar 2016 zur Ubernahme des Vor-
sitzes der 26. GFMK.

1. Welche Defizite sieht die Landesregierung beim Thema Gleichstellung in den Integrati-
ons- und Sprachkursen fur Flichtlinge?

Im Orientierungskurs der bundesweit einheitlich durchgefiihrten Integrationskurse werden Alltags-
wissen sowie Kenntnisse Uber Rechtsordnung, Geschichte und Kultur in Deutschland vermittelt.
Gemalf dem Integrationskurskonzept soll zwar auf die Kenntnisse der Gleichberechtigung beson-
derer Wert gelegt werden, das Thema findet sich in der Themenauflistung jedoch nicht als explizit
genanntes Feld wieder. Viele der derzeit neu zuwandernden Menschen reisen aus Herkunftsstaa-
ten ein, deren Strukturen patriarchalisch gepragt und weit von einer gleichberechtigten Teilhabe
von Frauen und Mannern entfernt sind. Es muss daher sichergestellt werden, dass die Menschen
dazu angehalten werden, sich fiir die Gleichberechtigung der Geschlechter zu 6ffnen, und sie darin
bestarkt werden, ein Leben in Freiheit und Gleichheit anzustreben.

Gefluchtete Frauen partizipieren nach ersten Erkenntnissen bisher nur in geringem Umfang an
konkreten MaRnahmen zur Vorbereitung auf eine Erwerbstétigkeit. Auch bei der Teilnahme an ers-
ten Sprachkursen gibt es Hinweise, dass Frauen seltener beteiligt sind bzw. aufgrund von fehlender
Kinderbetreuung, in Ermangelung von Teilzeitkursen oder aus kulturellen Griinden Kurse abbre-
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chen missen. Es mangelt hier jedoch an einer umfassenden Statistik mit verlasslichen ge-
schlechtsspezifischen Teilnahme- und Verbleibezahlen der verschiedenen Anbieter.

Damit Frauen beim Spracherwerb und im Hinblick auf ihre Kompetenzen und Potenziale fir eine
spatere Erwerbstatigkeit nicht dauerhaft ins Hintertreffen geraten, missen die besonderen Bedarfe
weiblicher Fliichtlinge bei allen Angeboten berlicksichtigt werden.

Um die zeitnahe Teilnahme an den Kursen zu verbessern, sollten Vorbehalte bei Personen mit Zu-
wanderungsgeschichte abgebaut werden, ihre Kinder in die Obhut von (kommunalen) Betreuungs-
einrichtungen zu geben. Daflr sollten starker Erzieherinnen und Erzieher ihres Kulturkreises einge-
bunden werden.

Individuelle Beratungsangebote sollten den Frauen den Nutzen von Bildung und Erwerb deutscher
Sprachkenntnisse vermitteln, um die Motivation fur die Teilnahme zu steigern.

2. Welche konkreten Vorstellungen hat die Landesregierung, um das Thema Gleichstel-
lung in den Integrations- und Sprachkursen fur Flichtlinge aufzuwerten?

Die nach der Integrationskursverordnung angebotenen Integrations- und Sprachkurse liegen im
Zustandigkeitsbereich des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF), wobei die Durchfiih-
rung durch zugelassene Tréager erfolgt.

Die Konferenz der fur Integration zustandigen Ministerinnen und Minister sowie Senatorinnen und
Senatoren 2016 fordert eine erneute Evaluierung und Uberarbeitung des Integrationskonzeptes des
Bundes. Es gilt zu Uberprifen, ob die Stellung der Frau in Deutschland ausreichend thematisiert
wird.

Um die Teilnahme an den Kursen insbesondere von Frauen zu erhdhen, ist eine verlassliche Kin-
derbetreuung sicherzustellen (siehe dazu auch Antwort zu Frage 1).

Auch zur diesjahrigen GFMK wird Niedersachsen Antrdge zu dem Thema einbringen. So soll z. B.
die Bundesregierung aufgefordert werden, das Integrationskurskonzept dahin gehend anzupassen,
dass in den Kursen eine vertiefte Vermittlung des Gleichheitsgrundsatzes des Artikels 3 Abs. 2 GG
erfolgt. Es wird erbeten, in den Orientierungskursen das Thema Gleichberechtigung von Mann und
Frau als separat und intensiv zu behandelnden Punkt aufzunehmen. AuRerdem soll die GFMK die
BA und das BAMF auffordern sicherzustellen, dass erwerbsféhige weibliche Fliichtlinge mindestens
entsprechend ihrem Anteil an der Gesamtzahl der Fluchtlinge an Sprachforder-, Kompetenzfeststel-
lungs- und beruflichen EingliederungsmaRnahmen teilnehmen kénnen.

3.  Wie will die Landesregierung gegebenenfalls aus ihrer Sicht vorhandene Defizite beim
Thema Gleichstellung bei Menschen beseitigen?

Das Grundgesetz wie die Niedersachsische Verfassung verpflichten das Land Niedersachsen, die
Gleichberechtigung von Frauen und Mannern zu verwirklichen. Dazu gehért auch, in der Offentlich-
keit immer wieder dafiir zu werben, dass Frauen und Manner als gleichberechtigt wahrgenommen
und anerkannt werden und dass sie gleiche Chancen haben missen, ihren Lebensentwurf zu ver-
wirklichen. Diese Aufgabe hat die Landesregierung - wie auch ihre Vorganger - selbstverstandlich
wahrgenommen, durchaus mit Erfolg, wie die Auswertung von Jugendstudien zum Gleichstellungs-
bewusstsein von Jugendlichen zeigen. Trotzdem gibt es fir Frauen wie fir Manner nach wie vor Si-
tuationen, bei denen herkdmmliches Verstandnis fiir Geschlechterrollen ihnen den Zugang zu der
Verwirklichung ihres Lebensentwurfs erschwert, etwa weil Frauen beim Zugang zu technischen Be-
rufen oder Manner beim Zugang zu Erziehungsberufen auf Vorbehalte stol3en.

Die Gleichstellungspolitik der Landesregierung dient insgesamt - wie von der Verfassung vorgege-
ben - dem Ziel, Defizite in der Gleichstellung abzubauen. Dies geschieht durch eine Reihe von
MaRnahmen. Genannt seien hier nur die in Vorbereitung befindliche Novelle des Niederséchsi-
schen Gleichberechtigungsgesetzes, die es Frauen im niedersachsischen o6ffentlichen Dienst er-
leichtern soll, in Bereichen, in denen sie unterreprasentiert sind, starker Fuld zu fassen, und die
spezifischen Arbeitsmarktprogramme fir Frauen wie FIFA und Ko-Stellen. Als Vorsitzland der
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GFMK wird Niedersachsen ausdriicklich thematisieren, wie die Vorstellungen junger Menschen von
einem gleichberechtigten Leben besser in die Tat umgesetzt werden kdnnen.

Das Thema ,Gleichberechtigung"” ist nicht nur in Niedersachsen derzeit besonders im Fokus. Rol-
lenbilder und -erwartungen der derzeit neu in Deutschland ankommenden Menschen unterscheiden
sich haufig von denen der europaischen bzw. deutschen Gesellschaft. Um diesen Menschen eine
bessere Integration in unsere Gesellschaft zu erméglichen, muss sowohl den Mannern als auch
den Frauen verdeutlicht werden, dass sie hier in Deutschland gleichberechtigt leben und handeln
durfen.

Daruber hinaus wird es eine neue Schwerpunktsetzung im Rahmen des seit Jahren unter verschie-
denen Themenschwerpunkten mit kommunalen Gleichstellungsbeauftragten durchgefuihrten Akti-
onsprogramms geben. Nach Ablauf des derzeitigen Programms unter der Themensetzung ,Demo-
grafischer Wandel“ zum Ende des Jahres 2016 soll ein Folgeprogramm insbesondere unter Bezug-
nahme auf die gesellschaftlichen Veranderungen durch die Zuwanderung gesetzt werden.

Auch hat Niedersachsen Ende vergangenen Jahres die Bundeslander-AG ,Gleichberechtigung im
Kontext der Fliichtlingsbewegung” eingerichtet, um gemeinsam Problemstellungen zu eruieren und
in einen Erfahrungsaustausch treten zu kénnen. Bedarfe sollen ermittelt und nach Mdglichkeit Sy-
nergieeffekte bei der Entwicklung von MaRnahmen erzielt werden. Zu den Sitzungen werden je
nach Themenschwerpunkt auch Akteure auf Bundesebene wie das BMFSFJ, das BAMF oder die
BA eingeladen.

Weiterhin fordert das Sozialministerium die Professionalisierung der Migrantenorganisationen; im
Rahmen der Qualifizierung ist der Genderaspekt in Fortbildungsangebote und in die Beratung zu
Veranderungsprozessen implementiert. Die institutionell geférderten Migrantenorganisationen ha-
ben dafiir zu sorgen, dass in ihren Tatigkeiten und in ihrer Organisation die Strategie des Gender
Mainstreaming berucksichtigt wird.

14. Wer hindert zugewanderte Frauen an einem selbstbestimmten Leben in Deutschland?
Abgeordnete Petra Joumaah (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Anlasslich der Integrationsministerkonferenz in Erfurt au3erte Ministerin Rundt am 17. Marz 2016
dass ,zugewanderte Frauen noch zu lange daran gehindert werden, in unserer Gesellschaft und im
Erwerbsleben Ful? zu fassen. Die Potenziale und die Qualifikationen zugewanderter Frauen muss-
ten friher erkannt sowie spezielle QualifizierungsmaRnahmen entwickelt werden. Wenn wir zuge-
wanderten Frauen einen frilhen Einstieg in den Arbeitsmarkt ermdglichen, dann ebnen wir ihnen
zugleich den Weg in ein selbstbestimmtes Leben hier in Deutschland - das ist gelebte Integration.”

Ministerin Rundt weiter: ,Daher miissen zielgruppenorientierte, kultursensibel ausgelegte Konzepte
und auch Angebote fir Qualifizierungsmaflinahmen entwickelt und ausgebaut werden. In Integrati-
onskursen sollen auBerdem die Entwicklungspotenziale der teilnehmenden Frauen gezielt erkannt
und beférdert werden. Dazu soll das bestehende Integrationskurskonzept des Bundes Uberarbeitet
werden. Damit die Frauen auch wirklich an den Kursen teilnehmen kénnen, ist eine Kinderbetreu-
ung sicherzustellen®.
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1. Wer beziehungsweise was hindert zugewanderte Frauen derzeit zu lange daran, in un-
serer Gesellschaft und im Erwerbsleben Ful3 zu fassen?

Eine Studie des BAMF! kommt zu dem Ergebnis, dass sich die Situation und die Erwerbschancen
der zugewanderten Frauen insbesondere aus den Landern Afghanistan, Irak und Syrien &hneln,
sich in Bezug auf die einzelnen Lebenssituationen jedoch unterscheiden. Je jinger die im Rahmen
der Studie befragten Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind, desto eher sind sie erwerbstétig oder
befinden sich in Ausbildung und desto seltener sind sie nicht erwerbstéatig. Besonders ausgepragt
ist jedoch der Unterschied zwischen den Geschlechtern: Uber alle Herkunftslander hinweg sind
49,8 % der Manner, aber nur 11,5 % der Frauen erwerbstatig, mit fast spiegelbildlichem Verhaltnis
bei der Nichterwerbstatigkeit (49,9 % der weiblichen und 7,0 % der ménnlichen Flichtlinge). Frauen
aus dem lIrak (65,7 %) und Syrien (62,9 %) sind sogar zu fast zwei Dritteln nicht auf dem Arbeits-
markt aktiv und suchen auch keine Arbeit oder Ausbildungsstelle. Dies hangt vermutlich damit zu-
sammen, dass diese Frauen durch Kinderbetreuung gebunden sind oder ihre Arbeitsmarktchancen
durch fehlende Bildungsqualifikationen, einen Mangel an deutschen Sprachkenntnissen und/oder
kulturspezifische Muster der Arbeitsteilung in den Familien sinken.

Frauen sind - Uber die Herkunftsgruppen hinweg - h&aufiger von geringer oder ganz fehlender Bil-
dung betroffen als Manner. So gehéren sie in der Altersgruppe 25 bis einschlieBlich 65 Jahre auch
signifikant haufiger zur Gruppe der Nichtqualifizierten (17,0 %) als Manner (10,8 %). Besonders
hoch ist dabei wiederum der Anteil bei den irakischen Frauen mit 27,2 %.

Berufliche QualifizierungsmalRnahmen fir Einwanderinnen missen die unterschiedlichen Startbe-
dingungen und individuellen Bedurfnisse berlicksichtigen, die sich z. B. aus traditionellen Rollen-
zuweisungen oder kulturellen Unterschieden im Hinblick auf bestimmte Ablaufe/Regelungen des
deutschen Arbeitsmarktes ergeben. Neben der Qualifikation miissen bei der Kompetenzfeststellung
auch individuelle Vermittlungshemmnisse und familiarer Unterstiitzungsbedarf (z. B. Kinderbetreu-
ung und/oder Pflege fir Angehérige) erfasst werden.

Es fehlt auRerdem an einer durchgehend geschlechtsspezifischen Aufschlisselung aller im Zuge
des Integrationsprozesses erhobenen Daten. Diese sollten in der Regel auch geschlechtsspezifisch
veroffentlicht werden.

2. Was ist unter einem kultursensibel ausgelegten Konzept zu verstehen?

Die Integrationsministerkonferenz sieht in der Férderung der Zuwanderinnen einen wichtigen As-
pekt gelingender Teilhabe und Integration. Zuwanderinnen sind keine homogene Gruppe. Sie un-
terscheiden sich im Hinblick auf ihr Herkunftsland, ihren sozialen Hintergrund, ihr Bildungsniveau,
ihre familidre Situation, ihre Migrationsgeschichte etc. und sie verfugen uber unterschiedliche Res-
sourcen und Bedarfe. Eine nachhaltige Migrations- und Teilhabepolitik erfordert einen sensiblen
Umgang mit den Frauen, die zu uns kommen, und gewahrleistet ihren Schutz, ihre Sicherheit und
besonders die Forderung ihrer Potenziale. Hierbei sind die tatsachliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Ménnern und die Beseitigung bestehender Nachteile von besonderer
Bedeutung. Ergénzend ist die Vermittlung der Rechts- und Werteordnung als Teil des Integrations-
prozesses erforderlich.

Bei der Entwicklung und Umsetzung zielgruppengerechter und kultursensibel ausgelegter Konzepte
gilt es, zu individualisieren und beispielsweise in der Beratungs- und Zusammenarbeit mit den Be-
troffenen individuelle Lebensgeschichten zu rekonstruieren, aktuelle Interessen, Bedirfnisse und
Einstellungen zu erkunden sowie Zukunftsentwiirfe im Hinblick auf Familie, Erziehung und Bildung,
bzw. Arbeit herauszuarbeiten. Entsprechende MaRhahmen werden dabei von dem Grundgedanken
geleitet, dass Zugewanderte keinen homogenen Bevélkerungsblock darstellen, sondern dass sie
sich in eine Vielzahl unterschiedlicher Gruppen ausdifferenzieren lassen. Unterschiede ergeben
sich neben den bereits benannten kulturellen Differenzen (Religionszugehdrigkeit, Werte, Normen)
etc. auch beziglich unterschiedlicher finanzieller Ressourcen oder beispielsweise des Eingebun-

! BAMF Kurzanalyse 01.2016 ,Asylberechtigte und anerkannte Fliichtlinge in Deutschland. Qualifikations-

struktur,  Arbeitsmarktbeteiligung und  Zukunftsorientierungen“;  Hrsgb.:BAMF-Forschungszentrum
(http://www.bamf.de/forschung)
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denseins in soziale Netzwerke. Hinzu kommen Unterschiede in der Rechtsstellung der Zugewan-
derten, welche die Bleibeaussichten und Zukunftsplanung von Familien entscheidend beeinflussen.

3.  Weshalb soll fiir die Teilnahme an den Integrationskursen eine Kinderbetreuung nur fur
Frauen und nicht auch fiir Manner sichergestellt werden?

In der Vorbemerkung zu dieser Anfrage wird aus einer Presseinformation des Sozialministeriums
vom 17.03.2016 anlasslich der Integrationsministerkonferenz in Erfurt zitiert. Diese Presseinforma-
tion bezieht sich auf den aus Niedersachsen eingebrachten Antrag ,Integration von schutzsuchen-
den Frauen intensivieren - Rechte der Frauen starken“. Insoweit standen bei der Beratung und Be-
schlussfassung die Lebenssituationen von zugwanderten Frauen im Fokus. Um deren Integrations-
hemmnisse abzubauen, wurde insbesondere auch auf die Notwendigkeit der Vorhaltung von Kin-
derbetreuungsangeboten wahrend der Integrationskurse hingewiesen. Bei einer Uberwiegenden
Zahl der zugewanderten Familien wird das klassische Rollenbild gelebt, verantwortlich fiir die Be-
treuung der Kinder sind i. d. R. die Frauen. Erkenntnisse darliber, dass Manner in der Vergangen-
heit aufgrund fehlender Kinderbetreuungsmdoglichkeit nicht an Integrationskursen teilgenommen
haben, liegen hier nicht vor. Die Inanspruchnahme von Kinderbetreuungsmdglichkeiten soll selbst-
verstandlich beiden Elternteilen offenstehen.

Strafanzeige in ,Meyers Stor-Fall* - Geht die Landesregierung offen mit dem Parlament um?
Abgeordnete Frank Oesterhelweg und Helmut Dammann-Tamke (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In der schriftlichen Unterrichtung des Ausschusses fur Erndhrung, Landwirtschaft, Verbraucher-
schutz und Landesentwicklung, die im Nachgang zu der Sitzung vom 16. Marz 2016 tberstellt wur-
de, wird auf Nachfragen zu dem von der Staatsanwaltschaft Stade eingeleiteten Ermittlungsverfah-
ren gegen den Geschaftsfihrer der ,Vivace Loxstedt GmbH" eingegangen. In der Unterrichtung
heil3t es: ,Dem Verfahren liegt u. a. eine Strafanzeige des Niedersachsischen Ministeriums fur Er-
nahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom Januar 2016 wegen des Verdachtes des
Subventionsbetruges zu Grunde.“

1. Wann genau hat das Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
die Strafanzeige gestellt?

Das Ministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz hat mit Schreiben vom
20. Januar 2016 dem Justizministerium den hier bekannten Sachverhalt zur Kenntnis gegeben,
verbunden mit der Bitte, diesen strafrechtlich zu wirdigen und gegebenenfalls weitergehende
Schritte einzuleiten. Dieses Schreiben wurde vom Justizministerium am 25. Januar 2016 Uber den
Generalstaatsanwalt in Celle an den Leitenden Oberstaatsanwalt in Stade weitergeleitet. Bei der
Staatsanwaltschaft Stade ist das Schreiben am 4. Februar 2016 eingegangen.

2. Aufgrund welcher Erkenntnisse wurde die Strafanzeige erst im Januar und nicht we-
sentlich fruher gestellt?

Diese Frage kann zur Behandlung in einer &ffentlichen Sitzung des Landtages derzeit nicht beant-
wortet werden, da das Bekanntwerden der Erkenntnisse die laufenden strafrechtlichen Ermittlungen
gefahrden kdnnte. Die Abgabe an die niedersachsischen Justizbehdérden ist erfolgt, als sich die zu-
grunde liegenden tatsachlichen Anhaltspunkte nach sorgféltiger Prifung so verdichtet hatten, dass
sie Anlass fur eine Abgabe zur strafrechtlichen Wirdigung an die zustandigen Justizbehérden ga-
ben.

23



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode

24

16.

3. Wer (Funktionsbezeichnung) hat aus welchem Grund die Strafanzeige veranlasst?

Zustandig fur die Strafverfolgung sind die niedersachsischen Justizbehtrden. Ein bekannt gewor-
dener Sachverhalt wird an die Justizbehérden zusténdigkeitshalber abgegeben, sobald sich die zu-
grunde liegenden tatséchlichen Anhaltspunkte so verdichten, dass sie Anlass fir eine Abgabe zur
strafrechtlichen Wirdigung an die zustandigen Justizbehérden geben. Dies erfolgt auf der Ebene
der obersten Landesbehorden in der Regel tber das fur die Staatsanwaltschaften zustandige Jus-
tizministerium, das gegebenenfalls die Weiterleitung an die zusténdige Staatsanwaltschaft verflgt.

Beziiglich des vorliegenden Sachverhalts wurde eine entsprechende Vorgehensweise zwischen
dem zustandigen Fachreferat und dem zustandigen Rechtsreferat abgestimmt. Die Grunde, die An-
lass fur eine Mitteilung des Sachverhaltes an die zustandigen Justizbehérden gaben, kénnen zur
Behandlung in einer éffentlichen Sitzung des Landtages derzeit nicht mitgeteilt werden, da das Be-
kanntwerden der Verdachtsmomente die laufenden strafrechtlichen Ermittlungen geféhrden kénnte,
weil dies u. a. dazu fuhren kann, dass Zeugen oder Beschuldigte ihre Einlassungen abstimmen
kénnten. Das Schreiben des Ministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz an
das Justizministerium vom 20. Januar 2016 wurde unterzeichnet durch den zustandigen Mitarbeiter
des Fachreferates. Mitgezeichnet wurde es durch die Referatsleiterin des Rechtsreferates. Das
Schreiben hat dem Minister auf dem Dienstweg vor Abgang vorgelegen.

Klart die Landesregierung beim , Gammelfleisch* griindlich auf?
Abgeordneter Helmut Dammann-Tamke (CDU)

Antwort des Niederséchsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

In der Drucksache 17/5030 hat die Landesregierung auf die Frage nach dem Ermittlungsaufwand
im Zusammenhang mit dem sogenannten Gammelfleischskandal im Landkreis Grafschaft
Bentheim folgende Antwort gegeben: ,Die Landwirtschaftszentralstelle bei der Staatsanwaltschaft
Oldenburg erfasst den Verfahrensaufwand erst seit dem 1. August 2014. Die letzte Erfassung des
Arbeitsaufwandes datiert bislang vom 2. November 2015. Zahlenmaterial liegt daher nur fir den
Zeitraum vom 1. August 2014 bis zum 2. November 2015 vor. Danach wandte der zustandige De-
zernent der Staatsanwaltschaft Oldenburg fir das Verfahren 1100 Js 29505/13, das am 11. Mai
2015 durch Anklage zur Wirtschaftsstrafkammer abgeschlossen wurde, 12 660 Minuten auf. In ei-
nem weiteren, am 13. April 2015 durch Einstellung gemaR § 170 Abs. 2 StPO erledigten Verfahren
(1100 Js 53666/14) bendtigte der genannte Dezernent der Staatsanwaltschaft Oldenburg 35 Minu-
ten. In einem dritten Verfahren (1100 Js 18259/14), das noch nicht abgeschlossen werden konnte,
wurden von ihm bisher 270 Minuten aufgewandt.”

1. Welchen Verdacht hatten die drei von der Landesregierung aufgezahlten Verfahren je-
weils zum Gegenstand?

Im Verfahren 1100 Js 29505/13 (Staatsanwaltschaft Oldenburg) besteht der Verdacht folgender
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten:

l. Betrug (8 263 Abs. 1 StGB) in Tateinheit mit vorséatzlichem Inverkehrbringen eines Lebensmit-
tels unter irrefiihrender Kennzeichnung (8 59 Abs. 1 Nr. 7 und 9 Lebensmittel-, Bedarfsge-
genstande- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB)) bzw. Beihilfe (§ 27 StGB) hierzu,

II.  mittelbare Falschbeurkundung (§ 271 StGB) in Tateinheit mit vorsatzlichem Inverkehrbringen
eines Lebensmittels unter irrefihrender Kennzeichnung (8 59 Abs. 1 Nr. 7 LFGB) bzw. Beihil-
fe (8§ 27 StGB) hierzu,

Ill. vorsatzliches Inverkehrbringen eines Lebensmittels unter irrefihrender Kennzeichnung (8 59
Abs. 1 Nr. 7 und 9 LFGB),
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IV. vorsatzlicher Verstol3 gegen Artikel 19 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 (8 59
Abs. 2 Nr. 1c LFGB) in Tateinheit mit einem vorsatzlichen Versto3 gegen Artikel 3 Abs. 1 in
Verbindung mit Anhang Il Abschnitt V Kapitel Il Nummer 3 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004
(8 58 Abs. 3Nr. 2 LFGB i. V.m. 8 3 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung zur Durchsetzung bestimm-
ter Vorschriften der Verordnung (EG) Nummer 853/2004),

V. vorsatzlicher Verstol3 gegen Artikel 18 Abs. 2 Unterabsatz 2 und Absatz 3 Satz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 178/2002, jeweils auch in Verbindung mit Artikel 5 Abs. 1 der Verordnung (EG)
Nr. 767/2009,

VI. vorséatzliche Verletzung der Aufsichtspflicht (§ 60 Abs. 3 Nr. 1 b Alt. 1 und 2, Abs. 5 Nr. 3
LFGB).

Im Verfahren 1100 Js 18259/14 (Staatsanwaltschaft Oldenburg) besteht der Verdacht der Urkun-
denfélschung (§ 267 StGB).

Im Verfahren 1100 Js 53666/14 (Staatsanwaltschaft Oldenburg) hat der Verdacht des vorsatzlichen
Inverkehrbringens eines Lebensmittels unter irrefihrender Kennzeichnung (8 59 Abs. 1 Nr. 7 bis 9
LFGB) bestanden.

2. Inwiefern kann die Landesregierung den Verdacht ausrdumen, dass in dem fleischver-
arbeitenden Betrieb im Landkreis Grafschaft Bentheim ,,Gammelfleisch” verarbeitet
wurde?

Die Staatsanwaltschaft Oldenburg hat keinen hinreichenden Tatverdacht im Sinne des § 170 Abs. 1
Strafprozessordnung dahin gehend feststellen kdnnen, dass tatséchlich zum menschlichen Verzehr
nicht mehr geeignetes Fleisch verarbeitet worden ist.

3. Wann wird die Landesregierung dem Landtag die beantragten Akten zu den Vorgangen
um den fleischverarbeitenden Betrieb im Landkreis Grafschaft Bentheim vorlegen?

Dem Aktenvorlagebegehren nach Artikel 24 Abs. 2 der Niedersachsischen Verfassung betreffend
den Antrag vom 26.02.2014 der drei Mitglieder der Fraktion der CDU im Unterausschuss fiir Ver-
braucherschutz des Ausschusses fiir Erndhrung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landes-
entwicklung und dessen Erweiterung vom 19.03.2015 betreffend Akten und Unterlagen zu Vorwdir-
fen gegen einen fleischverarbeitenden Betrieb im Landkreis Grafschaft Bentheim ist mit Schreiben
des Niedersachsischen Justizministeriums vom 14.12.2015 an Herrn Prasidenten des Niedersach-
sischen Landtages mit Vorlage des Aktenbestandes zum Stichtag 19.03.2015 abschlieRend Rech-
nung getragen worden.

Wie oft nahmen in Niedersachsen Salafisten Kontakt zu Flichtlingen auf?
Abgeordnete Angelika Jahns, Editha Lorberg und Thomas Adasch (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Mit der Kleinen Anfrage zur mindlichen Beantwortung Nr. 24 fragten die Fragesteller bereits im
November 2015 (Drs. 17/4595) nach Anwerbungsversuchen von Islamisten bei Flichtlingen. An-
lass hierzu war entsprechende Berichterstattung des MDR-Fernsehens am 28. Oktober 2015 zu
entsprechenden Fallen in Bremen. In ihrer Antwort berichtete die Landesregierung von 14 Fallen.

Die Hessisch-Niedersachsische Allgemeine berichtet in ihrer Ausgabe vom 18. Méarz 2016 uber
40 Vorfélle in Hessen. Dort soll sogar ein salafistischer Wachmann in der Aufnahmeeinrichtung in
Kassel-Calden beschéftigt gewesen sein.
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Vorbemerkung der Landesregierung

Zur Beantwortung der vorliegenden mindlichen Anfrage der Abgeordneten Jahns, Lorberg und
Adasch wird auf die Antworten der Landesregierung zu den Kleinen Anfragen zur schriftlichen Be-
antwortung 17/4284 (Drs. 17/4815) und 17/4285 (Drs. 17/4814) sowie insbesondere auf die Mind-
liche Anfrage in der Drs. 17/4595 verwiesen. Ergdnzend zu den dort gegebenen Antworten werden
nachfolgend die Fragen wie folgt beantwortet:

1. Welche salafistischen Anwerbeversuche bei welchen Gruppen von Flichtlingen in Nie-
dersachsen sind inzwischen aus welchen Orten bekannt?

Bisher sind den niedersachsischen Sicherheitsbehdrden 27 Félle bekannt geworden, die auf ein
mogliches Anwerben oder auf Anwerbeversuche durch mutmaBliche Islamisten bzw. Salafisten ge-
geniber Fliichtlingen hindeuten. Die hier bekannten Sachverhalte verteilen sich 6rtlich wie folgt auf
die Polizeidirektionen:

— PD Braunschweig 5 (in Braunschweig und Wolfsburg),

— PD Géttingen 7 (in Rosdorf, Hannoversch-Miinden, Hildesheim, Raum Rinteln und Sarstedt),
— PD Hannover 10 (in Hannover),

— PD Luneburg 2 (in Stade und LK Harburg),

— PD Oldenburg 2 (in Schwanewede, Syke/Weyhe),

— PD Osnabrick 1 (in Emden).

Da in einer Vielzahl der Falle nicht bekannt ist, welcher Ethnie die betroffenen Flichtlinge angeho-
ren, kann eine aussagekraftige Auswertung dahin gehend nicht erfolgen.

In einigen Fallen waren Fluchtlinge nur indirekt betroffen. Vielmehr traten Islamisten/Salafisten di-
rekt an die Verantwortlichen oder Mitarbeiter der Fliichtlingsunterkiinfte oder Landesaufnahmebe-
hdérden heran, z. B. im Zuge von Hilfs-/Dolmetscherangeboten.

2. Liegen Erkenntnisse vor, wonach auch in Niedersachsen Personen, die dem salafisti-
schen Milieu zuzurechnen sind, an der Betreuung, dem Schutz und der Versorgung von
Flichtlingen beteiligt waren oder sind?

Unter den in der Beantwortung der Frage 1 genannten 27 Hinweisen auf Anwerbeversuche befin-
den sich zwolf Félle im Sinne der Fragestellung. Diese umfassen das Angebot bzw. die Durchfiih-
rung von Dolmetscher-/Ubersetzertatigkeiten, Hilfe bei Behérdengangen, Sammlung bzw. Vertei-
lung von Hilfsgiitern/Spenden und/oder Einsatz als Mitarbeiter einer Sicherheitsfirma.

3.  Was hat die Landesregierung inzwischen zuséatzlich veranlasst, um solche Kontaktver-
suche zu verhindern und zu erfassen?

Der niederséchsische Verfassungsschutz sensibilisiert bzw. informiert in Vortragsveranstaltungen
in enger Abstimmung mit der Polizei/dem LKA Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Flichtlingsunter-
kiinften Gber das Themenfeld Islamismus/Salafismus/Radikalisierungsprozesse, um sie in die Lage
zu versetzen, entsprechende Entwicklungen zu erkennen. Darliber hinaus hat der niedersachsi-
sche Verfassungsschutz eine Broschire mit dem Titel ,Salafismus >kompakt<: Handreichung fir
die Arbeit in Fluchtlingseinrichtungen Niedersachsens” herausgegeben, um den in der Flichtlings-
hilfe Tatigen Informationen und Handlungsmdglichkeiten zum genannten Thema an die Hand zu
geben.

Von der Praventionsstelle Politisch Motivierte Kriminalitéat (PPMK) des LKA Niedersachsen sowie
den Polizeibehérden wurden folgende MaRnahmen, die im Zusammenhang mit der Sensibilisierung
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Fliichtlingseinrichtungen stehen, durchgefiihrt bzw. initiiert:
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— Rundschreiben der PPMK an die Polizeibehérden und -dienststellen bezliglich Praventionsma-
terialien des niederséchsischen Verfassungsschutzes, u. a. ,Salafismus >kompakt< - Handrei-
chung fiir die Arbeit in Fliichtlingseinrichtungen Niedersachsens®,

— Schreiben an die Betreiber von Fluchtlingseinrichtungen in NI (Caritas, DRK, ASB etc.) und
Warnung vor der Gefahr salafistischer ,Kontaktaufnahme und Propaganda®,

— Durchfihrung von Sensibilisierungsveranstaltungen fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
Fliichtlingseinrichtungen in Abstimmung mit dem niederséachsischen Verfassungsschutz am
Brennpunkt Hildesheim, so am 21.01.2016 fiur den Bereich der Stadt Hildesheim sowie am
08.03.2016 fiur den Bereich des Landkreises Hildesheim. Weitere Malinahmen sind in Vorberei-
tung,

— Schulungsmafinahmen/Bereitstellung von Informationsmaterial an den &rtlichen Notunterkinf-
ten, Behelfsunterkiinften und dislozierten Standorten der Landesaufnahmebehdrde Nieder-
sachsen,

— Sensibilisierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und Sicherheitsdiensten in Flichtlingsun-
terkinften,

— Unterstitzung der Verantwortlichen der Fluchtlingsunterkiinfte beim Finden von Gebetsangebo-
ten gemaRigter Moscheen.

18. Wie viele Fliichtlinge und Asylsuchende halten sich in Niedersachsen auf?
Abgeordnete Ansgar Focke und Angelika Jahns (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Tageszeitung berichtet in ihrer Ausgabe vom 12. Méarz 2016 (ber die Antwort der Bundesregie-
rung auf eine kleine Anfrage der Linkspartei im Bundestag. Demnach sollen Zahlen der Bundesre-
gierung zeigen, dass die Zahl der geflichteten Personen 2015 weniger gestiegen sei als bisher ge-
dacht. Demnach seien im Jahr 2015 600 000 und nicht 1 Million Flichtlinge und Asylbewerber
nach Deutschland gekommen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Aussage, dass die Zahl der geflichteten Personen 2015 weniger gestiegen sei als bisher ge-
dacht und demnach im Jahr 2015 600 000 und nicht 1 Million Fliichtlinge und Asylbewerber nach
Deutschland gekommen seien, findet sich in der Antwort der Bundesregierung (BR-Drs. 18/7800)
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Sevim Dagdelen, Katrin Kunert, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE ,Zahlen in der Bundesrepublik Deutschland lebender
Flichtlinge zum Stand 31. Dezember 2015“ - BT-Drs. 18/7344 - nicht wieder und lasst sich aus die-
ser auch nicht herleiten.

In der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage der Linksfraktion des Deutschen Bundestages ist ausge-
fuhrt, dass die Gesamtzahl der Fluchtlinge mit unterschiedlichem Aufenthaltsstatus in Deutschland,
mit und ohne rechtliche Anerkennung, von tber 1 Million im Jahr 1997 auf etwa 629 000 im Jahr
2014 gesunken ist. Bis Mitte des Jahres 2015 sei diese Zahl auf etwa 746 000 Flichtlinge ange-
stiegen, hinzu kdme eine wachsende Zahl von noch nicht im Auslanderzentralregister (AZR) re-
gistrierten Asylsuchenden. Diese Zahlen beziehen sich nicht allein auf die Zugange der genannten
Jahre, sondern auch auf bereits im Bundesgebiet aufhéltige Fliichtlinge mit unterschiedlichem Auf-
enthaltsstatus.

Somit sind aus Sicht der Landesregierung die Zahlen ,1 Million“ als Zugangszahl der in EASY
Registrierten zu verstehen sowie der Verweis auf die Zahl ,600 000" als die Anzahl der in Deutsch-
land lebenden und im AZR registrierten Personen.
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1. Wie viele Asylbewerber und Flichtlinge hielten sich zum 1.Januar 2015 und zum
1. Januar 2016 in Niedersachsen jeweils auf?

Aus dem Kontext der Vorbemerkung der Abgeordneten ergibt sich, dass der Begriff Flichtling nicht
im statusrechtlichen Sinn zu verstehen ist - danach handelt es sich um anerkannte Flichtlinge im
Sinne der 88 2 bis 4 des Asylgesetzes -, sondern vielmehr den Personenkreis beschreibt, der im
Zuge der Fluchtlingsbewegungen in das Bundesgebiet gelangt ist. Demnach ist auf die Zahl der re-
gistrierten Fliichtlinge in EASY zurlickzugreifen, diese betragt fir das Jahr 2015 102 231 fiir Nie-
dersachsen.

Nach dem AZR hielten sich zum Stichtag 31. Dezember 2014 insgesamt 13 642 Personen mit einer
Aufenthaltsgestattung in Niedersachsen auf, zum Stichtag 31. Dezember 2015 waren es insgesamt
26 965 Personen.

2. In wie vielen Féallen nimmt die Landesregierung an, dass Fliichtlinge nach ihrer Regist-
rierung ,verschwunden” seien?

Im EASY-System ist eine Erfassung der in der Frage genannten Félle nicht méglich. In der nieder-
sachsischen Auslandersoftware NIAS allerdings werden die Personen erfasst, die sich in der Lan-
desaufnahmebehérde befinden. In dieser Software werden 457 Falle als ,unbekannt verzogen“ ge-
fuhrt.

3.  Wie viele Asylbewerber kamen jeweils in den einzelnen Kalenderwochen seit dem
1. Januar 2016 nach Niedersachsen?

Die wdchentlichen Zugangszahlen von Asylbewerbern fur das Land Niedersachsen kdénnen der
nachfolgenden Tabelle entnommen werden (Quelle: EASY):

Kalenderwoche Zugange
01.01.-03.01.2016 72
1 3020
2 2 462
3 1561
4. 1505
5. 2 059
6 2083
7 1957
8 722
9. 408
10. 542
11. 344
12. 329
13. 321
14. (04.04.-07.04.2016) 292
Gesamt 17 677

19. Hat die Landesregierung die Vergltung fur Pruferinnen und Prifer des Landesjustizpri-
fungsamtes verbessert?

Abgeordnete Mechthild Ross-Luttmann (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Mit der Kleinen Anfrage zur mindlichen Beantwortung Nr. 16 des Marz Plenums im Jahr 2014
(Drucksache 17/1390) fragte ich die Landesregierung, ob die Vergiitung der Tatigkeit als Priferin
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oder Prifer in den juristischen Staatspriifungen gegenwartig angemessen sei oder ob eine Anpas-
sung an die entsprechenden Regelungen anderer Bundesléander geplant sei. Die Landesregierung
antwortete hierauf, dass der Vergitungssatz von Priferinnen und Prifern in Niedersachsen im
bundesweiten Vergleich im unteren Bereich liege. Es sei allerdings eine mafRvolle Anhebung der
Vergiitungssatze fiir das Jahr 2015 geplant. Eine solche Erhdhung fand bis zum gegenwartigen
Zeitpunkt noch nicht statt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Hohe der Vergitung der Pruferinnen und Priufer des Landesjustizprifungsamtes richtet sich
nach der allgemeinen Verfigung des Niederséachsischen Justizministeriums vom 25.11.2008 (Ver-
gltung von Prifungstétigkeiten in den juristischen Priifungen, den Laufbahnprifungen und der Ge-
richtsvollzieherpriifung; Lehrentschadigung fiir die in der niedersachsischen Justizverwaltung in der
Ausbildung tatigen Lehrkrafte), die aufgrund des Erlasses des MJ vom 11.02.2016 bis zur Neufas-
sung der gemeinsamen Vergitungsrichtlinien der Landesverwaltung weiterhin Anwendung findet.
Das Niedersachsische Finanzministerium erarbeitet derzeit eine Neufassung der ,Rahmenrichtli-
nien Uber die Vergutung von nebenamtlicher und nebenberuflicher Lehr- und Prifungstatigkeit in
der Landesverwaltung sowie Uber die Entschadigung der Mitglieder in Ausschiissen nach dem Be-
rufsbildungsgesetz (Vergutungsrichtlinien)“ in Form eines Gemeinsamen Runderlasses. Nach des-
sen Inkrafttreten kann eine Erhéhung der Vergitungssatze fir die Priferinnen und Prifer des Lan-
desjustizprifungsamtes erfolgen.

1. Warum wurde die Vergltung fur Priferinnen und Prifer des Landesjustizprifungsam-
tes nicht, wie angekindigt, bereits im Jahre 2015 erhdht?

Auf Grund umfangreicher und zeitintensiver Abstimmungserfordernisse mit allen Ressorts kann die
Neufassung der Vergitungsrichtlinien (Gemeinsamer Runderlass) erst im ersten Halbjahr 2016 in
Kraft treten.

2. Wann wird die Vergutung fur Pruferinnen und Prifer des Landesjustizprifungsamtes
erhoht?

Siehe Antwort zu Ziffer 1.

3.  Wie hoch sollen die Vergutungssatze fur Priferinnen und Prufer des Landesjustizpri-
fungsamtes erh6ht werden?

Der derzeitige Entwurf der Vergitungsrichtlinien (Gemeinsamer Runderlass) ermdglicht eine Anhe-
bung der Vergutungssétze fir Priferinnen und Prufer des Landesjustizprifungsamtes wie folgt:

In der ersten juristischen Staatspriifung sind folgende Verglitungssatze vorgesehen:

Fur die Beurteilung einer Aufsichtsarbeit mit einer Bearbeitungszeit von flunf Zeitstunden

je Erstgutachten bis zu 16,00 Euro (bisher 10,00 Euro),

je Zweitgutachten bis zu 8,00 Euro (bisher 6,50 Euro),

bei eventuellem Stichentscheid bis zu 8,00 Euro (bisher 6,50 Euro);

fur die Abnahme der miindlichen Priifung je Mitglied des Prifungsausschusses, sofern das Mitglied
selbst priift,

je Zeitstunde bis zu 16,00 Euro (bisher 14,00 Euro),

je Prufung hochstens 80,00 Euro (bisher 70,00 Euro),

je Doppelprufung pauschal 135,00 Euro,
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wobei der oder dem Prifungsvorsitzenden oder betreffenden Beauftragten nunmehr fiir die organi-
satorische Arbeit vor Beginn der Priifung eine pauschalierte Entschadigung in Héhe von 32,00 Euro
gewahrt werden kann;

fur die Begutachtung einer sechswdchigen Hausarbeit

Erstgutachten bis zu 110,00 Euro (bisher 100,00 Euro)

Zweitgutachten bis zu 77,00 Euro (bisher 70,00 Euro),

bei eventuellem Stichentscheid bis zu 77,00 Euro (bisher 70,00 Euro);

In Bezug auf die zweite juristische Staatsprifung ist eine Erhéhung der Vergitungstatbestande wie
folgt beabsichtigt:

Fir die Beurteilung einer Aufsichtsarbeit mit einer Bearbeitungszeit von funf Zeitstunden

je Erstgutachten bis zu 18,00 Euro (bisher 15,00 Euro),

je Zweitgutachten bis zu 12,00 Euro (bisher 10,00 Euro),

bei eventuellem Stichentscheid bis zu 12,00 Euro (bisher 10,00 Euro);

fur die Abnahme der mindlichen Prifung je Mitglied des Prifungsausschusses, sofern das Mitglied
selbst prift,

je Zeitstunde bis zu 20,00 Euro (bisher 18,00 Euro),

je Tag hdchstens 100,00 Euro (bisher 90,00 Euro),

wobei der oder dem Prufungsvorsitzenden oder betreffenden Beauftragten nunmehr fir die organi-
satorische Arbeit vor Beginn der Priifung eine pauschalierte Entschadigung in Héhe von 40,00 Euro
gewahrt werden kann.

20. Unklare Zukunft des VW-Vorab: Hat Wissenschaftsministerin Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢ die
Programme zur Promotionsférderung finanziell abgesichert? (Teil 1)

Abgeordneter J6rg Hillmer (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fliir Wissenschaft und Kultur namens der Lan-
desregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Zahlreiche Medien berichteten am 30. Marz 2016 Uber einen méglichen Dividendenausfall bei
Volkswagen und die Auswirkungen auf den niedersdchsischen Landeshaushalt. Die Hannoversche
Allgemeine Zeitung schrieb: ,Ein Dividendenausfall wirde vor allem die Wissenschaftsférderung
treffen* und stellte dar, dass das Land Niedersachsen allein 2015 rund 145 Millionen Euro an die
Volkswagen-Stiftung tiberwiesen habe. Uber das VW-Vorab laufen zahlreiche Programme der Wis-
senschaftsforderung, darunter inzwischen auch samtliche Promotionsférderprogramme.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Nachwuchsforderung ist ein wichtiges Ziel der Landesregierung. Niedersachsen fordert mit
dem ,Niedersachsischen Promotionsprogramm® Promotionsprogramme an den Hochschulen des
Landes. Damit sollen hochqualifizierte Nachwuchsforscherinnen und -forscher gewonnen werden.
Forderfahig sind Programme, die insbesondere an bereits etablierte oder entstehende Forschungs-
schwerpunkte ankniipfen. Die Programme sollen insbesondere eine hervorragende Betreuung ga-
rantieren, die internationale Kompatibilitdt und Vernetzung der Nachwuchsbildung starken sowie
den gewachsenen Anspriichen auf Vermittlung inter- und transdisziplindrer Kompetenzen Rech-
nung tragen.

Die niedersachsischen Hochschulen werden im Rahmen der Ausschreibungen aufgefordert,
selbststandig und im Wettbewerb untereinander Konzepte fir Promotionsprogramme vorzulegen.
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Dabei werden kooperative Promotionsprogramme, in denen die Antrag stellenden Hochschulen mit
universitaren und auf3eruniversitaren Forschungseinrichtungen in Niedersachsen und insbesondere
mit niedersédchsischen Fachhochschulen zusammenarbeiten, begriit. Uber Niedersachsen hin-
ausgehende Kooperationen mit in- und ausléandischen Forschungseinrichtungen sind grundséatzlich
moglich.

Das Land Niedersachsen hat seit 2012 Promotionsprogramme mit einem Gesamtvolumen von ins-
gesamt 21,3 Millionen Euro gefordert.

1. Wie viele Mittel fur Promotionsfoérderprogramme sind von 2015 auf 2016 im Landes-
haushalt gestrichen worden?

Das Land fordert bereits seit dem Jahr 2000 strukturierte Promotionsprogramme. Zur Ausschrei-
bung im Jahr 2012 wurde erstmals eine Finanzierung aus dem Niedersachsischen Vorab herange-
zogen. Die Finanzierung der Ausschreibungsrunden sowie die Mittelbereitstellung seit 2012 stellen
sich wie folgt dar:

Forderperiode 10/2012 bis 09/2016

Geplante Gesamtsumme: rund 10,3 Millionen Euro (100 % Finanzierung aus Mitteln des VW-Vor-
ab).

Forderperiode 10/2014 bis 09/2018

Geplante Gesamtsumme: rund 10,99 Millionen Euro (davon 2,61 Millionen Euro aus dem Landes-
haushalt und rund 8,38 Millionen Euro aus dem VW-Vorab).

Fir die Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses im Rahmen der Ausschreibung des Nie-
dersachsischen Promotionsprogramms standen in den Jahren 2014 und 2015 im Haushaltsplan
des Ministeriums fir Wissenschaft und Kultur (MWK) im Rahmen der Titelgruppe ,Férderung der
Hochschulstruktur und der Qualitdt des Studiums® (Kapitel 06 08, TGr. 77) jeweils Mittel i. H. v.
3,654 Millionen Euro zur Verfigung. Daraus wurde der dargestellte Anteil der Férderperiode
10/2014 bis 09/2018 von elf Promotionsprogrammen finanziert. Die Finanzierung eines weiteren
Anteils erfolgt aus dem Niederséchsischen Vorab. Im Haushaltsplan 2016 des MWK war entspre-
chend eine Veranschlagung nicht erforderlich. In der Titelgruppe ,Férderung der Hochschulstruktur
und der Qualitat des Studiums” erfolgte 2016 eine Absenkung gegeniiber dem Vorjahr um rund
1,23 Millionen Euro (insgesamt weniger infolge der Umstrukturierung im Einzelplan, gleichzeitig ist
der Ansatz fir Inklusion in der Titelgruppe erhéht und die Zusatzqualifizierung von Lehramtsstudie-
renden neu in die Titelgruppe aufgenommen worden).

2. Geht die Landesregierung davon aus, dass die gestrichenen Landesmittel fur Promo-
tionsforderprogramme noch bis 2020 mit Mitteln aus dem VW-Vorab kompensiert wer-
den kénnen?

Die Forderrunde 10/2012 bis 09/2016 des Niedersachsischen Promotionsprogramms umfasst elf
Promotionsprogramme, die vollumfanglich aus Mitteln des Niedersachsischen Vorab in Hohe von
rund 10,3 Millionen Euro finanziert werden (s. 0. Antwort auf Frage 1). Die Forderrunde ist ausfi-
nanziert. Die Mittel fur die anteilige Finanzierung der Foérderrunde 10/2014 bis 09/2018 (ab 2016)
sowie die Mittel fur die Férderrunde 10/2016 bis 09/2020 sind den Hochschulen zugesagt.

Vorgesehen ist eine Finanzierung aus dem Niedersachsischen Vorab. Die Landesregierung wird
dafiir Sorge tragen, dass bewilligte Promotionsprogramme auch durchgefiihrt werden kénnen.
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3. Erwéagt die Landesregierung, bis 2020 wieder Landesmittel fiir Promotionsprogramme
zur Verfuigung zu stellen?

Die Nachwuchsférderung ist - wie bereits ausgefihrt - ein wichtiges Ziel der Landesregierung, das
auf verschiedene Weise erreicht werden kann. Welche Finanzierungswege mittel- und langfristig
dafiir genutzt werden, lasst sich derzeit nicht vorhersagen.

21. Unklare Zukunft des VW-Vorab: Wie wird die Landesregierung einen mdglichen Wegfall der
Mittel aus dem VW-Vorab kompensieren? (Teil 2)

Abgeordneter Jorg Hillmer (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wissenschaft und Kultur namens der Lan-
desregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Zahlreiche Medien berichteten am 30. Marz 2016 (ber einen mdoglichen Dividendenausfall bei
Volkswagen und die Auswirkungen auf den niedersachsischen Landeshaushalt. Die Hannoversche
Allgemeine Zeitung schrieb: ,Ein Dividendenausfall wirde vor allem die Wissenschaftsférderung
treffen“ und stellte dar, dass das Land Niedersachsen allein 2015 rund 145 Millionen Euro an die
Volkswagen-Stiftung tiberwiesen habe. Uber das VW-Vorab laufen zahlreiche Programme der Wis-
senschaftsforderung.

Vorbemerkung der Landesregierung

Einen Teil der jahrlich verfugbaren Foérdermittel der VolkswagenStiftung erhalt das Land Nieder-
sachsen ,vorab“. Uber die Vergabe der Férdermittel entscheidet das Kuratorium der Stiftung auf
Grundlage von Vorschlagen der Landesregierung.

Die Mittel stammen aus drei Vermdgensmassen: dem Gegenwert der jahrlichen Dividende auf no-
minal 30,2 Millionen VW-Aktien, die dem Gewinnabfiihrungsanspruch an die VolkswagenStiftung
unterliegen, dem Ertrag aus der Anlage von 35,8 Millionen Euro aus einem Vertrag mit dem Land
Niedersachsen von 1987 sowie 10 % der tbrigen zur Verfigung stehenden Fordermittel.

In den vergangenen Jahren bewegte sich die verfligbare Summe zwischen ca. 40 Millionen Euro im
Jahr 2005 und ca. 154 Millionen Euro in 2015 pro Jahr. Aufgrund des hohen Anteils der Dividen-
denausschittung im Vorab ergibt sich eine hohe Volatilitat der Giber dieses Instrument bereitgestell-
ten Mittel. Dieser Volatilitat wird Rechnung getragen durch eine im Regelfall Uberjéahrige Veran-
schlagung von Forderprojekten in den zweimal jéhrlich aufgestellten Verwendungsvorschlagen fir
Mittel des niedersachsischen Vorab.

Das Vorab ist in vier Forderlinien gegliedert: Forschungsverbiinde und Forschungsschwerpunkte,
neue Forschungsgebiete, Holen & Halten, Programme und Ausschreibungen.

1. Halt die Landesregierung es fiir gesichert, dass die in den vergangenen Monaten auf
den Weg gebrachten, iber das VW-Vorab geférderten Programme zur Férderung von
Wissenschaft und Forschung in Niedersachsen (z. B. das Programm zur Férderung der
Spitzenforschung im Zusammenhang mit der neuen Runde der Exzellenzinitiative) bis
zum Ende ihrer Laufzeit Uber das VW-Vorab finanziert werden kénnen?

Die Landesregierung hat sichergestellt, dass die laufenden Vorhaben z. B. in den Bereichen Ho-
len & Halten herausragender Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, im Bereich der Meeres-
forschung, aus dem Bereich der Agrarwissenschaften sowie zur Férderung der Spitzenforschung
bis zum Ende ihrer Laufzeit Gber das VW-Vorab finanziert werden kénnen.

Fur Ausschreibungen in kommenden Jahren wird vor dem Hintergrund zuriickgehender Ertrage aus
dem niederséachsischen Vorab der Volkswagenstiftung auch eine Anpassung der Planung erforder-
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22.

lich. Die Anpassung erfolgt jahrlich, sobald die Geschéaftszahlen der Volkswagen AG fiir das jeweils
zuriickliegende Geschéaftsjahr vorgelegt werden.

2.  Wie stellt die Landesregierung sicher, dass die Wissenschaftsallianz Hannover-
Braunschweig und die Projekte der frihkindlichen Bildung, die zuvor tUber das Nieder-
sachsische Institut fir Frihkindliche Bildung und Entwicklung (nifbe) und damit tGber
den Landeshaushalt finanziert wurden, uneingeschrankt weitergefiihrt werden kénnen?

In beiden Féllen handelt es sich um mehrjahrige Férderungen, fir die gegenwartig Verfahren der
wissenschaftlichen Begutachtung durch die Wissenschaftliche Kommission Niedersachsen durch-
gefiuihrt werden. Im Rahmen der wettbewerblichen Ausschreibung ,Fruhkindliche Entwicklung und
Bildung“ sind zum 15. Méarz 2016 zehn Antrdge eingegangen, die gegenwartig von der Wissen-
schaftlichen Kommission Niedersachsen bewertet werden. Fir férderwiirdige Vorhaben stehen fiir
die laufende Ausschreibung wie geplant 3,9 Millionen Euro fiir eine mehrjahrige Férderung bis zum
Ende der Laufzeit der Vorhaben zur Verfligung. In den Planungen fur das Vorab ist eine weitere
Fordertranche fur spéatere ZeitrAume vorgesehen.

Fir die Wissenschaftsallianz Hannover-Braunschweig befinden sich drei Antrdge zu den For-
schungsfeldern Lebenswissenschaften, Mobilitdt und Physik (Metrologie) in der Begutachtung der
Wissenschaftlichen Kommission Niedersachsen. Fir die drei Antrage und das Zukunftskonzept der
TU Clausthal stehen, wie fiir die erste Férderphase geplant, insgesamt 9,6 Millionen Euro fiir eine
mehrjahrige Finanzierung zur Verfigung. In den Planungen fiir das Vorab sind weitere Férdertran-
chen fur die Wissenschaftsallianz Hannover-Braunschweig fur spétere Forderzeitrdume vorgese-
hen.

3.  Wird die Landesregierung in vollem Umfang mit Landesmitteln Vorsorge fiir den Fall
treffen, dass in den kommenden Jahren keine oder nur sehr geringe Mittel aus der VW-
Dividende fur das VW-Vorab zur Verfiigung stehen?

Die Mittel aus den Niedersachsischen Vorab sind - so schon von der Satzung der Stiftung vorgege-
ben - zusétzliche Mittel, mit denen Vorhaben unterstiitzt werden, die die Forschung in Hochschulen
und Forschungsinstituten aus Landesmitteln erganzen. Diese Mittel unterliegen, wie in den einlei-
tenden Bemerkungen dargestellt, einer hohen Volatilitat. Bereits 2015 bewilligte Projekte, auch
mehrjahrige, sind finanziell gesichert. Die Planungen fur die kiinftigen Jahre sind von der Hohe des
Vorab in den jeweiligen Jahren abhangig, Uber die noch keine gesicherten Informationen vorliegen.

Nachfrage: Wird die Landesregierung den Wolf an die Jagerschaft Burgdorf Ubergeben?
Abgeordneter Dr. Hans-Joachim Deneke-Jéhrens (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fiir Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

In der Drucksache 17/5447 fihrt die Landesregierung auf die Frage ,Wird die Landesregierung den
Wolf an die Jagerschaft Burgdorf Ubergeben?* Folgendes aus: ,Ein dem strengen Artenschutz un-
terliegendes Wildtier wie ein Wolf gehort niemandem. Wird es tot aufgefunden, erwirbt automatisch
das Land Niedersachsen die Eigentiimerschaft daran. Da es sich nicht um ein jagdbares Tier han-
delt, besteht daran kein Aneignungsrecht durch den Jagdausiibungsberechtigten. Uber den Ver-
bleib eines solchen Kadavers entscheidet die 6rtlich zustandige untere Naturschutzbehdérde, in die-
sem Fall die Region Hannover auf Antrag. Dies ist mit E-Mail vom 1. Dezember 2015 an den
NLWKN geschehen. Daraufhin wurde die Ubergabe an die Niederlande organisiert und durchge-
fuhrt. (...) Dass die Region Hannover, durch welche Umstande auch immer, fiir denselben Wolfs-
kadaver zwei Genehmigungen ausgestellt hat, ist bedauerlich, liegt aber nicht in der Verantwortung
der Landesregierung.”
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Dazu berichtet die Neue Presse in ihrer Ausgabe vom 31. Marz 2016 in dem Artikel ,Region: Land
verschenkte Wolf ohne Erlaubnis”, dass es nach Schilderung der Region Hannover gar keine zwei
Genehmigungen gebe, sondern nur eine fur die Jagerschaft Burgdorf. In dem Artikel steht: ,Zu-
nachst sei bei der Region eine ,Anfrage’ der Jagerschaft Burgdorf eingegangen. Laut Region ubri-
gens Uber das Landwirtschaftsministerium. Erst einen Monat spater habe es eine ,Anfrage’ des
NLWKN gegeben. Beide seien grundsatzlich bejaht worden. Einen offiziellen Antrag auf das Tier
habe dann aber nur die Jagerschaft gestellt, erlautert Regionssprecher Klaus Abelmann: ,Noch am
selben Tag erteilte die Region der Jagerschaft die Genehmigung'. Da hatte das NLWKN den toten
Wolf allerdings schon aus einem Berliner Institut abholen und in die Niederlande bringen lassen.”

Vorbemerkung der Landesregierung

Nach eigener Kenntnis und auch nach schriftlicher Auskunft der Region Hannover ist der Sachver-
halt in dem Artikel der Neuen Presse am 31.03.2016 nicht korrekt dargestellt. Der tatsachliche
Sachverhalt ist der Antwort zu Frage 3 bzw. der Drucksache 17/5447 zu entnehmen.

Grundsatzlich ist anzumerken, dass es nie einen rechtlich begriindeten Anspruch der Jagerschaft
Burgdorf auf die Aushandigung dieses Wolfskadavers gegeben hat. Durch die grof3e zeitliche Ver-
zbgerung zwischen deren erster Interessenbekundung und dem tatsachlich bei der Region einge-
gangenen Antrag hatte sich die Situation ergeben, dass der betreffende Kadaver nicht mehr ver-
fugbar war. Die erteilte Ausnahmegenehmigung zur Préparation fur Lehr- und Ausstellungszwecke
hatte auf die tatséachlichen Besitzverhaltnisse keine Auswirkungen mehr.

1.  Welcher Schriftverkehr ging der Genehmigung fur die Ubernahme des Wolfes zwischen
der Region Hannover und der Jagerschaft Burgdorf voraus?

Dem Schriftverkehr zwischen der Region Hannover und der Jagerschaft Burgdorf gingen mindliche
und schriftliche Korrespondenz zwischen ML, MU und Region Hannover voraus sowie weitere Kor-
respondenz zwischen Jagerschaft Burgdorf, Region Hannover und NLWKN, die der Vollstandigkeit
halber hier ebenfalls aufgefuhrt werden.

15.04.2015: Anfrage Jagerschaft Burgdorf bei ML, ob sie diesen Kadaver zur Praparation Uber-
nehmen kdnnte.

05.10.2015: Nach Abschluss der pathologischen Untersuchungen miindliche Anfrage des ML bei
MU bezilglich des Wunsches der Jagerschaft Burgdorf, Verweis durch MU auf Zustandigkeit der
Region Hannover.

06.10.2015: E Mail-Anfrage ML an Region Hannover.

07.10.2015: E-Mail-Antwort Region Hannover an ML mit Darstellung der Konditionen fiir Ubernah-
me.

07.10.2015: E-Mail-Antwort ML an Region Hannover mit Anklindigung, dass sich die Jagerschaft
Burgdorf kurzfristig bei der Region Hannover melden wird.

08.02.2016: E-Mail-Antrag der Jagerschaft Burgdorf an die Region Hannover auf Ausnahme vom
Besitzverbot.

08.02.2016: schriftiche Genehmigung der Region Hannover an die Jagerschaft Burgdorf zur Pra-
paration eines Wolfes.

15.03.2016: Brief Region Hannover an Jagerschaft Burgdorf, dass der von dieser begehrte Wolf
nach Abarbeitung der rechtlichen Voraussetzungen sich inzwischen in den Niederlanden befindet,
gleichzeitig Mitteilung, dass die Region - mit Unterstiitzung des Wolfsbiros im NLWKN - sich gerne
darum bemuhen wird, fur die Jagerschaft einen anderen Kadaver fir die Praparation zu finden.

31.03.2016: Artikel in der Neuen Presse ,Region: Land verschenkte Wolf ohne Erlaubnis*.
04.04.2016: Ubersendung eines Schreibens der Jagerschaft Burgdorf per E-Mail an Region Han-
nover, in dem neben anderen Dingen auch Wunsch nach anderem Wolfskadaver erwéahnt ist.
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04.04.2016: Ubersendung des Schreibens der Jagerschaft Burgdorf, per E-Mail durch Region Han-
nover an NLWKN.

06.04.2016: E-Mail Region Hannover an Jagerschaft Burgdorf, dass Wunsch nach anderen Wolfs-
kadaver dem NLWKN mitgeteilt wurde.

06.04.2016: E-Mail Jagerschaft Burgdorf an Region Hannover mit Dank fiir deren Einsatz.

2. Welcher Schriftverkehr ging der Genehmigung fir die Ubernahme des Wolfes zwischen
der Region Hannover und dem NLWKN voraus?

Der Vollstandigkeit halber wird hier der gesamte Vorgang dargestellt und nicht nur der Schriftver-
kehr.

03.08.2015: E-Mail-Anfrage aus den Niederlanden (Niederlandischer Saugetierverein) an NLWKN.

11.11.2015: E-Mail Mitteilung intern Region Hannover an Region Hannover, dass das aus der Re-
gion stammende Tier, welches noch préparationsfahig war, aus Platzgriinden nicht langer beim
IZW in Berlin verbleiben kann.

11.11.2015: E-Mail Region Hannover an NLWKN mit der Bitte, sich ,der Sache anzunehmen®*.

12.11.2016 E-Mail-Anfrage NLWKN bei Region Hannover, ob diese einverstanden wére mit einer
Ubergabe an die Niederlande.

01.12.2015: E-Mail zur Bestéatigung der telefonischen Zustimmung Region Hannover an NLWKN.

05.12.2015: Zwischenlagerung zweier vom IZW durch NLWKN abgeholter tiefgefrorener Wélfe bei
der Region Hannover (Veterinaramt), dazu E-Mail-Nachricht von Region Hannover vom 05.01.2016
an NLWKN.

12.01.2016: E-Mail-Nachricht von Region Hannover an NLWKN, dass Lagerungsmdglichkeit bei
der Region begrenzt ist bis maximal 22.01.2016, daraufhin Abholung durch NLWKN und Einlage-
rung dortselbst.

29.01.2016: Ubergabe des Kadavers an die Vertreter der Niederlande im NLWKN; vom NLWKN
wurde dafiur eine CITES-Bescheinigung fur den Transport des Kadavers und die Préasentation des
praparierten Wolfes im Museum Naturalis in Leiden ausgestellt.

3.  Wie ist die Aussage der Landesregierung in der Drucksache 17/5447, die Region Han-
nover habe zwei Genehmigungen fiir denselben Wolfskadaver ausgestellt, mit der Dar-
stellung der Region Hannover in Einklang zu bringen, dass es nur fir die Jagerschaft
Burgdorf eine Genehmigung gab?

Die per E-Mail vom NLWKN an die Region gerichtete Anfrage ist im innerbehdérdlichen Verkehr wie
ein Antrag zu betrachten, die ebenfalls per E-Mail gegebene Bestatigung der vorher getroffenen te-
lefonischen Absprachen durch die Region an den NLWKN als Genehmigung.

Hatte der Tod der Rinder in GroR3 Sterneberg verhindert werden kénnen?

Abgeordneter Helmut Dammann-Tamke (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Das Stader Tageblatt berichtet in seiner Ausgabe vom 30. Marz 2016 in dem Artikel ,Galloway-
Jungbullen verendet: Streit um Rinderhaltung spitzt sich zu“ Uber die Frage, ob der Tod von
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23 Galloway-Jungbullen hatte vermieden werden kénnen, wenn die Kontrolleure besser aufgepasst
hatten.

In dem Artikel steht: ,Sein“ (das des Landwirtschaftsministers Christian Meyer; Anmerkung des
Verfassers) ,Ministerium betont, dass die Zustandigkeit fur den Tierschutz auf kommunaler Ebene
liegt. Im Bereich der Bio-Kontrollen sei in den letzten Jahren aber die Uberwachung durch das Land
verstarkt worden. Das Land Uberpriife hierbei insbesondere die Wirksamkeit der durch die Bio-
Kontrollstellen durchgefuihrten Kontrollen zur Einhaltung der EU-Bioverordnung. Diese waren in der
Vergangenheit schon o6fter in die Kritik geraten. Die letzte Kontrolle auf dem Bioland-Hof in Grof3
Sterneberg war im November. Viele Menschen fragen sich, ob der schlechte Zustand der Rinder
und der Flache, auf der die Tiere dann einige Wochen spéater verhungert oder verdurstet sind, nicht
zu dem Zeitpunkt schon zu erkennen waren. Die Kontrolle hat die private Firma ABCert aus Esslin-
gen unternommen. Mit dem Hinweis auf den Datenschutz will sich ABCert aber nicht dazu duf3ern,
in welchem Zustand die Tiere und Flachen damals waren.”

1. Ab wann gab es Hinweise darauf, dass es in dem Betrieb mdglicherweise tierschutz-
rechtliche Probleme gab?

Der fir die Uberwachung von Tierschutzbelangen zustandigen Behérde, dem Landkreis Stade,
wurde am 04.03.2016 gemeldet, dass ein Rind tot im Graben lag. Der Landkreis gab daraufhin
fernmindlich dem Betrieb die Anordnung, den Kadaver zu entfernen und die Weiden regelmafig zu
kontrollieren. Aufgrund weiterer Anzeigen fand am 09.03.2016 eine Vor-Ort-Kontrolle des Betriebes
durch den Landkreis statt, in deren Zusammenhang es Hinweise auf tierschutzrechtliche Verstdlze
gab. In der Folge wurde der Betrieb weiterhin engmaschig kontrolliert.

Fir den Zeittraum vor dem 04.03. sind der Landesregierung derzeit keine Hinweise auf tierschutz-
rechtliche Probleme fiir diesen Betrieb bekannt.

2. Ist die betroffene Weide, auf der sich die Jungbullen befanden, bei der Kontrolle im No-
vember in Augenschein genommen worden?

Anlasslich der letzten Jahreskontrolle des Betriebes durch die zustdndige Bio-Kontrollstelle am
09.11.2015 wurden auch die von dem Betrieb bewirtschafteten Flachen stichprobenhaft kontrolliert
(etwa 35 ha von insgesamt rund 110 ha Betriebsflache). Laut Bericht dieser Bio-Kontrollstelle zur
Kontrolle vom 09.11.2015 gehorte die betroffene Flache nicht zu den Flachen, die anlasslich dieser
Kontrolle in Augenschein genommen wurden.

3.  Wenn ja, gab es bereits bei dieser Kontrolle Hinweise auf Tierschutzversttf3e, und was
wurde in der Konsequenz unternommen?

Laut Bericht zur Kontrolle vom 09.11.2015 gehérte die betroffene Flache nicht zu den Flachen, die
anlasslich dieser Kontrolle in Augenschein genommen wurden. Wie unter 2. ausgefihrt, wurden an-
lasslich der Kontrolle am 09.11.2016 die Betriebsflachen und weitere Betriebsteile durch die Bio-
Kontrollstelle stichprobenhaft kontrolliert. Im Protokoll der fiir diesen Betrieb zusténdigen Bio-
Kontrollstelle sind keine Hinweise auf TierschutzversttRe vermerkt.
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24. ,Das Schweigen der Schnucken® - Herdenschutz fiir Heidschnucken an Aller und Weser?
Abgeordnete Adrian Mohr und Ernst-Ingolf Angermann (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Verdener Nachrichten berichten in ihrer Ausgabe vom 16. Marz 2016 unter dem Titel ,Das
Schweigen der Schnucken” Gber einen Schafer aus Langwedel. Zum Thema Herdenschutzhunde
wird ausgefihrt: ,Ist er im Sommer mit seinen Schnucken auf den Aller- und Weserdeichen im
Landkreis Verden unterwegs, spenden sich die Tiere selber Schatten. Zitat Schafer Hehmsoth: ‘Ein
Herdenschutzhund buddelt sich gleich ein tiefes Loch. Was meinen Sie, was dann der Deichver-
band dazu sagt?’ Im Landschaftsschutzgebiet wiirden seine Heidschnucken brav um die Gelege
herumtreten, ein Herdenschutzhund wiirde sie sofort pliindern, befiirchtet der Heidschnuckenziich-
ter.”

Mit Blick auf den Deichschutz steht in dem Bericht: ,Die Schnucken treten die Grasnarbe auf den
Deichen fest, fungieren dort als natirliche Rasenmaher. Der 49-Jahrige liebt sie Uber alles: ,In der
Ablammzeit sitze ich N&chte lang im Stall und sorge dafir, dass jedes einzelne Lamm Uberlebt.
Aber wer hilft mir, wenn ein Tier gerissen am Boden liegt?*“

1. Wie will die Landesregierung besonders unter dem Aspekt der Deichsicherheit die Si-
cherheit vor Wolfsubergriffen férdern, insbesondere da nach Auskunft des Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung in Verden geeignete Schutzzaune auf den an der Weser lie-
genden Weideflachen nicht genehmigungsfahig sind?

Das Umweltministerium hat den Niedersachsischen Landesbetrieb fir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz aufgefordert, eine Studie Uber theoretische und praktische Lésungswege fiir Be-
reiche, in denen die Umsetzung des wolfsabweisenden Grundschutzes eingeschrankt ist - das sind
vor allem die wasserbeeinflussten Griinlandbereiche, allen voran die Deiche - erarbeiten zu lassen.
In Gebieten, in denen das Halten von Herdenschutzhunden mdéglich ist, kbnnen diese zum Herden-
schutz beitragen. Das Land fordert u. a. die Anschaffung von Herdenschutzhunden.

2.  Wie beurteilt die Landesregierung den Einsatz von Herdenschutzhunden zum Schutz
von Schafherden auf Deichflachen unter Berlicksichtigung der besonderen Anforde-
rungen an die Deichsicherheit und der Nahe zu Wanderern und Radfahrern, die auf den
Wegen entlang der Deiche in unmittelbaren Kontakt zu den Schafherden kommen?

Der Einsatz von Herdenschutzhunden ist grundséatzlich nur moéglich, wenn zwischen den Herden-
schutzhunden und Wanderern oder Radfahrern ein Zaun existiert oder bei gleichzeitiger Anwesen-
heit von Hirten. Herdenschutzhunde mussen fir ihren Einsatz gut ausgebildet werden. Die Taug-
lichkeit flr ihre spezielle Aufgabe muss von den Halterinnen und Haltern Gberprift werden.

3. Wie beurteilt die Landesregierung den Einsatz von Herdenschutzhunden zum Schutz
von Schafherden in Natur- und Landschaftsschutzgebieten unter Beriicksichtigung der
Schutzanforderungen bedrohter Arten vor allem wahrend der Brut- und Setzzeit?

Eine Beweidung (mit oder ohne den Schutz von Herdenschutzhunden) kann grundséatzlich eine Ge-
fahr in der Brut- und Setzzeit darstellen. Ein Auftrieb von Weidetieren auf Flachen mit hoher Bo-
denbriterdichte sollte in dieser Zeit gemieden oder die Weidetierdichte gering gehalten werden, da
auch Schafe Gelege durch Tritt zerstoren kdnnen. Vor dem Auftrieb der Weidetiere und Einsatz von
Elektrozdunen und/oder Herdenschutzhunden sollten Flachen auf Gelege, Junghasen oder wenige
Tage alte Rehkitze kontrolliert werden.
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25.

TTIP und CETA: Hatte ein Schiedsgerichtshof die gleichen juristischen Standards wie unser
bewéhrtes Justizsystem?

Abgeordnete Miriam Staudte und Abgeordneter Helge Limburg (GRUNE)

Antwort des Niederséchsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In den Freihandelsabkommen TTIP und CETA wurde zunachst geplant, Unternehmen die Moglich-
keit zu geben, Staaten vor privaten Schiedsgerichten auf Investitionsschutz zu verklagen. Proteste
haben dazu gefihrt, dass nun stattdessen das Modell eines Investitionsgerichtshofs diskutiert wird.
Der Deutsche Richterbundbund stellt in seiner Stellungnahme zum geplanten Investitionsgerichthof
jedoch fest, dass dieses Modell nicht mit dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten vereinbar ist, da
er in ihre Rechtsprechungskompetenz eingreift.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung war und ist an den Verhandlungen uber die in der Vorbemerkung der Abge-
ordneten genannten Abkommen weder beteiligt noch liegen ihr umfassende Informationen Uber
den aktuellen Stand dieser Verhandlungen vor. Eine abschlieRende Bewertung dieser Abkommen
durch die Landesregierung ist daher zurzeit weder méglich noch veranlasst.

1. Welche Rechtsgrundlage sieht die Landesregierung fir einen Investitionsgerichtshof?

Die TTIP- und CETA-Verhandlungen werden auf Artikel 207 des Vertrages Uber die Arbeitsweise
der Européischen Union (AEUV) in Verbindung mit Artikel 218 AEUV gestiitzt. Diese Vorschriften
legen neben den inhaltlichen Kompetenzen der EU den Ablauf des Vertragsabschlusses und die
Funktionen der EU-Institutionen fest. Der Rat und die Kommission haben nach Artikel 207 Abs. 3
Satz 3 AEUV dafiir Sorge zu tragen, dass die ausgehandelten Abkommen mit der internen Politik
und den internen Vorschriften der Union vereinbar sind.

Bisher ist lediglich ein nur in englischer Sprache vorliegender neuer Entwurf der Europaischen
Kommission fir das Chapter ,Investment* der TTIP-Verhandlungen veréffentlicht, der Vorschlage
zur Regelung von unter den Vertrag fallenden Investitionsstreitigkeiten enthalt. Diesen Entwurf pré-
sentierte die Kommission ausweislich ihres ,Public Report - March 2016" wahrend der 12. TTIP-
Verhandlungsrunde vom 22. bis 26. Februar 2016 erstmals den USA ausfiihrlich. Die Verhandlun-
gen zu TTIP anhand des neuen Entwurfs haben demnach gerade erst begonnen. Ob und in wel-
cher Ausgestaltung Regelungen zur Frage von Investitionsstreitigkeiten Gegenstand des TTIP-
Abkommens sein werden, ist demnach Gegenstand laufender Verhandlungen. Dies zeigt sich be-
reits daran, dass durch den neuen Entwurf eine im Vergleich zur bisherigen Fassung vollkommen
neue Ausgestaltung des Chapters erfolgte. Die Frage einer Kompetenz lasst sich aber erst dann
abschlieRend klaren, wenn der zu prifende Regelungsgegenstand, der Gegenstand der Kompe-
tenzpriifung sein soll, feststeht. Auch das Verfahren in Bezug auf CETA ist nach wie vor nicht ab-
geschlossen. Die zwischen Kanada und der Kommission abgestimmte Textfassung muss nunmehr
zunéchst in alle Amtssprachen der EU Ubersetzt und sodann von Rat und Europdischem Parlament
behandelt werden.

2.  Wo liegen die Unterschiede zwischen einem internationalem Investitionsgerichtshof
und unserem bewahrten Rechtssystem, was juristische Standards angeht?

Der bislang vorliegende und noch im Européischen Rat sowie im Européischen Parlament zu dis-
kutierende Vorschlag der Kommission sieht fur TTIP die Schaffung eines stéandigen Investitionsge-
richtshofs (,Investment Court System*) vor. In den finalen, von den Vertragsparteien noch zu ratifi-
zierenden Text von CETA hat ein solcher Gerichtshof bereits Aufnahme gefunden (Kapitel 8, Ab-
schnitt D, ,Investment Protection").
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Der Gerichtshof besteht aus einer Eingangsinstanz (,Tribunal of First Instance” [TTIP] bzw. ,Tribu-
nal* [CETA]), bestehend aus 15 Richtern, sowie einer Berufungsinstanz (,Appeal Tribunal“) mit
sechs Richtern (fur die zweite Instanz keine zahlenméaRige Festlegung in CETA). Jeweils ein Drittel
der Richter besteht aus Staatsangehorigen der USA bzw. Kanadas, der EU sowie von Drittstaaten.
Es muss sich um ausgewiesene Experten im Volkerrecht und vorzugsweise auch im Internationa-
len Handelsrecht und im Investitionsschutzrecht einschlieRlich des Rechts der Streitbeilegung han-
deln. Die Richter miissen volle Gewahr fur ihre Unabhangigkeit bieten. Ihre Berufung erfolgt durch
das jeweilige Gemeinsame Vertragskomitee, das die Ausfihrung des Vertrags tiberwacht und be-
gleitet. Die Richter werden fur sechs (TTIP-Vorschlag) bzw. funf (CETA) Jahre mit einmaliger Ver-
langerungsoption berufen. Sie mussen fir eine Tétigkeit am Gericht standig zur Verfiigung stehen
und erhalten deshalb eine Grundvergitung von rund 2 000 Euro/Monat in der ersten und
7 000/Euro in der zweiten Instanz (,retainer fee"; fir die zweite Instanz keine Festlegung in CETA).
Zustandig ist das Gericht allein fur die Entscheidung, ob eine staatliche MalRnahme - ausgehend
von den Vertragsparteien USA bzw. Kanada und EU sowie den Mitgliedstaaten - ein geschitztes
Investment rechtswidrig behandelt. Klageberechtigt sind Investoren aus dem Gebiet der Vertrags-
parteien. Einer Klage geht ein obligatorisches auRergerichtliches Streitbeilegungsverfahren voraus.
Das gerichtliche Verfahren wird in der Regel auf der Grundlage der UNCITRAL Streitbeilegungsre-
geln oder der Regeln des Internationalen Zentrums fiir die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten,
einer Einrichtung der Weltbank-Gruppe, gefiihrt. Es ist in weiten Teilen &ffentlich; zentrale Doku-
mente miissen auf der Grundlage der UNCITRAL-Transparenzregeln der Offentlichkeit zugénglich
gemacht werden. Bei einer Verletzung von Investitionsschutzregeln kann der Gerichtshof lediglich
Schadensersatz oder Wiederherstellung von Eigentumsrechten zusprechen. Auf lange Sicht kdnn-
ten die vorgesehenen Gerichtshofe die Keimzelle fiir einen multilateralen Investitionsgerichtshof
bilden.

Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass kein ,Internationaler Investitionsgerichtshof*, son-
dern lediglich eine begrenzte Gerichtsbarkeit zur Streitbeilegung mit dem Ziel des Schutzes von In-
vestoren aus dem Gebiet der Vertragsparteien vorgesehen ist. Der Sache nach handelt es sich e-
her um ein sténdiges Schiedsgericht mit begrenztem Auftrag, das allerdings fir Dritte - die Investo-
ren - zuganglich ist. Dessen Ausgestaltung orientiert sich an den bestehenden vélkerrechtlichen
Standards fiuir derartige Gerichte. Mit den bestehenden nationalen Systemen des gerichtlichen
Rechtsschutzes ist es aufgrund seiner Grundlage in einem vélkerrechtlichen Vertrag, seines be-
grenzten Auftrags und seiner eng begrenzten Rechtsschutzmdglichkeiten nicht vergleichbar.

3.  Wirde die Einrichtung eines Schiedsgerichtshofs aus Sicht der Landesregierung zu ei-
ner Verbesserung unseres Justizsystems beitragen?

TTIP und CETA sind als volkerrechtliche Abkommen konzipiert, die bisher nicht abschlieend ver-
abschiedet wurden und daher einer abschlie@enden Bewertung noch nicht zuganglich sind. Eine
Orientierung auf die Verbesserung nationaler Justizsysteme ist nicht erkennbar.

Sind Burgschaften ein geeignetes Mittel, um die Liquiditat landwirtschaftlicher Betriebe
sicherzustellen?

Abgeordnete Hermann Grupe, Horst Kortlang, Jorg Bode, Dr. Stefan Birkner und Jan-Christoph
Oetjen (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Unter der Uberschrift ,Biirgschaften werden jetzt dringend gebraucht* erschien am 17. Méarz 2016
ein Interview mit dem Préasidenten des Landvolks Niedersachsen, Werner Hilse, in der LAND &
Forst. Auf die Frage nach der Stimmung auf den landwirtschaftlichen Betrieben in Niedersachsen
antwortete Hilse: ,Speziell jungere Landwirte und Hofnachfolger Uberlegen sich, welche Perspekti-
ven ihnen die Landwirtschaft noch bieten kann. Die Situation muss als dramatisch bezeichnet wer-
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den, bei vielen Hofen geht es an die Substanz.” Der wichtigste Ansatzpunkt flr eine mégliche Un-
terstiitzung der Betriebe sei die Liquiditat: ,In Deutschland benétigen wir unbedingt Ausfallbiirg-
schaften, damit Hofe, die dringend Darlehen benétigen, von ihren Banken noch Kredite erhalten.”
Ebenfalls in einem Interview in der LAND & Forst, das am 24. Marz 2016 erschien, aufRerte sich
Wirtschaftsminister Lies zur aktuellen Situation der Agrarwirtschaft in Niedersachsen: ,Jetzt ware
dafiir eine gute Zeit, wo es gar nicht um GroRR oder Klein geht, sondern um die reine Existenz. Fir
den Bereich, fiir den ich zusténdig bin, gibt es in solchen Fallen klassische Forderinstrumente.” Bei
der Zustandigkeit fur Hilfsinstrumente verwies Minister Lies auf den Bund: ,In dieser Hinsicht erwar-
te ich bei aller Zusténdigkeit der Lander auch mehr Aktivitdt vom Bundeslandwirtschaftsminister.
Vorstellbar ist ein Biirgschaftsfonds, der Kredite der Landwirte absichert.”

Vorbemerkung der Landesregierung

Durch die aktuelle Markt- und Preiskrise auf wichtigen Agrarmarkten, insbesondere auf den Mark-
ten fur Schweinefleisch und Milch, verschlechtert sich die Einkommens- und Liquiditéatssituation auf
den landwirtschaftlichen Betrieben dramatisch; es drohen erhebliche soziale und strukturelle Ver-
werfungen, die insbesondere die bauerlichen Familienbetriebe in ihrer Existenz bedrohen.

Die Landesregierung hat sich bereits friihzeitig fir die Anwendung wirksamer Instrumente auf EU-
und auf Bundesebene eingesetzt, um die Ursachen und die negativen Auswirkungen auf Einkom-
men und Liquiditat effektiv zu beheben. Die Landesregierung hat sich insbesondere fiir den Einsatz
mengenbegrenzender MalRnhahmen eingesetzt, um dem akuten Marktungleichgewicht, vor allem
auf dem Milchmarkt, wirksam entgegenzuwirken. Darliber hinaus hat die Landesregierung gegen-
Uber der Bundesregierung stets kritisiert, dass die bisher auf EU-Ebene vereinbarten Liquiditéatshil-
fen bei weitem nicht ausreichend sind, um die Situation der landwirtschaftlichen Betriebe signifikant
zu verbessern.

1. Halt die Landesregierung ein Birgschaftsprogramm fir ein geeignetes Mittel, um die
Liguiditat landwirtschaftlicher Betriebe zu sichern und auf diese Weise nicht gewollte
Strukturbriiche zu verhindern?

Das Instrument staatlicher Birgschaften ist nach Auffassung der Landesregierung grundsatzlich
geeignet, um Unternehmen, die sich aufgrund akuter und vortbergehender Entwicklungen in Liqui-
ditatsschwierigkeiten befinden und bei denen die bankiiblichen Sicherheiten fir die Gewahrung zu-
séatzlicher Liquiditatskredite nicht mehr ausreichen, zu helfen. Voraussetzung fir die Ubernahme
einer Landesbirgschatft ist, dass die Kapitaldienstféahigkeit des Kredithehmers gegeben sein muss,
um eine hinreichende Gewahr fiir die Rickfuhrung des verbirgten Kredits sicherzustellen. Das In-
strument der Landesbiirgschaft hat sich aus Sicht der Landesregierung insbesondere in der Fi-
nanzmarkkrise 2009/2010 bewahrt.

Das Land Utbernimmt Blrgschaften auf der Grundlage der ,Allgemeinen Biirgschaftsrichtlinie des
Landes Niedersachsen* (Nds. MBL. 2004, S. 300). Antragsteller kdnnen neben Unternehmen der
gewerblichen Wirtschaft auch Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft sein. Aus Sicht der Lan-
desregierung ist es vor diesem Hintergrund nicht zielfuhrend, ein gesondertes Birgschaftspro-
gramm fUr die Landwirtschaft aufzulegen, da landwirtschaftliche Betriebe im Rahmen der beste-
henden Birgschaftsrichtlinie Antrédge auf die Verblrgung von Liquiditatskredite stellen kénnen.

Es ist in diesem Zusammenhang aber aus Sicht der Landesregierung darauf hinzuweisen, dass die
Ubernahme von Biirgschaften allenfalls als flankierendes und temporares Element der Krisenbe-
waltigung einzuordnen ist. Vorrangig bei der Bewaltigung der Einkommens- und Liquiditéatskrise in
der Landwirtschaft ist die Bekampfung der Ursachen der Krise durch die Bundesregierung und auf
EU-Ebene.
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2.  Ware es nach Ansicht der Landesregierung méglich, ein Landesbiirgschaftsprogramm
mit dem Ziel aufzulegen, die Liquiditat landwirtschaftlicher Betriebe zu sichern und auf
diese Weise nicht gewollte Strukturbriiche zu verhindern?

Siehe Antwort zu Frage 1.

3.  Was hat die Landesregierung in der Vergangenheit getan und was wird sie in Zukunft
tun, um die Initiierung eines Bilirgschaftsprogramms auf Bundesebene voranzutreiben
bzw. ein eigenes Burgschaftsprogramm auf Landesebene selbst umzusetzen?

Mit Bezug auf ein Burgschaftsprogramm auf Landesebene wird auf die Antwort zu Frage 1 verwie-
sen.

Mit Bezug auf die Forderung eines Biirgschaftsprogramms auf Bundesebene fordert die Landesre-
gierung weitergehende Anstrengungen auf Bundesebene, um die Liquiditatssituation auf den land-
wirtschaftlichen Betrieben zu verbessern. In diesem Zusammenhang setzt sich die Landesregie-
rung im Rahmen der Beratungen Uber einen Entschliefungsantrag im Bundesrat dafiir ein, dass
der Bund eine Rahmenregelung fiir die Rickbirgschaft von krisenverursachten Birgschaftsuber-
nahmen im Rahmen der jeweiligen Landesrichtlinien Gbernimmt. Dies entsprache dem Verfahren,
wie es sich im Zusammenhang mit der Finanzkrise 2009/2010 branchenlbergreifend bereits be-
wahrt hat.

Wie steht die Landesregierung zum Export niedersachsischer Agrarerzeugnisse?
Abgeordnete Horst Kortlang, Hermann Grupe und Jérg Bode (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Zur aktuellen Krise auf vielen landwirtschaftlichen Betrieben in Niedersachsen &uf3erten sich der
Prasident des Landvolks Niedersachsen, Werner Hilse, und der niedersachsische Wirtschaftsminis-
ter, Olaf Lies, jeweils in einem Interview in der LAND & Forst. Die Interviews erschienen am 17.
Marz 2016 bzw. am 24. Marz 2016. Beide betonten die Chancen, die sich fiir den niederséachsi-
schen Agrarsektor durch den Export ergeben. ,Wir brauchen Unterstiitzung bei der Erschlie3ung
neuer Exportmarkte, gerade Niedersachsen lebt vom Export!“, hob Landvolkprasident Hilse die Be-
deutung des Exports fur die niedersachsische Landwirtschaft hervor. Auch fiir Wirtschaftsminister
Lies sei die Ausfuhr niederséchsischer Agrarprodukte von Bedeutung: ,Die Landwirtschaft braucht
diesen Export, da habe ich eine klare Position.” Beide betonten ebenfalls die negativen Auswirkun-
gen der Krise in der Landwirtschaft auf die gesamte Wertschépfungskette.

1. Wie bewertet die Landesregierung die , klare Position* von Wirtschaftsminister Lies,
die Landwirtschaft brauche den Export?

Die in der Vorbemerkung der Abgeordneten aus dem am 24. Méarz 2016 in der LAND & Forst er-
schienen Interview zitierte Einschatzung von Herrn Minister Lies zum Export niederséchsischer Ag-
rarerzeugnisse lautet vollstandig:

.Die Landwirtschaft braucht diesen Export, da habe ich eine klare Position. Eine andere Frage ist,
ob wir damit Schaden auf anderen Markten anrichten. Es muss fair zugehen. China ist sicher ein
anderer Markt als Westafrika.“ Herrn Minister Lies war es dabei besonders wichtig herauszustellen,
dass Exporte in Entwicklungs- und Schwellenlander z. B. in Westafrika nicht dazu fuhren durfen,
die dortige Erndhrungswirtschaft im Hinblick auf eine sinnvolle Selbstversorgung dieser Lander mit
Lebens- und Futtermitteln in ihrer Entwicklung zu hemmen. Diese Aussage fur einen fairen und ge-
rechten Welthandel ist Position der gesamten Landesregierung.
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2.  Kann nach Auffassung der Landesregierung auch vor dem Hintergrund der aktuellen
Tiefpreise auf den Mérkten vieler landwirtschaftlicher Rohprodukte wie Milch und
Schweinefleisch der Export dieser bzw. weiterverarbeiteter Produkte ein Teil der Prob-
lemlésung flr die niederséchsische Agrarwirtschaft sein?

Die wichtigsten Absatzmarkte fir deutsche Agrar- und Ernahrungserzeugnisse sind weiterhin die
Lander der EU-28. Ein Gesamtanteil von 76 % der Agrarexporte Deutschlands wird im EU-Binnen-
markt abgesetzt (Statistisches Bundesamt - Aus- und Einfuhr [AuRenhandel]: Deutschland/Guter
der Ernahrungswirtschaft, 2015).

Die bedeutendsten Handelspartner sind dabei die Niederlande (13 %), Frankreich (9 %) und Italien
(8 %) (Statistisches Bundesamt - Aus- und Einfuhr [Au3enhandel]: Deutschland/Giiter der Ernéh-
rungswirtschaft, 2015). Dies sind gerade fiir Qualitatserzeugnisse sichere und sehr zahlungskréafti-
ge Markte in der Nahe zu Niedersachsen.

In Bezug auf Drittlander (also Nicht-EU-Lander) zeigen die aktuellen AuRenhandelsstatistiken aller-
dings, dass dort lediglich ein vergleichsweise niedriger Anteil der Erzeugnisse der deutschen Land-
und Ernahrungswirtschaft abgesetzt wird:

— 9% in die Ubrigen OECD-L&nder (ohne EU - Staaten) und

— 3,5 % in die aufstrebenden Schwellenlander der BRIC-Staaten (Brasilien, Russland, Indien und
China) (Statistisches Bundesamt - Aus- und Einfuhr [AuBenhandel]: Deutschland/Gliter der Er-
nahrungswirtschaft, 2015).

Eine Exportstrategie, die priméar darauf abzielt, Produktionsiiberschiisse auf Drittlandsmaérkten ab-
zusetzen, birgt erhebliche wirtschaftliche Risiken im Hinblick auf Absatzsicherheit und Preisentwick-
lung. Das Importembargo Russlands zeigt das politische Risiko auf solchen Markten deutlich.

Die niederséchsische Land- und Ernahrungswirtschaft sollte sich aus Sicht der Landesregierung
wie bisher vor allem dem EU-Binnenmarkt und den Méarkten anderer hoch entwickelter Staaten mit
ahnlichen Nachfragestrukturen und mit Qualitatsmarkten zuwenden.

3.  Was hat die Landesregierung in der Vergangenheit getan und was wird sie in Zukunft
tun, um den Export von Erzeugnissen der niedersachsischen Agrarwirtschaft zu for-
dern?

Samtliche MaRnahmen der Landesregierung zur Unterstiitzung der Internationalisierung der nie-
dersachsischen Unternehmen stehen auch den Unternehmen der Erndhrungswirtschaft zur Verfi-
gung. Hierzu zahlen die Unterstiitzung von Messeaulftritten, die Beratung etwa bei veterinarrechtli-
chen Hemmnissen und Delegationsreisen.

Auch mit verschiedenen aufRenwirtschaftlichen Veranstaltungsformaten verschafft das Land seinen
Unternehmen aktuelle Informationen zu auslandischen Zielmarkten. Zu diesen herausgehobenen
Veranstaltungen zahlt zuallererst der Niederséchsische AuRenwirtschaftstag, der im Jahr 2016 zum
13. Mal durchgefihrt wird. Im Rahmen der jahrlich stattfindenden Internationalen Beratertage in-
formieren die Auslandsvertreter des Landes Uber die wirtschaftlichen Chancen in den einzelnen
Weltregionen. Dieses Format bietet Unternehmen auch die Méglichkeit, in direkten Gesprachen mit
den Reprasentanten und Partnern des Landes sich aus erster Hand Uber einzelne Lander zu infor-
mieren.

Dartiber hinaus stehen die niedersachsischen Auslandsvertretungen in ausgesuchten Landern den
Unternehmen vor Ort als erste Ansprechpartner fiir unternehmerische Anliegen zur Verfligung.
Speziell auf das Unternehmen abgestimmte Hilfe kann ferner Giber das vom Land Niedersachsen
und der EU finanzierte Programm ,Enterprise Europe Network® (EEN) beansprucht werden. Inter-
nationalisierungsaudits, an der die IHKn beteiligt sind, stellen ein besonders intensives Beratungs-
angebot dar. Kleine und mittlere Unternehmen kénnen des Weiteren fiir die Beteiligung an Messen
im In- und Ausland eine finanzielle und organisatorische Unterstlitzung erhalten. Die Férderung er-
leichtert den Unternehmen die Ausstellung ihrer Produkte und die Demonstration ihrer Leistungen
als Schritt zur Eroberung neuer Mérkte.
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Hinsichtlich der Informationen lber Importbedingungen der Absatzmarkte und der administrativen
Unterstiitzung bei der Erflllung dieser Importbedingungen ist Niedersachsen ebenfalls umfangreich
tatig:

Hohe veterinarrechtliche Anforderungen bestehen u. a. beim Drittlands-Export von Tieren und Er-
zeugnissen tierischen Ursprungs. Zur besseren bundesweiten Abstimmung der Vorgehensweise
beziglich der Einhaltung der einschlagigen Anforderungen wurden mehrere entsprechende Ar-
beits- und Projektgruppen vom Bund ins Leben gerufen. Als exportstarkes Bundesland ist Nieder-
sachsen in allen Projektgruppen entweder durch ML und gegebenenfalls zusétzlich durch LAVES
oder Vertreter der Landkreise vertreten.

Im Einzelnen geht es hier um

— die bereits seit langerem etablierte ,Veterinargruppe Export des Bundes und der Lander beim
Bundesamt fiir Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit flir den Export in die Russische
Fdderation/Eurasische Wirtschaftsunion®,

— die Veterinargruppe Export fur den Export nach China,
— die Veterinargruppe Export fur den Export in die USA,
— die Veterinargruppe Export fur den Export nach Japan,

— die Projektgruppe Zertifizierung zur Erarbeitung spezieller Zertifizierungshinweise, welche die
rechtlichen Grundlagen u. a. fir allgemein formulierte Anforderungen festlegen und damit dem
Bescheinigungsbefugten mehr Rechtssicherheit bei der Zertifizierung geben sollen,

— sowie um Sitzungen der sogenannten Multiplikatoren, in denen zunachst Schulungsmaterial fur
die Zertifizierung erarbeitet wird mit dem Ziel, in allen Bundeslandern die Bescheinigungsbefug-
ten entsprechend zu schulen.

Ferner finden regelméafig Bund-Lander-Referentenbesprechungen zum Thema Export statt, an de-
nen sich das ML ebenfalls aktiv beteiligt.

Das ML sieht es aul3erdem als wichtige Aufgabe an, den Amtstierarzten vor Ort Hilfestellungen bei
der Erfullung ihrer Aufgaben hinsichtlich der Exportaktivitdten der Unternehmen zu leisten.

Die kommunalen Veterindrbehdrden und das LAVES werden zeithah vom ML Uber Informationen
des BMEL oder des BVL zu Importbedingungen der Drittlander, Méglichkeiten fir Betriebsneulis-
tungen, Ergebnisse der Projektgruppen, Verfahrensweisen und vieles mehr informiert. Ferner fin-
den jahrlich Ein-, Aus- und Durchfuhrschulungen fiir die Landkreise, organisiert vom LAVES, statt.
Auf diesen Schulungen vermitteln Vertreter des Bundes, des ML und des LAVES aktuelle Entwick-
lungen auf den Exportmérkten bzw. Verfahrensweisen fur das amtliche Handeln. Die Aktivitdten der
niedersachsischen auf Export ausgerichteten Unternehmen werden dadurch in vielfaltiger und ef-
fektiver Weise sehr gut unterstiitzt.

Welche Rolle spielt die Folgenabschatzung politischer Entscheidungen fir die Landesregie-
rung?

Abgeordnete Hermann Grupe, J6rg Bode und Dr. Stefan Birkner (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Zur aktuellen Krise auf vielen landwirtschaftlichen Betrieben in Niedersachsen &ufRerten sich der
Prasident des Landvolks Niedersachsen, Werner Hilse, und der niedersachsische Wirtschaftsminis-
ter, Olaf Lies, jeweils in einem Interview in der LAND & Forst. Die Interviews erschienen am
17. Mérz 2016 bzw. am 24. Méarz 2016. Uber Gesprache mit betroffenen Landwirten sagte Wirt-
schaftsminister Lies: ,In solchen Zeiten, in denen den Betrieben das Wasser bis zum Hals steht, ist
es ganz schwierig, Debatten dariiber zu fihren, was sich alles verandern muss. Die Gesprache
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drehten sich erst einmal darum, wie man die Zeit Ubersteht, in denen der Milchpreis niedrig bleibt.“
Uber eine konkret anstehende Anderung und die damit verbundenen Auswirkungen auf die land-
wirtschaftlichen Betriebe vor dem Hintergrund der aktuellen Krisensituation sagte Landvolkprasi-
dent Hilse: ,Fangen wir damit an, was nicht geht: Den Landwirten zusatzliche Belastungen aufbir-
den. Bei der Diingeverordnung appellieren wir an das Land, auch tUber den Bundesrat aktiv zu wer-
den.“ Die Berechnung des zusatzlichen Aufwands fir die landwirtschaftlichen Betriebe durch die
Novellierung der Diingeverordnung hat schon der Nationale Normenkontrollrat kritisiert: ,Bei der
Darstellung des Erfullungsaufwands handelt es sich um eine Schétzung, fur die dem BMEL in zahl-
reichen Punkten eine ausreichende Datenbasis nicht zur Verfligung stand. Der NKR kann diese
Schétzung nicht nachvollziehen* (Bundesratsdrucksache 629/15, Seite 35).

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung setzt sich vehement fiir bessere Erzeugerpreise insbesondere bei der Milch
ein. In der Richtung wirkt die Landesregierung insbesondere bei der Dingeverordnung (DUV) auf
die Bundesregierung ein, jetzt keine weiteren Verscharfungen bei Milchviehhaltern zu erzwingen.
So fordert die Landesregierung etwa, dass die Anrechnung der Weidehaltung auf das Nahrstoffsal-
do (,Kuhfladenanrechnung®) nicht wie vom CSU-Bundesminister geplant verscharft wird. Von der
Bundesregierung ist geplant, den Anrechnungsfaktor von Kuhfladen von 0,25 auf 0,4 anzuheben.
Dies wird den Flachen- und Preisdruck auf die Milchviehhalter in Niedersachsen erheblich ver-
schérfen und férdert die Stallhaltung. Auch spricht sich Landwirtschaftsminister Christian Meyer fur
eine sogenannte Derogationsregelung fur Griinland und gegen eine unsinnige Verkirzung der
Ausbringzeiten von Giille und Festmist von einer Stunde aus.

Veranlassung fur die Novelle der DUV sind die Pilotanfrage der EU-Kommission (KOM) zur unzu-
reichenden Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) vom 22.07.2015 sowie insbeson-
dere das Vertragsverletzungsverfahren zur Nitratrichtlinie (Nitrat-RL).

Zum aktuellen Entwurf der DUV hat die KOM am 22.03.2016 eine ausfiihrliche Stellungnahme ge-
geniiber dem Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL) abgegeben und dabei
weiteren dringenden Nachbesserungsbedarf deutlich gemacht. Aus Sicht der KOM wird durch den
vorgelegten Verordnungsentwurf nicht gewahrleistet, dass Deutschland die erforderlichen Mal-
nahmen zur Bekampfung der nachgewiesenen Probleme der Gewésserverunreinigung umsetzt.

1. Halt die Landesregierung eine realitdtsnahe Berechnung des durch die Novellierung
der Dingeverordnung entstehenden Erfullungsaufwandes fur erforderlich, um die zu-
satzlichen Belastungen, inshesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Krise auf vie-
len landwirtschaftlichen Betrieben, einschétzen zu kénnen?

Die von der Bundesregierung und vom Normenkontrollrat (NKR) vorgenommenen und teilweise dif-
ferierenden Abschéatzungen des Erflllungsaufwands aufgrund der vorgesehenen Anderung der
DUV nimmt die Landesregierung sehr ernst. Es soll alles getan werden, um unnétige Belastungen
fur die niederséchsische Landwirtschaft zu vermeiden. Deshalb sollten Klein- und Weidehaltende
Betriebe besonders betrachtet werden. Probleme bereiten vor allem grof3e gewerbliche Schweine-,
Huhner- und Putenmastanlagen. Daher wird die Landesregierung bei der endgiltigen Ausgestal-
tung einer novellierten DUV auf der Landesebene und im Rahmen der in der DUV vielfach vorgese-
henen Landererméchtigungen auch eigene Folgekostenabschatzungen vornehmen und genau auf
deren Auswirkungen achten.

2. Wie bewertet die Landesregierung, dass die Dingeverordnung auf der Grundlage einer
BMEL-Berechnung des zusatzlich fur die landwirtschaftlichen Betriebe entstehenden
Erfullungsaufwandes novelliert wird, die der Nationale Normenkontrollrat nicht nach-
vollziehen kann?
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Der BMEL geht in seiner Begriindung von einem jahrlichen Erfullungsaufwand aufgrund einer no-
vellierten DUV von rund 56,2 Millionen Euro fiir die Wirtschaft aus zuziglich rund 5,8 Millionen Euro
fur einmalige Kosten.

Der NKR schéatzt demgegeniuber Kosten von rund 238 Millionen Euro zur Umsetzung der DUV
durch die Landwirtschaft und bezieht sich dabei u. a. auf eine Kostenabschatzung des Bauernver-
bandes bzw. des Landvolkkreisverbandes Hannover. Demnach war das Landvolk von einem még-
lichen Erfullungsaufwand von bis 500 Millionen Euro ausgegangen, bei dem jedoch aus Sicht des
NRK ein zu hoher Lohnkostensatz zugrunde gelegt wurde.

Die Landesregierung teilt die Einschatzung des NKR, dass die Abschatzungen des Erflllungsauf-
wands weiter konkretisiert und dessen Héhe aufgrund einer belastbaren Datenbasis genauer be-
rechnet werden miissen. Zudem ware es wiinschenswert auch die Opportunitatskosten der Was-
serversorgung und anderer belasteter Sektoren zu ermitteln

Um diese genaueren Berechnungen vornehmen zu kénnen, ist aber zunéachst die weitere Fort-
schreibung des Verordnungsentwurfs abzuwarten.

Aufgrund der o. g. aktuellen Forderungen der KOM ist damit zu rechnen, dass der Verordnungs-
entwurf noch einmal in erheblichem Umfang Uberarbeitet wird.

3. Hatdie Landesregierung insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Krise auf vie-
len landwirtschaftlichen Betrieben eigene zuverlassige Berechnungen dazu angestellt,
welcher zusétzliche Aufwand fir die landwirtschaftlichen Betriebe in Niedersachsen
durch die Novellierung der Dingeverordnung entsteht? Wenn ja, welche Ergebnisse
gibt es?

Da die Novelle der DUV weiterhin Entwurfscharakter hat und sich, wie oben beschrieben, weiterhin
ein erheblicher Nachbesserungsbedarf abzeichnet, kann die tatsadchliche Hohe der Folgekosten
auch fiir Niedersachsen noch nicht abschlieRend abgeschétzt werden. Nachfolgend kénnen daher
zunachst nur die Bereiche skizziert werden, wovon die Betriebe betroffen sein konnten:

— Fertigung und Vorlage von Nahrstoffvergleichen. Hierzu kénnte aber fir Niedersachsen auf die
Erfahrungen der Wasserschutzzusatzberatung in Trinkwassergewinnungsgebieten zuriickge-
griffen werden, wo z. B. flir ausfihrlichere Betriebsbilanzen rund 3 bis 4 Std. je Betrieb und Jahr
veranschlagt werden.

— Mehraufwand kdnnen auch die Neuerungen zu einer komplexeren Diingeplanung einschlie3lich
der Aufzeichnungs- und einer eventuellen VVorlagepflicht mit sich bringen.

— Einkommensverluste durch Ernteverluste sind nicht zu erwarten, da sich die Methodik der Diin-
gebedarfsermittlung wie bisher am Ertrags- und Qualitatsoptimum orientiert.

— Mdogliche Auswirkung durch die geforderten Lagerkapazitaten - Mehrkosten fiir die Lagerung
von Stallmist von Huf- und Klauentieren - sind nicht absehbar. Niedersachsen setzt sich hierbei
fur eine Minimierung des Erfiillungsaufwands ein.

Soweit ein zusatzlicher Erfullungsaufwand entsteht, ist zudem davon auszugehen, dass sich die
Kosten in den Folgejahren durch Automatisierung und Routine verringern. Als Voraussetzung dafur
hat die Landesregierung z. B. in Abstimmung mit der Landwirtschaftskammer Niedersachsen Pla-
nungen angestellt und MalRnahmen vorbereitet, um zusatzliche Belastungen in den Betrieben mog-
lichst zu vermeiden. Beispielsweise werden technische Bearbeitungsprogramme entwickelt, um die
Betriebe bei den zuvor skizzierten neuen Anforderungen seitens der Diingebehérde konkret unter-
stutzen zu kénnen.

Abschlieend sei noch auf die bereits seit 1993 fir die niedersachsischen Landwirte bereitgestell-
ten Mittel aus der Wasserenthnahmegebihr in Héhe von jahrlich rund 18 Millionen Euro und auf die
seit 2010 aufgrund der WRRL finanzierten MaRhahmenprogramme im Umfang von rund 6 Millionen
Euro jahrlich hingewiesen. Diese Mittel kommen den Betrieben unmittelbar durch eine kostenlose
Gewasserschutzzusatzberatung sowie durch das Angebot von Okosystemdienstleistungen zugute.
Die Novellierung der DUV und die Verbesserung der sogenannten guten fachlichen Praxis beim
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Diingen in der Landwirtschaft muss auch in dem vorgenannten Zusammenhang betrachtet und als
Voraussetzung dafur gesehen werden, dass diese freiwilligen Zahlungen des Landes auch zukinf-
tig sinnvoll und effizient eingesetzt werden kdnnen.

Letztlich mussen in die Betrachtung der Zumutbarkeit eines novellierten Duingerechts fur die Land-
wirte auch die ansonsten drohenden erheblichen Sanktionsforderungen der KOM gegeniber
Deutschland infolge der Klage wegen Nichtumsetzung der Nitrat-RL einbezogen werden. Hier steht
die Landwirtschaft in der Mitverantwortung, ihren Beitrag zur Vermeidung dieser gegebenenfalls
sehr hohen Sanktionszahlungen zu leisten.

29. Welche Folgen hat der Umbau der Gemeinschaftsaufgabe fir den Kistenschutz in Nieder-
sachsen?

Abgeordnete Almuth von Below-Neufeldt, Hillgriet Eilers, Horst Kortlang, Dr. Gero Hocker, Jan-
Christoph Oetjen und Gabriela Konig (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In ihrem Koalitionsvertrag kiindigten CDU, CSU und SPD auf Bundesebene an, die ,Gemein-
schaftsaufgabe Agrarstruktur und Kistenschutz“ zu einer ,Gemeinschaftsaufgabe Landliche Ent-
wicklung“ weiterzuentwickeln, um diese Aufgabe im Hauptférderinstrument des Bundes und der
Lander in Angriff zu nehmen.

Nach Auskunft der Bundesregierung befindet sich ein entsprechender Referentenentwurf des Bun-
desministeriums fir Erndhrung und Landwirtschaft derzeit in der Ressortabstimmung.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der Kustenschutz gehort zu den Aufgaben, die fir die Gesamtheit des Staates bedeutsam sind und
im Rahmen einer Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Landern geférdert werden. Die angemes-
sene Finanzausstattung des Kustenschutzes als vorsorgende MaflRnahme der Risikopravention
zahlt fur die Landesregierung damit zu ihren Kernaufgaben.

Ein erster Entwurf zur Anderung des Gesetzes iber die Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der
Agrarstruktur und des Kistenschutzes (GAKG) hat den Landern zur Stellungnahme vorgelegen.
Darin waren keine Anderungen vorgesehen, die unmittelbare Auswirkungen auf den Bereich des
Kilstenschutzes haben kénnten.

1. Welche Folgen hat der Umbau der Gemeinschaftsaufgabe fur den Kistenschutz in Nie-
dersachsen?

Durch den Umbau der Gemeinschaftsaufgabe sind mittelfristig keine Auswirkungen auf den Kis-
tenschutz in Niedersachsen zu erwarten. Insbesondere die Finanzierung der erforderlichen Kisten-
schutzmafRnahmen ist bis zum Jahr 2025 auf Grundlage des GAK-Sonderrahmenplans fiir Folgen
des Klimawandels gesichert.

2. Welche KiistenschutzmaBnahmen sind im Jahr 2016 konkret geplant?

Zustandige Trager fur die Umsetzung der erforderlichen Kiistenschutzvorhaben sind die Verbéande
und der Niederséachsische Landesbetrieb fir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz. Die vor-
gesehene Verwendung der Kistenschutzmittel erfolgt auf Grundlage der Bedarfsanmeldungen der
genannten Vorhabenstrager, der Generalplanung Kistenschutz und unter Beriicksichtigung der
Dringlichkeit der einzelnen Vorhaben. Die vom Haushaltsgesetzgeber bereitgestellten Kisten-
schutzmittel in H6he von 61,6 Millionen Euro sollen danach fur die in der Anlage dargestellten Pro-
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jekte verwendet werden. Im Hinblick auf die erforderlichen Ausschreibungen kann die konkrete Auf-
teilung der Haushaltsmittel nicht genannt werden. Umplanungen im Laufe des Jahres ergeben sich
regelmafig aufgrund von Mehr-/Minderkosten einzelner Projekte.

Beim staatlichen Kustenschutz wird der Schwerpunkt der BaumafRhahmen im Bereich der Inseln
liegen. Fir entsprechende MaRnahmen sind knapp 11 Millionen Euro eingeplant. Wichtigste MalR3-
nahme ist die weitere Verstarkung des landseitigen Dorfgrodendeiches auf Wangerooge. Die beim
staatlichen Kiistenschutz fiir das Festland eingeplanten Baumittel belaufen sich auf rund 7,5 Millio-
nen Euro. Zu den wesentlichen MaRnhahmen z&hlen hier die Sanierung des Sperrwerkes Seevesiel
und die fortwéhrende Grundinstandsetzung der Kistenschutzwerke im Deichvorland. Dartiber hin-
aus soll eine Anzahl kleiner Bauvorhaben finanziert werden. 1,6 Millionen Euro sind fur die weitere
Vorbereitung des Neubaus der Hadelner Kanalschleuse eingeplant.

Fir BaumaRnahmen der Verbédnde hat das Land in diesem Jahr 39,3 Millionen Euro bereitgestellt.
Schwerpunkte der VerbandsmafRnahmen liegen im Bereich des Il. Oldenburgische Deichbandes
(20 Millionen Euro), im Bereich des Artlenburger Verbandes (4,05 Millionen Euro) und der Oster-
stader Marsch (3,35 Millionen Euro).

3. Gibt es aktuell einen Investitionsstau beim Kistenschutz und, wenn ja, in welcher Ho-
he?

Nein. Die KistenschutzmaBhahmen der vergangenen Jahrzehnte haben dazu beigetragen, dass
es seit Langem zu keinen nennenswerten Schaden an den Deichen oder gar zu groReren Uberflu-
tungen der niedersachsischen Kistenregion gekommen ist.

Der in den Generalplanen fir den Kustenschutz jeweils ausgewiesene Investitionsbedarf kann seit
jeher nur sukzessive abgearbeitet werden. Fir die Behebung des in den aktuellen Generalplanen
fur das Festland und die Inseln ausgewiesenen Investitionsbedarfes stehen aus den regularen Mit-
teln der GAK jahrlich 51,6 und aus dem Sonderrahmenplan ,Klimawandel“ jahrlich weitere 10 Milli-
onen Euro bis einschlie3lich 2025 zur Verfligung.

30. Was waren die Ergebnisse der MaRnahmenabstimmung zum Griinen Band?

Abgeordnete Christian Grascha, Hermann Grupe, Dr. Stefan Birkner, Dr. Gero Hocker, J6rg Bode,
Horst Kortlang und Almuth von Below-Neufeldt (FDP)

Antwort des Niederséachsischen Ministeriums fir Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Das Naturschutzgrof3projekt Griines Band Eichsfeld-Werratal ist ein vom Bund und den Bundes-
landern Hessen, Niedersachsen und Thiringen geférdertes Projekt, durchgefiihrt von der Heinz
Sielmann Stiftung. Leitziel des Projektes ist der Biotopverbund zahlreicher naturschutzfachlich
wertvoller Lebensraume. Schon wahrend der Foérderphase | (Planungsphase) gab es zum Teil eine
Verunsicherung in der Bevdlkerung Uber den Ablauf und die Ausmale des Projektes. Die Akzep-
tanz in der Bevolkerung ist dementsprechend umstritten.

Am 6. Marz 2014 berichtete die Landesregierung in einer Unterrichtung, dass ,die Heinz Sielmann
Stiftung plant, einen Antrag auf Férderung der Projektphase Il (Umsetzungsphase, Zeitraum ca.
zehn Jahre) zur Verwirklichung von MaRnahmen im Projektgebiet beim Bundesamt fiir Naturschutz
zu stellen“. Dieser Forderantrag war auch laut Antwort auf die Anfrage ,Wie ist der momentane
Stand des Naturschutzgro3projektes Griines Band Eichsfeld-Werratal?* im Dezember 2015 noch
nicht gestellt worden, da zuvor eine Abstimmung der im Pflege- und Entwicklungsplan zum Natur-
schutzgrol3projekt enthaltenen MaRhahmen mit den Betroffenen, insbesondere den jeweiligen Nut-
zern und Flacheneigentiimern erfolgen sollte, deren Ergebnisse im Frihjahr 2016 prasentiert wer-
den sollten.
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31.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Forderphase | (Planung und Moderation) des Naturschutzgrof3projektes ,Griines Band Eichs-
feld-Werratal“ endete im Sommer 2013. Seitens der am Projekt beteiligten Lander Thirringen, Nie-
dersachsen und Hessen ist Uiber das weitere Vorgehen Klarheit zu gewinnen. Dazu sind die Mach-
barkeit dieses Projektes auf Grundlage der Ergebnisse aus der Forderphase | sowie die Umsetz-
barkeit der vorgeschlagenen MaRnahmen zu analysieren.

Wie in der Antwort der Landesregierung in der Drucksache 17/4865 auf die Kleine Anfrage zur
mindlichen Beantwortung ,Wie ist der momentane Stand des Naturschutzgro3projektes Griines
Band Eichsfeld-Werratal?* vom Dezember 2015 mitgeteilt, wurde ein Planungsbiro beauftragt, fir
den niederséchsischen Teil des Projektgebietes eine Abstimmung der im Pflege- und Entwick-
lungsplan zum Naturschutzgro3projekt enthaltenen MaflRnahmenvorschldge mit den Betroffenen
durchzufihren. Die Bearbeitung dieses Auftrages durch das Planungsbiiro erfolgt bis Ende April
2016.

1. Wann werden die Erkenntnisse der Abstimmung der im Pflege- und Entwicklungsplan
zum NaturschutzgroRprojekt enthaltenen Mallnahmen wem prasentiert?

Bei der am 15.10.2015 in Krebeck durchgefiihrten Auftaktveranstaltung zur MaRnahmenabstim-
mung wurde in Aussicht gestellt, dass im Rahmen einer weiteren Veranstaltung, die sich an den-
selben Teilnehmerkreis richten wird, nach Abschluss der MaBnahmenabstimmung Uber deren Er-
gebnisse informiert wird. Ein Termin ist noch nicht festgelegt, da zun&chst die Ergebnisse der MaR-
nahmenabstimmung vorliegen mussen.

2. Was kam konkret bei der MaRnahmenabstimmung im niedersachsischen Teil heraus?

Die Endergebnisse der MalRnahmenabstimmung wurden noch nicht vorgelegt, sodass seitens des
MU noch keine konkrete Einschatzung maoglich ist.

3.  Welche Schliisse zieht die Landesregierung aus der , Breitenberger Erklarung”, die von
vielen Bewirtschaftern, Eigentimern und anderen Betroffenen unterstiitzt wurde und im
Kern besagt, dass ein Ende des Naturschutzgroprojekts und eine Konzentration auf
einzelne kleinere MalRnahmen gefordert werden?

Eine umfassende Wertung der vorgenannten Erklarung wird erst in der Zusammenschau mit den
Ergebnissen aus der oben genannten MaRnahmenabstimmung erfolgen kénnen. Dabei wird jedoch
auch zu bericksichtigen sein, dass sich ein wesentlicher Flachenanteil des niederséchsischen Teils
des Projektgebiets (vor allem im Bereich der Rhumeaue/Ellerniederung) im Eigentum des Landes
befindet.

Inwieweit sind Vergramungen Tierversuche?

Abgeordnete Dr. Gero Hocker, Dr. Marco Genthe, Hermann Grupe, Gabriela Kénig, Jorg Bode,
Jan-Christoph Oetjen und Dr. Stefan Birkner (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Der Arbeitskreis Wolf hat am 20. Februar empfohlen, den besenderten Wolf aus Munster, dessen
Entnahme, wie von Minister Wenzel angekindigt, geprift werden sollte, zu vergramen. Vergra-
mung bedeutet das dauerhafte Vertreiben oder Fernhalten von Wildtieren. Eine solche Vergramung
kann beispielsweise durch Gummigeschosse erfolgen, wie das Ministerium fir Umwelt, Energie
und Klimaschutz bereits im Mai 2015 verkiindet hat. Obwohl eine Vergramung nun doch nicht statt-
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fand, ist sie in Zukunft dennoch méglich, zumal der Wolf auch weiterhin unter Beobachtung steht
und der Erlass des Ministers weiterhin gilt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Je nach Grund fir eine Vergramung und der sich daraus ergebenen Intensitat kénnen unterschied-
liche MaRBnahmen ergriffen werden. Bereits das Aufstellen von Elektrozaunen zum Schutz von
Weidetieren oder der Einsatz von Herdenschutztieren ist eine Vergramung. Eine aktive Vergra-
mung durch den Menschen kann von einer akustischen Vergramung durch lautes Klatschen,
Schreien oder den Einsatz lauter Hilfsmittel bis hin zum korperlichen Schmerz durch z. B. das Be-
werfen mit Gegenstdnden oder den Einsatz von Geschossen reichen. Die Intensitat und Dauer der
Wirkung einer Vergramungsmafnahme muss im Nachhinein Uberprift werden und bei Bedarf wie-
derholt werden, unter Umstéanden mit harteren Vergramungsmafnahmen.

Im Zusammenhang mit den Vergramungsmafinahmen gegen den Wolf MT6 Anfang Marz kam es
zu acht Begegnungen mit dem Tier, bei denen jedoch keine Gummigeschosse zum Einsatz kamen.
Der Wolf war aber einer gezielten Verfolgung durch Menschen ausgesetzt, auf die er mit ausge-
pragtem Fluchtverhalten reagierte.

1. Gilt das Vergramen eines Wolfes als genehmigungspflichtiger Tierversuch?

Es handelt sich bei der Vergramung eines Wolfs, der eine zu geringe Fluchtdistanz zu Menschen
hat, um eine MaRnahme zur Gefahrenabwehr, nicht um einen Tierversuch. Tierschutzfachliche As-
pekte werden von der Naturschutzbehdrde im artenschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren be-
rucksichtigt.

2. Lag im Fall des Wolfes in Munster eine Genehmigung durch das LAVES vor, und, wenn
ja, wann wurde die Genehmigung beantragt und wann erteilt?

Nein (siehe Antwort zu Frage 1).

3. Wer darf unter welchen Voraussetzungen in welcher Weise Wolfe vergramen?

Es ist Aufgabe der Naturschutzbehoérde zu prifen, ob und welche Vergramungsmafnahmen in
welchen Situationen fachlich angemessen sind. Die Wahl der MaRnahmen hangt von den Umstan-
den des Einzelfalls ab. So sind neben den gefahrenabwehrrechtlichen Belangen in Bezug auf den
Menschen tierschutzrechtliche Belange in Bezug auf den zu vergramenden Wolf und auch der Po-
pulationsstatus des Wolfsvorkommens (Einzeltier, Junge fihrende Eltern etc.) zu bertcksichtigen.
Nach der Entscheidung Uber die MalRnahme wird eine entsprechend geeignete Person oder ein
geeigneter Personenkreis ausgewahlt. In einer artenschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung
wird geregelt, welche MalRnahmen die betreffende autorisierte Person durchfiihren darf. Gegebe-
nenfalls sind weitere Voraussetzungen nétig (z. B. Betretungsgenehmigung, Jagdschein, SchielRer-
laubnis).
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32. Landesprogramm gegen Rechtsextremismus - Sind Finanzmittel an externe Einrichtungen
geflossen?

Abgeordnete Dr. Stefan Birkner, Dr. Marco Genthe, J6rg Bode und Hermann Grupe (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In der Drucksache 17/5124 ,Wie weit ist das ,Landesprogramm gegen Rechtsextremismus' in Nie-
dersachsen?" wurde in der Frage 4 explizit nach einer Finanzierung externer Einrichtungen fir die
Beteiligung an der Erarbeitung des Landesprogrammes gefragt. Die Frage wurde jedoch in der
Antwort der Landesregierung (Drucksache 17/5406) nicht beantwortet.

1. Sind Finanzmittel fiir externe Einrichtungen vorgesehen? Wenn ja, in welcher Héhe?

Mit Kabinettsbeschluss vom 21.01.2014 wurde der Einrichtung eines Interministeriellen Arbeitskrei-
ses (IMAK) zur Erarbeitung eines Landesprogramms gegen Rechtsextremismus zugestimmt. Die
Mitglieder des IMAK haben in neun Plenumssitzungen und drei themenbezogenen Arbeitsgruppen
den Entwurf des ,Niedersachsischen Landesprogramms gegen Rechtsextremismus - fir Demokra-
tie und Menschenrechte* entwickelt. Mit der Moderation, externen Bewertung und wissenschaftli-
chen Begleitung wurde das proVal-Institut fur sozialwissenschaftliche Forschung, Beratung und
Evaluation in Hannover beauftragt.

Fir die Erarbeitung des Landesprogramms standen im Einzelplan 03 jéhrlich 300 000 Euro zur Ver-
fugung.

2. Sind bereits Finanzmittel an beteiligte externe Einrichtungen, wie das genannte Institut
pro-Val, geflossen? Wenn ja, in welcher Hohe?

Im Zeitraum von August 2013 bis April 2015 sind fur Leistungen des proVal-Instituts insgesamt
Haushaltsmittel in Hohe von 28 203 Euro gezahlt worden.

33. Setzt die Landesregierung die richtigen Schwerpunkte bei der Salafismus-Prévention?

Abgeordnete Bjérn Forsterling, Dr. Stefan Birkner, Dr. Marco Genthe, Jérg Bode, Hermann Grupe
und Jan-Christoph Oetjen (FDP)

Antwort der Niedersachsischen Staatskanzlei namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Landesvertretung in Briissel hat unter dem Titel ,Radikalisierung-RATlos?" eine dreiteilige Ver-
anstaltungsreihe durchgefiihrt. Auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Angelika Jahns (CDU)
.Keine Beratung zur Deradikalisierung bei Salafisten in Wolfsburg, aber eine Veranstaltungsreihe
zur Pravention des Islamismus in Brissel?* (Drucksache 17/5210) hatte die Landesregierung zur
Kostenhéhe der Veranstaltungsreihe erklart, dass diese sich auf 34 872,11 Euro belaufen habe.

Die Landesregierung hat in derselben Antwort zur Héhe der Férdermittel, die das Land Niedersa-
schen fir zivilgesellschaftliche Projekte gegen Islamismus einsetzt, erklart, dass im Einzelplan des
Ministeriums flr Soziales fur Malnahmen zur Pravention salafistischer Radikalisierung jahrlich Mit-
tel in H6he von 500 000 Euro zur Verfiigung gestellt werden.
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1. Aus welchem genauen Haushaltstitel wurden die Mittel fiir die Briisseler Veranstaltun-
gen generiert?

Die Kosten fir die Durchfihrung der Veranstaltungsreihe wurden von der Landesvertretung Brissel
im Kapitel 02 01 Titel 541 70 (Veranstaltungen) erfasst. Vereinbarungsgeman erfolgte die Auftei-
lung der Kosten auf die beteiligten Ressorts (MI, MJ, MK, MWK, MS und StK) zu Anteilen von je ei-
nem Sechstel.

Um an den Diskussionspanels der drei Veranstaltungen teilnehmen und beim anwesenden Fach-
publikum mitdiskutieren zu kénnen, sind aul3erdem Reisekosten angefallen, die tUber die Reisekos-
tentitel der jeweiligen Einrichtung (Staatskanzlei, Ministerien und nachgeordnete Bereiche) abge-
rechnet wurden.

2. Wie sind die Mittel in H6he von 500 000 Euro zur Pravention salafistischer Radikalisie-
rung im Einzelnen aufgeteilt (bitte eine Aufschliisselung nach Personal-, Sachkosten
und Offentlichkeitsarbeit)?

Im Haushalt fur das Jahr 2016 des Ministeriums fur Soziales, Gesundheit und Gleichstellung ste-
hen bei Kapitel 05 02 in der Titelgruppe 65 Mittel fur ,Mallnahmen zur Prévention salafistischer Ra-
dikalisierung“ zur Verfligung. Diese teilen sich wie folgt auf:

Titel 684 65 (Zuschusse fur laufende Zwecke) 350 000 Euro: Diese Mittel werden fur die Zuwen-
dung an den Verein beRATen e. V. zur Errichtung und zum Betrieb der Beratungsstelle zur Praven-
tion neo-salafistischer Radikalisierung verwendet. Der Tragerverein bestreitet hieraus samtliche
Personalkosten der bei der Beratungsstelle tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die aus
dem Betrieb der Beratungsstelle entstehenden Sachkosten.

Titel 632 65 (Sonstige Zuwendungen an wissenschaftliche Einrichtungen) 50 000 Euro: Die hier
veranschlagten Mittel werden fiir eine Kooperation mit dem Institut fiir Islamische Theologie der
Universitat Osnabriick (IIT) verwendet. Das IIT stellt eine wesentliche wissenschaftliche Ressource
bei der Befassung mit gegenwartsbezogenen Islamthemen dar. Durch diese Kooperation werden
islamwissenschaftliche und sozialpddagogische Aspekte bei der Weiterentwicklung des Praventi-
onskonzeptes sowie bei der fachlichen Betreuung und Qualitatssicherung der Beratungsstelle ein-
bezogen. Dariiber hinaus erfolgt eine wissenschaftliche Begleitung der Projektevaluierung und be-
gleitende wissenschaftliche Forschung zum Themenfeld Radikalisierung.

Titel 547 65 (Nicht aufteilbare séachliche Verwaltungsausgaben) 100 000 Euro: Diese Mittel werden
fur Veranstaltungen, Fortbildungen, Fachtagungen sowie Informationsmaterial im Bereich der Préa-
vention neo-salafistischer Radikalisierung verwendet.

3. Wer war die Zielgruppe und wer waren die Teilnehmer dieser Veranstaltungsreihe?

Da Radikalisierung ein europaweites Phanomen ist, war ein Ziel der Veranstaltung, einen breit an-
gelegten Erfahrungsaustausch auf EU-Ebene zu realisieren und neben den europaischen Instituti-
onen auch Akteure in anderen Mitgliedstaaten zu erreichen. Vor diesem Hintergrund umfasste der
Teilnehmerkreis der drei Veranstaltungen nicht nur Vertreterinnen und Vertreter der relevanten
Dienststellen der Européischen Kommission wie z. B. den Generaldirektionen Justiz, Inneres, Be-
schéftigung, Forschung, Kommunikation, Bildung und Kultur, Humanressourcen und Sicherheit.
Vertreten waren auch Fachleute aus dem Européischen Parlament, aus anderen EU-Staaten (z. B.
Frankreich, Belgien und Schweden), der deutschen EU-Botschaft sowie den Vertretungen der an-
deren deutschen Lander in Brissel.
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34. Wie bewertet die Landesregierung eine Verscharfung des Strafrechts zum Schutz der Poli-
zistinnen und Polizisten?

Abgeordnete Dr. Marco Genthe, Jan-Christoph Oetjen und Dr. Stefan Birkner (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Der rundblick berichtete am 2. Marz 2016, dass der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) eine Verscharfung des Strafrechts forderte. Diese Forderung ist eine Reaktion auf die ak-
tuellen bewaffneten Angriffe auf Polizeibeamte in Hannover.

Aus dem Bericht folgt, dass der Landesvorsitzende der GdP einen neuen Straftatbestand im Straf-
gesetzbuch (StGB) fordert. Danach sollen Ubergriffe auf Beamte auch dann bestraft werden, wenn
diese nicht verletzt wurden. Bisher wirden nur solche Angriffe vom StGB erfasst, die wéahrend einer
Vollstreckungssituation erfolgen.

Durch einen neuen Straftatbestand sollen auch unvermittelte Attacken auf Beamte mit einer Strafe
bedroht werden. Die Notwendigkeit einer solchen Erganzung des StGB wirde sich aus der stei-
genden Anzahl an Ubergriffen auf niedersachsischen Polizeibeamtinnen und -beamte ergeben, so
der Vertreter der Gewerkschaft.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die GdP setzt sich dafiir ein, dass jeder tatliche Angriff auf einen Amtstrager oder Soldaten der
Bundeswehr, der zur Vollstreckung von Gesetzen, Rechtsverordnungen, Urteilen, Gerichtsbe-
schliissen oder Verfiigungen berufen ist, wahrend der Ausiibung seines Dienstes oder in Bezie-
hung auf seinen Dienst mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu finf Jahren bestraft wird. Auch
jede unvermittelte Attacke auf eingesetzte Polizeibeamtinnen oder Polizeibeamte im taglichen
Dienst und Ubergriffe ohne einen Bezug zur konkreten Vollstreckungshandlung sollen fiir den oder
die Tater nicht folgenlos bleiben. Sie sollen als eine Straftat gegen die Staatsgewalt erfasst und
deshalb auch deutlich strenger geahndet werden, als dies bisher der Fall ist.

Bereits im vergangenen Jahr lagen dem Bundesrat zwei Gesetzesinitiativen zur Beratung vor, die
beide auf unterschiedliche rechtssystematische Weise das Ziel verfolgten, das strafrechtliche
Schutzniveau bei gewallttatigen Ubergriffen auf Polizeibeamte und Rettungskrafte sowie Justizbe-
dienstete und Soldaten zu erh6hen. Wegen weiteren Beratungsbedarfs vertagten sowohl der BR-
Rechtsausschuss in der 931. Sitzung am 27.05.2015 als auch der BR-Innenausschuss in der
943. Sitzung am 28.05.2015 die Vorlagen bis zum Wiederaufruf.

Die Landesregierung pruft laufend, wie Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte noch besser ge-
schitzt werden kénnen. Sie begrif3t daher stets die entsprechenden Vorschlage. Dies gilt insbe-
sondere vor dem Hintergrund, dass eine Zunahme von Gewaltdelikten (Rohheits- und Kérperver-
letzungsdelikte) gegenuber Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in Deutschland belegbar ist.

Fraglich und nur schwer zu prognostizieren ist aber, ob durch die Einfihrung neuer Straftatbestan-
de tatsachlich ein besserer Schutz zu erreichen ist. Auch heute schon ist die kdrperliche Unver-
sehrtheit von Amtstragerinnen und Amtstragern bei der Ausiibung ihres Dienstes nach den fiir alle
Burgerinnen und Birger geltenden Korperverletzungsdelikten der 88 223 ff. StGB geschiitzt. Dar-
Uber hinaus kommen in den hier zu berticksichtigenden Fallkonstellationen auch Straftaten gegen
die personliche Freiheit, wie z. B. Nétigung 8 240 StGB oder Bedrohung § 241 StGB in Betracht.
Daneben wird in § 113 StGB der tétliche Angriff auf Vollstreckungsbeamte bei der Vornahme einer
entsprechenden Diensthandlung unter Strafe gestellt. Im Jahr 2011 wurde zum verbesserten
Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten hier u. a. auch der Strafrahmen
angehoben.

Die bereits bestehenden Straftatbestéande haben eine Zunahme der Gewaltdelikte gegeniiber Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten leider nicht verhindern kénnen.
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Es wird auch in rechtlicher Hinsicht laufend tberprift, welche MaBnahmen am wirkungsvollsten
sind, um Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte vor Gewalt und Ubergriffen zu schiitzen.

In strafrechtlicher Hinsicht ist zu prufen, ob durch die zur Verfugung stehenden Regelungen der
88 113, 185 ff.,, 223 ff. StGB bei konsequenter Anwendung und Ausschopfung der gegebenen
Sanktionsmoglichkeiten bereits ein ausreichender strafrechtlicher Schutz gewahrleistet werden
kann oder ob es hierfiir einer weiteren Gesetzesanderung bedarf. Durch einen von den allgemei-
nen Strafvorschriften in 8§ 223 ff und 240 ff. StGB abgesetzten eigensténdigen strafrechtlichen
Tatbestand kdnnte dem gegeniiber Normalbirgerinnen oder Normalblrgern erhdhten Risiko der
Amtstragerinnen und Amtstrager, die nicht als individuelle Person, sondern in ihrer Funktion als
Représentantin oder Repréasentant des staatlichen Gewaltmonopols angegriffen werden, Rechnung
getragen werden.

Unabhangig von den strafrechtlichen Moglichkeiten kommt auch der personlichen Schutzausstat-
tung der Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten eine besondere Bedeutung zu.
Das Ausstattungskonzept wird derzeit in Bezug auf die aktuelle Sicherheitslage hinsichtlich der
passiven und aktiven Komponenten analysiert und angepasst.

Die Prufung und Meinungsbildung insbesondere zu den oben aufgeworfenen Fragen ist noch nicht
abgeschlossen.

1. Wie wertet die Landesregierung die Forderung der GdP?

Siehe Vorbemerkungen.

2. Welche rechtlichen Hindernisse bestehen fir die vorgeschlagene Anderung des StGB?

Siehe Vorbemerkungen.

3. Wie hoch war die Anzahl der Angriffe auf Polizistinnen und Polizisten in den letzten drei
Jahren (Aufschlisslung nach den einzelnen Jahren)?

Siehe nachfolgende Ubersicht:

Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamte 2013 2014 2015

(PVB)

Widerstand gegen Polizeivollzugsbeamte | Falle: 1 760 Falle: 1 584 Falle: 1 392

(ohne Kérperverletzung) AQ ): 99,20 % AQ: 99,43 % AQ: 98,85 %

Rohheitsdelikte Falle: 1 132 Falle: 1 191 Falle: 1 319
AQ: 88,43 AQ: 95,05 AQ: 96,21

Kdrperverletzung Falle: 886 Falle: 934 Falle: 1 081
AQ: 85,89 AQ: 94,43 AQ: 95,56

g Aufklarungsquote
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35.

Wie bewertet die Landesregierung Informationsanspriiche im Rahmen von Sparkassenfusi-
onen?

Abgeordnete Christian Grascha, Dr. Stefan Birkner, J6rg Bode, Jan-Christoph Oetjen (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Finanzministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Als Anstalten des 6ffentlichen Rechts unterliegen die niedersachsischen Sparkassen gewissen Ein-
flussnahmemadglichkeiten ihrer Trager. Bei grundlegenden Entscheidungen ist das jeweilige Haupt-
vertretungsorgan zu beteiligen, so auch im Falle der Zusammenlegung von Sparkassen, die nach
§ 2 Abs. 1 NSpG ,durch Ubereinstimmende Beschlisse der Trager nach Anhodrung der Verwal-
tungsrate” herbeigefuhrt werden kann. Um jedoch zu einem verantwortungsvollen Beschluss zu ge-
langen, bedarf es ausreichender Informationen fiir die Tréager - also auch fiir die demokratisch ge-
wahlten Reprasentanten einer Kommune im Rat oder Kreistag. Das Niedersachsische Sparkas-
sengesetz sieht jedoch kein umfassendes Informationsrecht fiir Mitglieder des Rates oder des
Kreistages vor und erschwert somit eine verantwortungsbewusste Beschlussfassung im Sinne der
Kommunen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Trager von Sparkassen kdnnen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Niedersachsischen Sparkassengeset-
zes (NSpG) Gemeinden, Landkreise und Zweckverbande sein (Kommunale Trager). Nach § 2
Abs. 1 Satz 1 NSpG koénnen Sparkassen durch Ubereinstimmende Beschliisse der Trager nach
Anhérung des Verwaltungsrates zusammengelegt werden. Die Aufgaben und Befugnisse der Tra-
ger von Sparkassen sind im NSpG abschlieRend geregelt.

Sparkassen sind gemafl § 3 NSpG rechtsfahige Anstalten des 6ffentlichen Rechts. Sie besitzen
das Recht auf Selbstverwaltung und erfiillen die ihnen durch das NSpG und die jeweiligen Satzun-
gen zugewiesenen Aufgaben in eigener Verantwortung durch ihre Organe Verwaltungsrat und Vor-
stand (8 8 NSpG). Angelegenheiten der Sparkasse sind daher grundséatzlich keine kommunalen
Angelegenheiten. Dies gilt auch fur die Zusammenlegung von Sparkassen. Die in der Vorbemer-
kung der Abgeordneten gezogene Schlussfolgerung, dass es eines individuellen Informationsrechts
kommunaler Mandatstrager im NSpG bediirfe, wird daher von der Landesregierung nicht gezogen
und die damit verbundene Auffassung wird nicht geteilt.

1. Wie bewertet die Landesregierung die Verwehrung der von kommunalen Mandatstra-
gern im Sinne einer verantwortungsbewussten Entscheidungsfindung angefragten In-
formationen bei Sparkassenfusionen?

Die Frage lasst offen, wer Adressat der angefragten Information sein soll. Im Ubrigen wird auf die
Ausfiihrungen in der Vorbemerkung der Landesregierung verwiesen.

2. Inwiefern sieht die Landesregierung ein Informationsrecht kommunaler Mandatstréger
gegenliber den von ihr entsandten Mitgliedern in den Verwaltungsrat einer Sparkasse,
insbesondere im Rahmen von Sparkassenfusionen?

GemaR § 15 NSpG sind die Mitglieder des Verwaltungsrates zur Verschwiegenheit insbesondere
Uber vertrauliche Angelegenheiten der Sparkasse verpflichtet. Sie durfen die bei ihrer Tatigkeit er-
worbene Kenntnis vertraulicher Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. Dies gilt auch fur die
Zeit nach Beendigung der Tatigkeit. Mitglieder des Verwaltungsrates dirfen ohne vorherige Ge-
nehmigung uber Angelegenheiten der Sparkasse weder vor Gericht noch auf3ergerichtlich aussa-
gen oder Erklarungen abgeben. Die Genehmigung erteilt der Verwaltungsrat oder in Eilféllen die
oder der Vorsitzende des Verwaltungsrates. Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in der Vorbe-
merkung der Landesregierung verwiesen.
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3.  Wie steht die Landesregierung zur Forderung, das Informationsrecht kommunaler
Mandatstrager in Bezug auf in ihrer kommunalen Trégerschaft befindliche Sparkassen
auszubauen, z. B. durch Anderung des Niederséchsischen Sparkassengesetzes?

Es wird unter Verweis auf die Ausfihrungen in der Vorbemerkung der Landesregierung keine recht-
liche Notwendigkeit gesehen, der Forderung nachzukommen.

36. Schon wieder Chefsache: Wie viele Spatenstiche wird Minister Lies in der 17. Legislaturpe-
riode mit dem Segen des Koalitionspartners durchfiihren?

Abgeordnete J6rg Bode, Gabriela Konig, Hillgriet Eilers und Hermann Grupe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Nach der AuBenpolitik (Drucksache 17/2620) und dem Standortmarketing (Drucksachen 17/2800,
17/2980 und 17/3930) hat Minister Lies nun die Infrastruktur zur Chefsache erklart. Wortlich heil3t
es in einer Pressemitteilung des MW vom 17. Marz 2016 - Zitat Minister Lies -: ,Der Ausbau der Inf-
rastruktur ist in Niedersachsen Chefsache. Ich werde mich persoénlich dafir einsetzen, dass wir so
schnell wie moglich mit den MaBhahmen beginnen werden. ,Erste Spatenstiche' wird es sicher
schon in dieser Legislaturperiode geben“ (http://www.mw.niedersachsen.de/aktuelles/presse
informationen/minister-lies-zum-bundesverkehrswegeplan-141802.html).

In der Braunschweiger Zeitung vom 12. Marz 2013 hiel es: ,Lies: Autobahnbau nur, wenn Griine
zustimmen®. Und weiter: ,Wir werden weiter intensiv dartiber reden.“ Im Weser Kurier vom 2. Marz
2016 wird die Fraktionsvorsitzende von Bindnis90/Die Griunen, Frau Anja Piel, wie folgt zitiert:
,Uber neue Projekte wie die A 20 oder A 39 werden wir uns zu gegebener Zeit unterhalten miis-
sen.”

1. Vor dem Hintergrund, dass , erste Spatenstiche" die Planfeststellung und die Baureife
voraussetzen: Welche konkreten Projekte (mit Projektnummer) des in der Pressemittei-
lung ,Ein richtig guter Tag fur Niedersachsen: Unsere Projekte sind durchfinanziert
und werden gebaut" gefeierten Entwurfes des Bundesverkehrswegeplans werden vo-
raussichtlich nach dem 12. Mérz 2016 planfestgestellt, baureif und mit dem Bau noch in
der 17. Legislaturperiode begonnen?

BVWP-Teil Stral3e - planfestgestellt bzw. erwartet werden folgende Projekte:

P-NR Projektnummer (BVWP StralRe Projektname Baubeginn
2030 - 1. Referenten- geplant
entwurf)

102901 | A1-G50-NI-T1-NI Al AS Lohne/Dinklage—AS Neuen- 2017

kirchen/Vérden

102902 | A1-G50-NI-T2-NI Al AS Neuenkirchen/Vérden— 2017

AS Bramsche

108803 | A7-G10-NI-T3-NI A7 AS Fallingbostel-AD Walsrode 2016

164502 | B3-G30-NI-T3-NI B3 OU Celle (Mittelteil) 2017

205400 | B61-G11-NI B 61 OU Barenburg 2016

284900 | B211-G10-NI B 211 OU Mittelort - Brake (B 212) 2016

316000 | B3/B240/B64-G10-NI- B 240 OU Eschershausen 1. BA 2016
T5-NI (Nordostumgehung)

318401 | B241-G20-NI B 241 Verl. Bollensen—Volpriehausen 2016

325503 | B243-G20-NI-TH-T2-TH | B 243 Verl. s Bad Sachsa—-L-Gr NI/TH 2016

364000 | B441-G30-NI B 441 OU Wunstorf 2017
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BVWP-Teil Schiene - Teilprojekte der Alpha-Lésung. Fir die notwendige Planfeststellung und ent-
sprechende Zeitpléne ist die DB-AG verantwortlich.

BVWP-Teil Wasser - Malnahmen an der Dortmund-Ems-Kanal-Nordstrecke und Stichkanalen des
Mittellandkanals. Fur die notwendige Planfeststellung und entsprechende Zeitpléane ist die Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) verantwortlich.

2. Vor dem Hintergrund der Aussagen vom Mérz 2013 und Mérz 2016: Wann finden die
von der Fraktionsvorsitzenden der Grinen angekiindigten Gespréache z. B. zur A 20 und
A 39 oder zu anderen wichtigen Infrastrukturvorhaben aus dem aktuellen Entwurf des
Bundesverkehrswegeplans zwischen der Landesregierung und den Koalitionaren statt,
sodass , wir so schnell wie méglich mit den MalRnahmen beginnen werden“?

Die Landesregierung und die Koalitionsfraktionen tauschen sich laufend tber wichtige Themen und
Projekte aus.

3. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit der Chefsache , Standortmarketing”: Ist die
Ankundigung, dass der Ausbau der Infrastruktur in Niedersachen Chefsache von Minis-
ter Lies wird fiir Niedersachsen eine positive Feststellung, obwohl bei den bisher von
Minister Lies zur Chefsache erkléarten Projekten bisher nach Auffassung von Beobach-
tern keine Erfolge erreicht worden sind?

Die Landesregierung teilt die 0. g. Aussage der Fragesteller nicht. Der Ausbau der Infrastruktur in
Niedersachsen geniel3t hochste Prioritat.

37. Wie geht es mit der Ortsumgehung Barnstorf nach der Herabstufung im Bundesverkehrs-
wegeplan weiter?

Abgeordnete Dr. Marco Genthe, Dr. Stefan Birkner, Jorg Bode und Gabriela Kénig (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Ortsumgehung Barnstorf, Projektnummer B51-G20-NI, wird seit vielen Jahren beplant und vor
Ort gewinscht. Die Erforderlichkeit einer Ortsumgehung von Barnstorf im Zuge der Bundesstra-
Be 51 (B 51) lasst sich aus den Verhaltnissen vor Ort und der notwendigen Uberértlichen Verbesse-
rung der Verkehrsbeziehungen zwischen Bremen und Osnabrick herleiten. Im Streckenverlauf der
B 51 ist z. B. die OU Twistringen (B51-G10-NI) mit einem NKV von 4,8 im vordringlichen Bedarf
des Entwurfs zum Bundesverkehrswegeplan 2030 enthalten.

Vor dem Hintergrund der bereits erfolgten erheblichen Planungen und Untersuchungen zur OU
Barnstorf und dem Ziel einer optimierten Streckenverlaufsverbesserung im Zuge der B 51 zwischen
Bremen und Osnabriick besteht die Gefahr, dass samtliche Anstrengungen zur Verbesserung der
Situation fur die nachsten 15 Jahre vergebens waren und alles von vorne beginnen muss.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Bundesregierung entwickelt derzeit eine neue Bundesverkehrswegeplanung (BVWP), die bis
zum Jahr 2030 gelten soll. Zur Vorbereitung des BVWP hat Niedersachsen auch die OU Barnstorf
in die im Jahr 2013 erfolgte Anmeldung der Projekte aufgenommen. Die Anmeldung aller nieder-
sachsischen Projekte fur den BVWP 2030 erfolgte dabei mit dem Ziel, beim Bund eine mdglichst
hohe Prioritat fur die jeweilige MalRnahme zu erreichen.

Gleichwohl war absehbar, dass bei einem Anmeldevolumen von 12,2 Milliarden Euro nicht alle an-
gemeldeten Projekte vom Bund in den Vordringlichen Bedarf eingestuft wiirden.
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Die von den Landern gemeldeten Projekte wurden vom Bund in den letzten Monaten bewertet und
den Dringlichkeitsstufen

— Weiterer Bedarf (WB), Weiterer Bedarf mit Planungsrecht (WB*),
— Vordringlicher Bedarf (VB),

— Vordringlicher Bedarf-Engpassbeseitigung (VB-E) und

— Laufende und fest disponierte Projekte (FD)

zugeordnet.

Bei der Vorstellung des Entwurfes zum BVWP 2030 am 16.03.2016 in Berlin empfahl Verkehrsmi-
nister Dobrindt, begonnene Planungen im Bereich WB* fertigzustellen, um ein Nachriicken in den
VB abzusichern, sobald finanzielle Mittel zur Verfigung stehen. Erfahrungsgemaf wirde bundes-
weit nicht jedes in den VB eingestufte Projekt in der Laufzeit des neuen Bedarfsplanes auch umge-
setzt werden kénnen.

Am 21.03.2016 startete der Bund ein sechswichiges Konsultationsverfahren, in dem die Offentlich-
keit und die Lander bis zum 02.05.2016 zum Entwurf des BVWP 2030 und dem dazugehérigen
Umweltbericht Stellung nehmen kdnnen.

Das Land Niedersachsen wird bis Ende April 2016 den Entwurf des Bundes auf Plausibilitat und
mogliche Fehler bei den vom Bund verwendeten Daten priifen. Nach Abschluss der Priifung wird
das Land eine fachliche Stellungnahme an den Bund tbersenden. Der Bund wird diese prifen und
die jeweiligen Projekte gegebenenfalls mit einer héheren Prioritat in den BVWP 2030 einstufen
bzw. bei der Aufstellung der Unterlagen fur das Gesetzgebungsverfahren zum Fernstral3enausbau-
gesetz (Bedarfsplan fur die Bundesfernstraf3en) berticksichtigen.

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist die Verabschiedung des BVWP durch das Kabinett fur Mitte
2016 vorgesehen.

1. Wie schatzt die Landesregierung die Verbesserungswurdigkeit der Verkehrsbeziehun-
gen im Verlauf der Bundesstralie 51 zwischen Bremen und Osnabriick ein?

Die StraRenfihrung in der Ortsdurchfahrt Barnstorf weist einen S-férmigen Verlauf und eine ab-
schnittsweise hohe Verkehrsbelastung von bis zu 14 000 Kfz/Tag mit einem Lkw-Anteil von fast
20 % auf. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit fir die angemeldete Ortsumgehung.

2. Wie kann und wird sich die Landesregierung fur eine Einstufung der OU Barnstorf als
MalRnahme des vordringlichen Bedarfs einsetzen?

Auf die Vorbemerkungen wird verwiesen.

3. Welche Grinde haben zur Herabstufung der OU Barnstorf vom vordringlichen Bedarf in
die Kategorie , Weiterer Bedarf* gefuhrt?

Als Begrindung flr die Dringlichkeitseinstufung gibt der Bund Folgendes an:

+Einstufung in den WB. Das Projekt wird mit Blick auf die verfugbaren Investitionsmittel zurtickge-
stellt.”
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38.

Verkehrstote: Sieht Innenminister Pistorius nur in héheren Strafen den Lésungsweg?
Abgeordnete Gabriela Kdnig, Jan-Christoph Oetjen und J6rg Bode (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Zahl der Verkehrstoten in Niedersachsen hatte im Jahr 2013 seit Einfihrung der Unfallstatistik
einen historischen Tiefstand. Seitdem steigt sie wieder. Mit 59 Todesopfern je 1 Million Einwohner
liegt Niedersachsen Uiber dem Bundesdurschnitt von 42 Todesopfern (Bezugsjahr 2014 mit anstei-
gender Tendenz in 2015). Die Zahl der Unfalltoten variiert innerhalb Deutschlands und der EU er-
heblich. In den Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen ist sie im Verhaltnis eher gering, in den
Flachenstaaten Sachsen-Anhalt und Niedersachsen ist sie Uberdurchschnittlich erhdéht. Der EU-
Durchschnitt lag 2014 bei 50 Verkehrstoten. Weniger Verkehrstote als Deutschland verzeichnen
nur Malta (26), GroRbritannien (29), Schweden (29), Danemark (33), Spanien (36) und Finnland
(41). Lettland ist mit 106 je 1 Million Einwohner das Land mit der héchsten Zahl an Verkehrstoten in
Europa. Danach kommen absteigend Ruméanien (91), Bulgarien (90), Litauen (90), Polen (84), Kro-
atien (73), Griechenland (72), Luxemburg (65), Belgien (64), Ungarn (63), Tschechien (61), Portu-
gal (59), Estland (59), Slowakei (54), Frankreich (53), Zypern (52), Italien (52), Slowenien (52), Os-
terreich (51) und Irland (43). Laut EU-Kommission passieren die meisten tddlichen Unfalle auf
LandstraRen, gefolgt von innerstadtischen Strafl3en.

Die EU-Kommission verfolgt das Ziel, die Zahl der Verkehrstoten bis zum Jahr 2020 gegeniber
dem Jahr 2010 zu halbieren. Hierfiir hat sie bereits im Sommer 2010 Leitlinien fir mehr Verkehrssi-
cherheit im Zeitraum 2011 bis 2020 vorgelegt (http://www.dvr.de/download2/p1996/1996_0.pdf).
Ziele sind u. a. der konsequente Schutz schwéacherer Verkehrsteilnehmer, die Verbesserung der
Fahrausbildung, die stringente Anwendung der Verkehrsvorschriften und vor allen Dingen eine si-
chere Verkehrsinfrastruktur. Die Stichwortsuche ,Buf3geld” und ,Strafe” ergibt im EU-Dokument je-
weils null Treffer.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Haltung der niedersachsischen Landesregierung zur Verkehrssicherheitsarbeit hat sich nicht
geandert. Nach wie vor gehort die Verkehrssicherheitsarbeit zu den unverzichtbaren Kernaufgaben
der Polizei. Aus ihren umfassenden Zustandigkeiten im Verkehrsrecht, in der Gefahrenabwehr und
der Strafverfolgung bundelt die Polizei ein hohes Maf? an Handlungskompetenzen und spezifischen
Fachkenntnissen. In diesem Zusammenhang tragt die Polizei mit ihren MaRnahmen der Verkehrs-
unfallaufnahme, -bearbeitung und -analyse, der Verkehrsunfallpravention, der Verkehrsiiberwa-
chung und der Beteiligung an der Verkehrsraumgestaltung wesentlich zur Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit bei.

Demzufolge richtet die Polizei Niedersachsen weiterhin ihr Handeln auf Grundlage einer orts-, zeit-
und zielgruppenbezogenen Verkehrsunfallanalyse vorrangig auf das schwere Verkehrsunfallge-
schehen aus. Anhand der Ergebnisse werden die personellen und materiellen Ressourcen vorran-
gig auf besonders unfallbelastete Streckenbereiche sowie auf die im Unfallgeschehen auffalligen
Personengruppen konzentriert. Dabei bettet die Polizei Niedersachsen ihre praventiven und re-
pressiven MaRBnahmen in eine unter ganzheitlichen und integrativen Gesichtspunkten gestaltete
strategische Gesamtkonzeption ein. Grundsatzlich wird dabei der Pravention der Vorrang einge-
raumt.

Die Verkehrssicherheit in Niedersachsen konnte in den letzten Jahren insgesamt weiter deutlich
verbessert werden. So ist die Zahl der Verkehrstoten im Zeitraum von 2001 bis 2010 um 41,15 %
zuriickgegangen. Die Zahl der Schwerverletzten verringerte sich um 34,15 %. Wenngleich in den
Jahren 2014 und 2015 im Vergleich zu 2013 eine leichte Zunahme bei der Zahl der Verkehrstoten
in Deutschland und ebenso in Niedersachsen zu verzeichnen ist, nahm die Zahl der Verkehrstoten
im Betrachtungszeitraum von 2011 bis 2015 um 15,21 % ab. Im Jahr 2013 wurden in Niedersach-
sen die wenigsten Verkehrsunfallopfer seit Einfihrung der Verkehrsunfallstatistik im Jahr 1956 ge-
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zahlt; der zweitniedrigste Wert wurde in 2014 erreicht. In der ortlichen Verteilung tdédlicher Ver-
kehrsunfalle ist festzustellen, dass in Niedersachsen jahrlich bis zu rund 70 % der Verkehrstoten
bei Verkehrsunféllen auRerhalb geschlossener Ortschaften ohne Bundesautobahnen zu verzeich-
nen sind, wahrend dieser Anteil im Bundesdurchschnitt bei 60 % liegt.

Zu den besonders schweren Folgen von Unfallen auf dem Landstraennetz in Niedersachsen tra-
gen auch heute noch folgende Griinde bei: Die Geschwindigkeit ist sowohl Unfallursache als auch
ein gravierender folgenverscharfender Faktor. Inshesondere dann, wenn verunfallte Autos auf star-
re Hindernisse prallen, wie z. B. an Strallenbdume. Deshalb missen Geschwindigkeitsiiberschrei-
tungen insbesondere auf LandstralBen nachdriicklich bekampft werden. Verkehrsunféllen liegt fast
immer menschliches Fehlverhalten zugrunde.

Im Zusammenhang mit der Verkehrssicherheitsinitiative 2020 zielt die Polizei Niedersachsen daher
weiterhin darauf ab, das Geschwindigkeitsniveau zu senken. Hierbei gilt es, die Akzeptanz und
Einsicht der Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer fiir die Verkehrsiiberwachung zu er-
héhen, um langfristig ein regelkonformes und riicksichtsvolles Verhalten im StraRenverkehr zu er-
reichen.

Gleichwohl kann die Polizei die Verkehrssicherheit in der Gesamtheit und insbesondere auf Nie-
dersachsens LandstraRennetz maf3geblich und nachhaltig nicht als alleiniger Akteur steigern. Vor
diesem Hintergrund geniel3t die vernetzende Zusammenarbeit und enge Abstimmung mit den wei-
teren Ressorts der Landesregierung und erganzenden Kooperationspartnern in allen Feldern der
Verkehrsunfallpraventionsarbeit dauerhaft hohe Prioritét.

1. Vor dem Hintergrund der KOM(2010) 389 endgiiltig , Ein europdischer Raum der Stra-
Renverkehrssicherheit: Leitlinien fir die Politik im Bereich Stralenverkehrssicherheit
2011 bis 2020" und der sieben Ziele: An welchen Stellen (Ziele 1 bis 7) erkennt die Lan-
desregierung noch ein Potenzial zur Verbesserung der Verkehrssicherheit insbesonde-
re an niedersachsischen LandstraBen?

Die vorgeschlagenen Leitlinien der EU-Kommission geben einen allgemeinen Rahmen vor, inner-
halb dessen auf verschiedenen Ebenen - auf der européischen, nationalen, regionalen oder lokalen
Ebene - konkrete Initiativen ergriffen werden kdnnten. Dabei sind die einzelnen Ziele nie losgeldst
voneinander zu betrachten, sondern stellen erst in ihrer Gesamtheit ein entsprechendes Wirkungs-
potenzial zur Steigerung der Verkehrssicherheit dar.

Unter Beriicksichtigung dessen fiihrt auch die Landesregierung eine Vielzahl an MaflRhahmen
durch, um die Verkehrssicherheit auf Niedersachsen Strafl3en stets zu steigern. Beispielhaft werden
folgende Kampagnen/Projekte in Erganzung zur Vorbemerkung dargestellt, die von der Landesre-
gierung gegenwartig durchgefiihrt werden und deren Entwicklung und (Zwischen-)Ergebnis in der
Ausrichtung der Verkehrssicherheitsarbeit fortgesetzt Beriicksichtigung finden:

Projekt ,Baumunfélle* - Niedersachsen gehort weiterhin zu der Gruppe der Bundeslander mit Fla-
chencharakter mit den hdchsten Unfallzahlen im Bereich der sogenannten Baumunfalle (Abkom-
men von der Fahrbahn mit Anprall an einen Baum) aufRerhalb geschlossener Ortschaften. Ziel der
Landesregierung ist es daher, im Rahmen eines bis Mitte 2017 laufenden Modellversuchs ver-
schiedene Maflinahmen, die zeitgleich in sechs Landkreisen (Cuxhaven, Emsland, Friesland, Hil-
desheim, Osnabriick und Osterholz) umgesetzt werden, im Hinblick auf eine mégliche Reduzierung
der Baumunfalle und deren Folgen zu erproben. Die Geschwindigkeitsbeschrankungen und deren
Uberwachung sind dabei Bestandteil einer GesamtmaRnahme, die auch in besonderem MaRe auf
Aufklarung der Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer setzt, um eine héhere Akzeptanz und
damit Beachtung der Verkehrsbeschrankungen zu erzielen. Auch ein Schutzplankenprogramm an
den LandesstralRen ist integraler Bestandteil des Modellprojekts. Zusatzlich wurde aktuell noch ein
Schutzplankenprogramm auf BundesstraRen gestartet. Ahnlich wie im Modellprojekt werden nicht
nur Unfallhdufungslinien sondern bereits unfallauffallige Streckenabschnitte mit Schutzplanken ver-
sehen, um den Anprall an einen StraRenbaum zu verhindern. Dieses Programm lauft in den Land-
kreisen Celle, Diepholz, Gifhorn, Géttingen, Hameln, Rotenburg/Wimme und Uelzen.
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Projekt ,Regio-Protect 21“ und ,Regio-Protect Unfallversicherungstrager” - Junge Erwachsene im
Alter von 16 bis 29 Jahren sollen sich - unter besonderer Beriicksichtigung von fahranféangerspezi-
fischen Kompetenzdefiziten - intensiv mit regionalen Gefahrenstrecken bzw. Unfallhdufungsstellen
auseinandersetzen sowie darauf aufbauend effektive Strategien zur Verkehrswahrnehmung und
Gefahrenvermeidung erwerben.

Projekt ,Fahrbahnmarkierungen® - Die Unfallzahlen von Motorradfahrern gerade auf LandstraBen
sind nach wie vor deutlich zu hoch. Die Landesregierung sieht daher ein Modellprojekt zur gezielten
Beeinflussung des Kurvenfahrverhaltens von Motorradfahrerinnen und -fahren mittels Fahrbahn-
markierungen nach Osterreichischem Vorbild auf ausgewéhlten Strecken in Niedersachsen vor.
Erste Studien aus Osterreich haben gezeigt, dass auf typischen Motorradstrecken nicht die Fahr-
geschwindigkeit allein die Hauptunfallursache darstellt, sondern dass gerade das Kurvenschneiden
ebenfalls eine dominierende Unfallursache ist. Daher geniigt es zur Unfallpravention nicht, die
Fahrgeschwindigkeit zu tiberwachen. In einem Modellprojekt konnte in Osterreich gezeigt werden,
dass das gezielte Aufbringen von Bodenmarkierungen grundsétzlich ein geeignetes Mittel ist, um
die Motorradfahrer zum Einhalten einer sicheren Kurvenfahrlinie zu bewegen. Auf Grundlage dieser
ersten Ergebnisse hat Niedersachsen bei der Bundesanstalt fur Stralenwesen (BASt) Strecken-
vorschlage fir die Durchfihrung weiterer entsprechender Modellversuche angemeldet.

Projekt ,Hochrisikogruppe Fahranfanger - Die Verbesserung der Fahranfangersicherheit ist eben-
so ein wichtiges Anliegen der Landesregierung. Daher begleitet sie konstruktiv das bei der Bun-
desanstalt fir StralBenwesen laufende Projekt. Ziel ist die Entwicklung eines Optionsmodells, bei
dem die Fahranfénger aus verschiedenen, zu ihrer individuellen Lebenssituation passenden Malf3-
nahmen auswahlen kdnnen. Zur Institutionalisierung einer wissenschaftsgestiitzten Optimierung
der Fahrausbildung/Fahranfangermaflinahmen soll ein differenziertes Umsetzungskonzept erarbei-
tet werden. Dabei sollen sowohl der Vorschlag zur Entwicklung eines Curriculums fir die Fahraus-
bildung sowie die Einrichtung einer Curriculumkommission als auch der Vorschlag zur Entwicklung
von Ausbildungs- und Prifungseinheiten zur Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung be-
ricksichtigt werden. Hierzu sollen zwei prototypische Ausbildungseinheiten fiir die Gefahrenlehre
im Theorieunterricht an Fahrschulen (,Referenzausbildungseinheiten) sowie entsprechende lern-
standsdiagnostische Méglichkeiten fiir die Uberprifung der Ausbildungsergebnisse (,Verkehrs-
wahrnehmungstest”) erprobt werden. Niedersachsen ist eines von vier Bundeslandern, in denen
noch in diesem Jahr diese Referenzausbildungseinheiten in Fahrschulen erprobt werden.

Des Weiteren beteiligt sich die Landesregierung aktiv in einer Bund-Lander-Arbeitsgruppe zur Re-
form des Fahrlehrerrechts. Schwerpunkt ist hierbei zunéchst die Verlangerung und Verbesserung
der Qualitat der Fahrlehrerausbildung durch starkere Gewichtung der padagogischen und insbe-
sondere der verkehrspadagogischen Kompetenzen. Das Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebe-
ne soll noch Ende 2016/Anfang 2017 durchgefiihrt werden. Ab 2018 ist dann das neue Recht in
den Landern umzusetzen.

Erhéhung der Anzahl der polizeilichen Uberwachungsgerate zur Feststellung von Geschwindig-
keitsverstdRen - Die Polizei Niedersachsen plant die Anschaffung weiterer Geschwindigkeitsiiber-
wachungsgerate.

2. Vor dem Hintergrund der Anzahl von Verkehrstoten in anderen Landern Europas und
des Vergleichs der dort gliltigen BuRRgeldsysteme: Warum hat der Riickschluss ,weni-
ger Verkehrstote durch hohe Bul3gelder® europaweit Glltigkeit beziehungsweise keine
Giltigkeit?

Die EU-Leitlinien zur StralRenverkehrssicherheit 2011 bis 2020 verfolgen eine Vielzahl an verschie-
denen Malinahmen, um die Sicherheit der Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer, Fahr-
zeuge und Infrastrukturen zu verbessern. Unter Berlcksichtigung der Grundlage der Gleichbehand-
lung der Birger aller EU-Staaten gehort hierzu ebenso, insbesondere auch im Zusammenhang mit
VerstolRen gegen die StralRenverkehrsvorschriften, EU-weit geltende Verkehrsvorschriften einzu-
fuhren bzw. spezifische Regelungen der einzelnen EU-Staaten aufeinander abzustimmen und ge-
gebenenfalls anzupassen.
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Das maRgebliche Verkehrsverhalten der Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer wird
durch eine Vielzahl an Faktoren beeinflusst, wie beispielhaft Infrastruktur und Fahrzeugtechnik. Im
Zusammenhang mit regelwidrigem Verhalten im Straenverkehr kénnen sich aber auch objektive
Entdeckungswahrscheinlichkeit und Sanktionshéhe als jeweiliger Einzelfaktor und in der Kombina-
tion als mogliche EinflussgréfRen darstellen. Vor diesem Hintergrund sollte aus Sicht der Landesre-
gierung eine weitergehende Analyse und Bewertung in Deutschland hinsichtlich der Wirksamkeit
zur Hohe einzelner besonderer BulRgeldandrohungen vorgesehen werden.

In diesem Zusammenhang gilt es hierbei zu beriicksichtigen, dass sich Deutschland im Vergleich
mit den weiteren EU-Staaten bei Buf3geldern im Zusammenhang mit hohem Gefahrdungspotenzial
im Stral3enverkehr, wie z. B. bei erheblichen Geschwindigkeitsiiberschreitungen, im unteren Drittel
befindet.

3.  Was wird die Landesregierung konkret in den nachsten 24 Monaten unternehmen, um
die Verkehrssicherheit an den niederséchsischen LandstraRen in Richtung Halbierung
bis 2020 zu verbessern?

Die Landesregierung wird die in der Vorbemerkung und unter Frage 1 aufgefihrten Aufgaben und
Projekte intensiv fortsetzen. Neben den allgemeinen infrastrukturellen Malinahmen zur Verbesse-
rung der Verkehrssituation werden insbesondere Unfallhaufungsstellen/-linien beseitigt.

Dartiber hinaus sind weiterfihrende MalRnahmen zur Optimierung der Arbeit der Unfallkommissio-
nen in Niedersachsen vorgesehen. Neben der Neufassung einer landesweiten Erlassregelung zu
deren Aufgaben und Téatigkeit werden bereits eingeleitete Verbesserungen von Schulungsmdglich-
keiten fur die Unfallkommissionsmitglieder fortgesetzt.

39. Wird es doch keine elektronische Gesundheitskarte geben?

Abgeordnete Christian Dirr, Jan-Christoph Oetjen, Sylvia Bruns, Almuth von Below-Neufeldt, Bjorn
Forsterling und Hillgriet Eilers (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Diese Vermutung legt zumindest die gemeinsame Presseerklarung des NST und NLT ,Ob die
elektronische Gesundheitskarte kommt ist offen“ vom 16. Marz 2016 nahe.

Dieser Mitteilung zufolge hat sich ,nicht ein einziger Landkreis fur den Abschluss einer solchen
Vereinbarung ausgesprochen®, und ,die Kommunen fiirchten erhebliche Kostensteigerungen, weil
die Krankenkassen sich nicht in der Lage sehen, die gesetzlich vorgesehenen eingeschréankten
Leistungen wirksam zu kontrollieren.”

Dafir sollen die Kommunen einen aus ihrer Sicht ,vollig Gberhdhten Verwaltungskostenanteil“ von
8 % aller Behandlungskosten an die Krankenkassen abfiihren.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung hat mit den Landesverbanden der gesetzlichen Krankenversicherung am
14. Méarz 2016 eine Rahmenvereinbarung nach § 264 Abs. 1 SGB V zur Einfihrung der elektroni-
schen Gesundheitskarte (eGK) fiir Asylsuchende geschlossen. Die Landkreise und kreisfreien
Stadte kénnen dieser Rahmenvereinbarung seit dem 1. April 2016 beitreten. In der Folge erhalten
die Asylsuchenden in den jeweiligen Landkreisen eine eGK. Kranke Asylsuchende miissen sich
dann nicht mehr bei der Gemeindeverwaltung einen Behandlungsschein besorgen, bevor sie sich
in arztliche Behandlung begeben. Die Kommunen sparen den beachtlichen Aufwand der Behand-
lungsscheine ein.
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40.

1. Wie viele Teilnehmer gibt es bisher fiir das Projekt Gesundheitskarte, und mit wie vie-
len finden noch Gespréache statt?

In der kurzen Zeit seit dem 1. April hat noch keine Kommune ihren Beitritt zu der Rahmenvereinba-
rung erklart. Die Landesregierung wird regionale Veranstaltungen abhalten, in denen Uber die Ver-
einbarung informiert wird.

2. Wie viele definitive Absagen gibt es bisher, und was waren neben den méglichen Kos-
tensteigerungen und den Verwaltungskosten Griinde fir die Absagen?

Absagen liegen der Landesregierung bisher nicht vor.

3. Wie hoch ist der Verwaltungskostenanteil in anderen Bundeslandern, die die Karte be-
reits eingefihrt haben?

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein haben die gleiche Regelung wie
Niedersachsen (8 % der entstandenen Leistungsaufwendungen, mindestens 10 Euro monatlich pro
Person).

Berlin und Brandenburg erstatten 6 % der entstandenen Leistungsausgaben, mindestens 10 Euro
monatlich.

In Hamburg und Bremen werden 10 Euro monatlich fur jede gemeldete Person erstattet, unabhan-
gig von den Leistungsausgaben.

In den Ubrigen Bundeslandern existieren bis dato keine Rahmenvereinbarungen.

Wie steht es um die Effizienz und den langfristigen Erhalt unseres Sozialstaates? (Teil 1)

Abgeordnete Sylvia Bruns, Almuth von Below-Neufeldt, Bjorn Forsterling, Christian Durr, J6rg Bo-
de, Dr. Gero Hocker und Hermann Grupe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Das Bundesfinanzministerium hat kirzlich die Eckwerte des Regierungsentwurfs des Bundeshaus-
halts 2017 und des Finanzplans bis 2020 vorgestellt. Dabei zeichnen sich immer weiter steigende
Ausgaben fir sozialpolitische MaBnahmen ab (z. B. Erh6hung des Wohngelds, Elterngeld-Plus mit
Partnerschaftsbonus, abschlagsfreie Rente ab 63, ,Mitterrente* etc.). So sind mit geplanten
171,1 Milliarden Euro im kommenden Jahr fast 10 Milliarden Euro Mehrausgaben im Sozialbereich
im Vergleich zu diesem Jahr vorgesehen.

Die Kommunen kritisieren indes die deutsche Sozialpolitik. Der Hauptgeschéaftsfihrer des Stadte-
und Gemeindebundes mahnt die Politik zu Weitsicht und Besonnenheit: ,,Die Politik scheint wieder
in den Fehler zu verfallen, zur Beseitigung vermeintlicher sozialer Ungleichheiten Transferleistun-
gen und das Sozialbudget zu erhdéhen, ohne vorher die Effizienz der bestehenden Systeme zu
Uberprufen” (http://www.dstgb.de/dstgh/Homepage/Aktuelles/2015-2016/Sozialleistungen%?20zielge
richtet%20reformieren/).

Er furchtet, dass Deutschland nicht immer eine ,Wohlistandsinsel* (NOZz, 22.Januar 2016
http://www.presseportal.de/pm/58964/3231442 ) bleiben kdnne, und fordert daher eine Kommission
von unabhangigen Sachverstandigen zur Reform des Sozialstaats: ,Der grof3e Strauf’3 sozialer
Leistungen muss neu geordnet, auf die wirklich Bedirftigen konzentriert, entburokratisiert und
transparent gestaltet werden* (Westdeutsche Allgemeine).
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1. Inwiefern teilt die Landesregierung den Vorwurf des Stadte- und Gemeindebundes,
dass die Effizienz bestehender Systeme nicht Uberprift werde?

Die Landesregierung teilt den an den Bund gerichteten Vorwurf des Stadte- und Gemeindebundes
nicht. Ihr liegen keine Anhaltspunkte vor, dass seitens des Bundes Fragen der Effizienz der beste-
henden Sozialsysteme ungepriift bleiben.

Beispielhaft soll in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen werden, dass das Bundesministeri-
um fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend bereits im Kalenderjahr 2009 eine Gesamtevaluation
von ehe- und familienbezogenen MafRnahmen und Leistungen in Deutschland initiiert hat, die im
Jahr 2014 abgeschlossen worden ist. Dabei wurden die genannten MafRhahmen und Leistungen
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit, Effizienz und Wechselwirkung untersucht; die Ergebnisse wurden zu
deren Weiterentwicklung genutzt.

Im Ubrigen sind Evaluationspflichten in bundesgesetzlichen Leistungsgesetzen auch teilweise ge-
setzlich verankert.

Ferner wird auf die nationale Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes hingewiesen. Leitlinien dieser
Strategie sind die Generationengerechtigkeit, die Lebensqualitat, der soziale Zusammenhalt und
die internationale Verantwortung. Sie enthdlt auch den Auftrag, den Sozialstaat laufend zu Uberpri-
fen, zu modernisieren und den Erfordernissen anzupassen.

2.  Wo sieht die Landesregierung konkretes Optimierungspotenzial beim Management der
sozialpolitischen MaBnahmen in Niedersachsen?

Das Leitbild der Landesregierung ist eine nachhaltige, zukunftsorientierte, sozial gerechte und 6ko-
logische Politik fiir ganz Niedersachsen. Ubergeordnetes Ziel ist danach, die sozialen und haus-
haltswirtschaftlichen Interessen mit der langfristigen Sicherung von Lebensgrundlagen in Einklang
zu bringen.

Die niederséchsische Sozialpolitik orientiert sich an diesem Leitbild.

Zur Verbesserung der sozialpolitischen MaRhahmen werden u. a. gesetzlich und untergesetzlich
vorgegebenen Evaluationen durchgefihrt.

3. Inwiefern sieht die Landesregierung die langfristige Sicherstellung des aktuellen Sozi-
alniveaus als finanzierbar an?

Die Landesregierung erarbeitet derzeit die Aufstellung des Haushaltsplanentwurfes 2017 und der
Mittelfristigen Planung bis 2020. Es ist das Ziel der Landesregierung, den Haushalt strukturell wei-
ter zu konsolidieren, sodass bis zum Jahr 2020 nach den Vorgaben des Grundgesetzes auf eine
Nettokreditaufnahme verzichtet werden kann. Die Landesregierung wird auch diesen Haushalt so-
zial gerecht, nachhaltig und generationengerecht gestalten. Dabei wird sie den aufgrund der gesell-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen gebotenen Sozialleistungen angemessen Rechnung tra-
gen.

Nach den bisherigen Planungen wird in diesem Sinne das aktuelle Sozialniveau im Zeitraum der
Mittelfristigen Planung sichergestellt.
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41.

Wie steht es um die Effizienz und den langfristigen Erhalt unseres Sozialstaates? (Teil 2)

Abgeordnete Sylvia Bruns, Almuth von Below-Neufeldt, Bjorn Forsterling, Christian Durr, J6rg Bo-
de, Dr. Gero Hocker und Hermann Grupe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Das Bundesfinanzministerium hat kirzlich die Eckwerte des Regierungsentwurfs des Bundeshaus-
halts 2017 und des Finanzplans bis 2020 vorgestellt. Dabei zeichnen sich immer weiter steigende
Ausgaben fir sozialpolitische MaRhahmen ab (z. B. Erh6hung des Wohngelds, Elterngeld-Plus mit
Partnerschaftsbonus, abschlagsfreie Rente ab 63, ,Mltterrente” etc.). So sind mit geplanten
171,1 Milliarden Euro im kommenden Jahr fast 10 Milliarden Euro Mehrausgaben im Sozialbereich
im Vergleich zu diesem Jahr vorgesehen.

Die Kommunen kritisieren indes die deutsche Sozialpolitik. Der Hauptgeschaftsfihrer des Stadte-
und Gemeindebundes mahnt die Politik zu Weitsicht und Besonnenheit: ,,Die Politik scheint wieder
in den Fehler zu verfallen, zur Beseitigung vermeintlicher sozialer Ungleichheiten Transferleistun-
gen und das Sozialbudget zu erhéhen, ohne vorher die Effizienz der bestehenden Systeme zu
Uberprufen” (http://www.dstgb.de/dstgh/Homepage/Aktuelles/2015-2016/Sozialleistungen%?20zielge
richtet%20reformieren/).

Er flrchtet, dass Deutschland nicht immer eine ,Wohlstandsinsel* (NOZ, 22.Januar 2016
http://www.presseportal.de/pm/58964/3231442 ) bleiben kdnne, und fordert daher eine Kommission
von unabhangigen Sachverstandigen zur Reform des Sozialstaats: ,Der grof3e Strauf’3 sozialer
Leistungen muss neu geordnet, auf die wirklich Bedurftigen konzentriert, entburokratisiert und
transparent gestaltet werden* (Westdeutsche Allgemeine).

1. Welche landeseigenen sozialpolitischen MaRnahmen fuhrt die Landesregierung aktuell
durch?

Im Rahmen der Haushaltsberatungen 2016 sind fur den Bereich Soziales, Frauen, Familie, Ge-
sundheit und Migration die Handlungsschwerpunkte

—  Wohnraumférderung,

— Gesundheit und Pflege,

— Gleichstellung,

— Inklusion und

— Migration und Teilhabe

genannt worden.
Diese Handlungsschwerpunkte bestehen unveréndert fort.

2. Inwiefern unterstiitzt die Landesregierung konkret die Forderung des Stadte- und Ge-
meindebundes nach einer unabhéangigen Sachverstandigenkommission zur Reform des
Sozialstaates?

Die Forderung nach einer unabhéangigen Sachverstandigenkommission zur Reform des Sozialstaa-
tes wird fur nicht erforderlich gehalten. Zur Begriindung wird auf die Beantwortung der Frage 1
(Teil 1) dieser Mundlichen Anfrage verwiesen.

3.  Welche Optimierungstiberlegungen stellt die Landesregierung derzeit an?

Die Landesregierung handelt effizient und fihrt regelméRig Evaluationen sozialpolitischer Mal3-
nahmen durch. Siehe auch Mindliche Anfrage Nummer 40 (Teil 1), Frage 2.
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42. Wie oft wurden anlasslose Kontrollen im Umfeld von Moscheen durchgefiihrt?
Abgeordnete Jan-Christoph Oetjen, Jérg Bode und Dr. Marco Genthe (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

§ 12 Abs. 6 des Niedersachsischen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung dient
grundsatzlich zur Terroristenfahndung und zur Bekampfung internationaler Kriminalitét. Hierdurch
kénnen Personenkontrollen in der Nahe von Moscheen auch dann durchgefiihrt werden, wenn kein
konkreter Verdacht gegen Besucher vorliegt.

Die Landesregierung plant nunmehr, davon keinen Gebrauch mehr zu machen. Vertreter der Ge-
werkschaften haben sich hierliber besorgt geduRert und fir ein Festhalten an den anlasslosen Kon-
trollen pladiert.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Durchfuhrung von lagebildabhéngigen Kontrollen auf Grundlage von § 12 Abs. 6 des Nieder-
sachsischen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) bildet grundsétzlich
einen wichtigen Bestandteil der systematischen Erkenntnis- und Verdachtsgewinnung im Bereich
der grenziiberschreitenden Kriminalitat, insbesondere auch bei der vorbeugenden Bekampfung der
Eigentumskriminalitéat. Auf der Grundlage dieser Rechtsvorschrift wurden nach deren Einflihrung
durch die Polizeibehérden ab 2003 auch Kontrollen im Umfeld von Moscheen durchgefuhrt. Mit Er-
lass des Innenministerium vom 08.02.2010 wurde dann allerdings festgelegt, dass Kontrollen auf
der Grundlage von § 12 Abs. 6 Nds. SOG nur noch dann im Umfeld von islamischen Gebets-, Ver-
eins und Kulturstatten durchzufiihren sind, wenn in diesem Einzelfall tatséachliche Anhaltspunkte zu
islamistisch terroristischen Strukturen vorliegen und durch die KontrollmalBnahme weitere unver-
zichtbare Erkenntnisse erlangt werden kénnen. Aufgrund der besonderen Bedeutung dieser MafR3-
nahmen sind diese vom Behdrdenleiter zu genehmigen und dem Innenministerium vor Durchfih-
rung mit einer umfassenden Begriindung zur Zustimmung vorzulegen. Seit dieser Erlassregelung
haben bislang in keinem Einzelfall die genannten Voraussetzungen vorgelegen, sodass seitdem
keine Moscheekontrollen mehr durchgefuhrt wurden. Entgegen der vom Fragesteller suggerierten
geplanten Einstellung der Kontrollen ist festzustellen, dass diese grundsatzlich zwar weiter méglich
sind, aber bereits seit mehr als sechs Jahren keine wesentliche Rolle mehr spielen. Im aktuellen
Gesetzentwurf zur Anderung des Nds. SOG ist eine Regelung vorgesehen, die sogenannte anlass-
lose Moscheekontrollen nicht mehr zuldsst.

1. Wie viele anlasslose Kontrollen haben in den Jahren 2013, 2014 und 2015 im Umfeld
von Moscheen in Niedersachsen tatséachlich stattgefunden?

Auf die Vorbemerkungen wird verwiesen.

2. Wie viele Personen wurden hierbei an welchen Orten kontrolliert?

Auf die Vorbemerkungen wird verwiesen.

3.  Zu welchen Ergebnissen fuhrten diese Kontrollen im Einzelnen (bitte nach Delikt sortie-
ren)?

Auf die Vorbemerkungen wird verwiesen.
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43. Wie viele Platze sind aktuell in der Erstaufnahme in Niedersachsen vorhanden?
Abgeordnete Jan-Christoph Oetjen, Hillgriet Eilers und Horst Kortlang (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In Niedersachsen wurden aufgrund des grof3en Zustroms von Flichtlingen die Kapazitaten der
Erstaufnahme massiv ausgeweitet. So wurden vorhandene Einrichtungen ausgebaut und bei-
spielsweise ehemalige Kasernen umgebaut, um die Unterbringung der Menschen bei uns zu er-
mdglichen.

Die dramatische Entwicklung hat sich in den letzten Wochen wieder beruhigt und die Zahlen der
Neuankdmmlinge gehen zurtick.

1. Wie viele Platze umfasst die niedersachsische Erstaufnahme derzeit (bitte hier aber
nach Standorten aufschlisseln)?

Die Landesaufnahmeeinrichtung Niedersachsen verfiigt aktuell iber 34 130 sofort nutzbare Platze.
Diese verteilen sich wie folgt auf Niedersachsen:

Erstaufnahmeeinrichtungen:
Braunschweig: 2 300, Bramsche: 2 485, Friedland: 1 040, Osnabriick: 744, Oldenburg: 800.

AuRenstellen und Notunterkinfte:

Braunschweig: 113, Grol3 Denkte: 80, Hildesheim: 1 724, Duderstadt: 380, Hameln: 1 000, Bad
Gandersheim: 700, Adelebsen: 300, Goslar: 240, RoRdorf: 230, Dassel: 300, Osnabrick: 400, Bad
Iburg: 144, Bad Bodenteich: 1 034, Celle-Scheuen: 1 000, Dannenberg: 800, Ehra-Lessin: 800,
Fallingbostel: 5 800, Langenhagen: 402, Lineburg: 500, Sumte: 800, Uetze: 200, Woltersdorf: 400,
Aurich: 1 017, Cuxhaven: 559, Diepholz: 288, Rinteln;: 600, Rotenburg: 450, Schwanewede: 2 000,
Sarstedt: 1 700, St. Andreasberg: 1 500, Uslar: 500 und Oldenburg: 500.

Weitere Kapazitaten stehen nétigenfalls nach einer gewissen Vorlaufzeit zur Verfugung.

2. Wie viele dieser Platze sind derzeit belegt (bitte fur die zehn wichtigsten Herkunftslan-
der aufschlisseln nach Nationalitat und Geschlecht)?

Am 07.04.2016 hielten sich in der Landesaufnahmebehdrde Niedersachsen 6 937 Personen auf.
Eine Aufschliisselung ist nur auf der Ebene der Erstaufnahmestandorte mdéglich. AuBenstellen und
Notunterkiinfte sind jeweils einem Erstaufnahmestandort zugeordnet und werden statistisch dar-
Uber gefiihrt. Die jeweils zehn wichtigsten Herkunftsl&ander der funf Erstaufnahmestandorte sind wie
folgt (in Klammer m/wy):
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Bramsche Braunschweig Friedland Oldenburg Osnabriick

1 | Syrien 277 Syrien 782 Irak 414 Irak 209 Syrien 62
(150/127) (463/319) (211/203) (101/108) (36/26)

2 Syrien 393 Syrien 124
Irak 140 (72/68) Irak 581 (318/263) (222/171) (68/56) Irak 47 (28/19)

3 | Afghanistan 122 Afghanistan 460 Afghanistan Afghanistan 36 | Afghanistan
(73/49) (288/172 312 (176/136) | (23/13) 32 (20/12)

4 : Serbien 141 Libanon 74 Marokko 9
Serbien 48 (21/27) (70/71) (50/24) Iran 29 (21/8) (9/0)

5 | Mazedonien 41 Russland 51 Algerien 16 Albanien 8
(25/16) Iran 134 (88/46 (25/26) (16/0) (5/3)

6 Sudan 134 Iran 46 . Montenegro 7
Iran 39 (26/13) (124/10) (29/17) Serbien 7 (4/3) (5/2)
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7 : Albanien 127 Turkei 31 R
Albanien 24 (16/8) (84/43) (25/6) Tarkei 7/4/3) Iran 5 (4/1)
8 Montenegro 119 Pakistan 27 . Mazedonien 3
Marokko 21 (21/0) (65/54) (2413) Libanon 7 (4/3) /)
9 Céte d’lvore 9 (5/4) | Algerien 92 (92/0) (I\gai;g?ko 21 Marokko 6 (6/0) | Kosovo 2 (2/0)
10 | Bosnien und Her- Mazedonien 90 Algerien 17 Palastina 6 .
zegowina 9 (5/4) | (47/43) (17/0) (2/4) Serbien 2 (1/1)

3.  Wie lange ist die durchschnittliche Verweildauer der Asylbewerber in der Erstaufnahme
vor der Verteilung auf die Kommunen?

Die durchschnittliche Verweildauer in der Landesaufnahmebehorde Niedersachsen vor der Vertei-
lung auf die Kommunen betragt im Moment rund neun Wochen. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass
Asylbewerber aus sicheren Herkunftslandern und aus dem Maghreb seit dem 15.02.2016 grund-
satzlich nicht mehr auf die Kommunen verteilt werden, sondern bis zum Abschluss ihres Asylver-
fahrens in der Landesaufnahmebehdrde Niedersachsen verbleiben.

Einstellungen, Pensionierungen und Schulerzahlen im Jahr 2016

Abgeordnete Bjorn Forsterling, Almuth von Below-Neufeldt, Sylvia Bruns, Christian Durr, Christian
Grascha und Jérg Bode (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Mit Pressemitteilung vom 18. Méarz 2016 teilte das Kultusministerium mit, dass zum ersten Halbjahr
des kommenden Schuljahres 1 800 Stellen fiir die 6ffentlichen allgemeinbildenden Schulen ausge-
schrieben worden seien. Zum 1. Februar 2016 waren nach Aussage der Kultusministerin in der
83. Plenarsitzung des Niedersachsischen Landtags 1 600 Stellen fir die allgemeinbildenden Schu-
len ausgeschrieben, darunter 400 Stellen aus dem 2. Nachtragshaushalt 2015 fiir den Ausbau der
Sprachférderung. In der gleichen Plenarsitzung benannte die Kultusministerin die laut Personalma-
nagementverfahren (PMV) berechnete Anzahl der Lehrkréafte, die im Schuljahr 2015/2016 das Re-
geleintrittsalter in den Ruhestand erreichen werden. Sie wies zugleich darauf hin, dass dieser Wert
nicht mit der Zahl tatsachlich ausscheidender Lehrkrafte Gibereinstimmte. Es ist davon auszugehen,
dass mittlerweile bekannt ist, wie viele Lehrkrafte mit Ablauf des ersten Schulhalbjahres 2015/2016
(31.Januar 2016) ausgeschieden sind, wie viele Lehrkréfte mit Ablauf des zweiten Schulhalbjahres
2015/2016 (31. Juli 2016) laut PMV das Regeleintrittsalter in den Ruhestand erreichen werden und
wie viele Lehrkrafte bereits jetzt einen Antrag auf vorzeitigen Eintritt in den Ruhestand gestellt ha-
ben. Ferner fihrte die Kultusministerin aus, dass in der damaligen Prognoseberechnung von
825 000 Schilerinnen und Schulern fiir das Schuljahr 2016/2017 ausgegangen worden sei.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Angaben zu der Anzahl der ausscheidenden Lehrkréfte im Schuljahr 2015/2016 an den allge-
meinbildenden Schulen stammen aus dem EDV-Programm ,Personalmanagementverfahren”
(PMV). Die Angaben zu den Schiilerzahlen wurden auf Basis einer Modellberechnung unter Ver-
wendung der 12. Koordinierten Bevélkerungsvorausberechnung ermittelt.

Das Programm PMV erfasst Daten u. a. nach den Vorgaben des Haushalts. Daher werden z. B. bei
Kapitel 07 10 sowohl diejenigen Lehrkréfte erfasst, deren Stammschule eine Grundschule ist, als
auch diejenigen, deren Stammschule eine mit einer anderen Schulform organisatorisch zusam-
mengefasste Grundschule ist. Des Weiteren werden Abordnungen bei dem Kapitel erfasst, dem die
Stammschule der Lehrkraft zugeordnet ist.
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Zuordnung von Kapiteln zu Schulformen:

Kapitel 07 10 | Grundschulen sowie mit Grundschulen organisatorisch zusammenfasste Schu-
len z. B. Grund- und Hauptschulen (GHS), Grund-, Haupt- und Realschulen
(GHRS), Grund- und Oberschulen (GOBS)

Kapitel 07 11 | Forderschulen

Kapitel 07 12 | Hauptschulen sowie mit Hauptschulen organisatorisch zusammengefasste Schu-
len z. B. Haupt- und Realschulen (HRS)

Kapitel 07 13 | Realschulen

Kapitel 07 14 | Gymnasien

Kapitel 07 17 | Oberschulen

Kapitel 07 18 | Gesamtschulen

In PMV werden grundsétzlich nur die Lehrkréafte gemaf § 6 des Haushaltsgesetzes erfasst (perso-
nalkostenbudgetierte Titel). In den Daten sind auch die Schulleitungen enthalten.

Die Anzahl der Lehrkrafte wurde nach den am 05.04.2016 vorliegenden Daten aus PMV ermittelt.

Die Angaben in Vollzeitlehrereinheiten (VZLE) wurden auf volle VZLE gerundet.

1. Wie viele Lehrkrafte (in VZLE und nach Schulformen getrennt) sind mit Ablauf des ers-
ten Schulhalbjahres 2015/2016 tatsachlich ausgeschieden?

In der nachstehenden Tabelle sind alle Lehrkrafte enthalten, deren Beschéftigungsverhaltnis ge-
maR PMV zwischen dem 01.08.2015 und dem 31.01.2016 endete. Dabei wurden befristete Ar-
beitsvertrage, die in diesem Zeitraum endeten, ebenso nicht mitgezahlt wie die Falle, bei denen an-
schlieBend eine Verbeamtung stattgefunden hat.

Die Griunde fur ein Ausscheiden sind dabei sehr vielféltig, z. B. Erreichen der Regelaltersgrenze,
Dienstunféhigkeit, Antrag auf Versetzung in den Ruhestand vor Erreichen der gesetzlichen Alters-
grenze, Ableben wahrend des Dienstverhaltnisses etc.

Ausgeschiedene Lehrkréafte

01.08.2015 - 31.01.2016

in VZLE
Kapitel 07 10 237
Kapitel 07 11 68
Kapitel 07 12 56
Kapitel 07 13 42
Kapitel 07 14 190
Kapitel 07 17 109
Kapitel 07 18 95

2. Wie viele Lehrkrafte (in VZLE und nach Schulformen getrennt) erreichen laut PMV mit
Ablauf des zweiten Schulhalbjahres 2015/2016 das Regeleintrittsalter in den Ruhe-
stand, und wie viele Lehrkréafte (in VZLE und nach Schulformen getrennt) haben bereits
beantragt, vorzeitig in den Ruhestand zum Ablauf des zweiten Schulhalbjahres
2015/2016 einzutreten?

Die Ergebnisse der Auswertung werden unterteilt und in den nachstehenden Tabellen a) ,Regelein-
trittsalter” und b) ,Versetzung auf Antrag” dargestellt.
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a) In der Tabelle werden alle am Stichtag 01.02.2016 aktiven Félle, bei denen in PMV in der Zeit
vom 01.02. bis 31.07.2016 die Regelaltersgrenze erreicht wird, berticksichtigt.

Anzahl der Lehrkrafte, die laut PMV das Regelein-

trittsalter in den Ruhestand mit Ablauf des

2. Schulhalbjahres 2015/2016 erreichen

in VZLE
Kapitel 07 10 53
Kapitel 07 11 15
Kapitel 07 12 10
Kapitel 07 13 11
Kapitel 07 14 62
Kapitel 07 17 23
Kapitel 07 18 24

b) In PMV wird nicht in allen Fallen der Grund fir das Ausscheiden erfasst. In der Tabelle wurden
dementsprechend die Daten mit dem Ausscheidungsgrund ,Versetzung in den Ruhestand auf
Antrag vor Erreichen der Altersgrenze" beriicksichtigt.

Anzahl der Lehrkréfte, die laut PMV beantragt ha-

ben, vorzeitig in den Ruhestand zum Ablauf des

zweiten Schulhalbjahres 2015/2016 einzutreten

in VZLE
Kapitel 07 10 408
Kapitel 07 11 70
Kapitel 07 12 88
Kapitel 07 13 73
Kapitel 07 14 253
Kapitel 07 17 203
Kapitel 07 18 133

3. Mit welchen Schiulerzahlen rechnet die Landesregierung im Schuljahr 2016/2017?

Die Landesregierung geht zurzeit auf Basis einer Modellberechnung unter Verwendung der 12. Ko-
ordinierten Bevolkerungsvorausberechnung des Landesamtes fir Statistik Niedersachsen von einer
Schulerzahl von rund 836 000 Schillerinnen und Schilern im Schuljahr 2016/2017 an den allge-
meinbildenden Schulen aus.

Allerdings kdnnen insbesondere aufgrund der aktuellen Fliichtlingssituation Abweichungen von die-
ser Prognose auftreten.

Sind die Emissionsminderungsziele der NEC-Richtlinie gerecht und fir die Landwirtschaft
umsetzbar?

Abgeordnete Horst Kortlang, Hermann Grupe, Dr. Stefan Birkner und Jérg Bode (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Ernahrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In einem Artikel auf top agrar online vom 3. April 2016 wird Uber das aktuelle Beratungs- und Ab-
stimmungsverfahren beziglich der NEC-Richtlinie auf EU-Ebene berichtet (http://www.topagrar.
com/news/Home-top-News-Heidl-Ungerechte-und-voellig-unrealistische-Minderungsziele-2921517.
html). In dem Artikel heil3t es, die Lasten sollten dabei ungerecht auf die einzelnen Mitgliedstaaten
verteilt werden. So solle z. B. in Frankreich 13 % des Ammoniakausstof3es, in GroRbritannien 11 %
und in Lettland 1 % eingespart werden. Fiir Deutschland solle demgegeniiber ein Minderungsziel
von 29 % fur Ammoniak gelten. Der Bayerische Bauernverband kritisiert die damit verbundenen
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~enormen Folgen” inshesondere fiir die landwirtschaftliche Tierhaltung. Die urspriinglichen Minimie-
rungsziele seien zwar fir alle Lander etwas gesenkt worden, an der Ungleichbehandlung habe sich
aber grundsatzlich nichts geandert. Die EU-Kommission werte bei der Herleitung der Reduktions-
ziele die Minderung der Ammoniakemissionen durch die deutsche Landwirtschaft um 23 % seit
1990 als Beleg dafir, dass deutsche Bauern Emissionssenkungen auch weiterhin effizient und in
einem hoéheren Mal3e als die Berufskollegen in den Nachbarlandern umsetzen kénnten.

Vorbemerkung der Landesregierung

Auf EU-Ebene wird aktuell die geplante weitere Veranderung der ,NEC-Richtlinie* intensiv disku-
tiert. Urspriinglich hatte die Kommission fir Deutschland eine weitere Reduzierung der Ammoni-
akemissionen um 39 % bis zum Jahr 2030 geplant, derzeit ist als Kompromiss die weitere Einspa-
rung von 30 % der Ammoniakemissionen fiir Deutschland von der Bundesregierung genannt wor-
den.

Dabei sollte Deutschland eine Hochstgrenze von 550 kt NH3 pro Jahr bereits seit 2010 nicht Gber-
schreiten. Dieses Ziel wurde bisher in jedem Jahr verfehlt, die aktuelle Berechnung fiir das Jahr
2013 geht von NH3-Gesamtemissionen in Hohe von Uber 670 kt aus. 95 % der Ammoniak-Emis-
sionen stammen aus der Landwirtschaft, insbesondere der industriellen Tierhaltung. Laut Drucksa-
che 17/1886 des Deutschen Bundestags stammen 24,3 % der landwirtschaftlichen Ammoniak-
Emissionen aus Niedersachsen.

1. Halt die Landesregierung die Ungleichbehandlung der einzelnen EU-Staaten bei der
Ammoniakminimierung und dabei insbesondere die Unterschiede zwischen Frankreich
und Deutschland fur gerechtfertigt und sachlich angemessen ?

Insbesondere Regionen, die hohe Ammoniakbelastungen verursachen, sind gefordert, alle MaR3-
nahmen zur Emissionsminderung zu ergreifen, da Ammoniakemissionen schadliche Umwelteinwir-
kungen verursachen kdnnen. Gleiche Minderungsauflagen fir alle Regionen vorzuschlagen, ist vor
diesem Hintergrund weder sachgerecht noch zielfiihrend. Da die Belastungssituation in den L&an-
dern und Regionen Europas sehr unterschiedlich ist, halt die Landesregierung eine differenzierte
Betrachtung fir begriindbar.

Grundlage des aktuellen Vorschlags der NH3-Minderungsverteilung ist das GAINS-Modell des
IIASA-Instituts. In dieses komplexe Modell geht z. B. die aktuelle Belastungssituationen durch Luft-
schadstoffe ein. Dort, wo die Belastung der Umwelt, des Klimas und der Bevolkerung hoher ist, ist
auch die Minderung drangender. Berlcksichtigt werden dabei auch Kosten-Nutzen-Analysen der
Emissionsminderung und Erfahrungen uber bereits umgesetzte Minderungsmafinahmen und Uber
Minderungsoptionen. Ziel der Minderungsaufteilung nach GAINS ist eine moglichst effiziente Ver-
besserung des vorsorgenden Gesundheits-, Umwelt- und Klimaschutzes.

2. Ist nach Ansicht der Landesregierung das Ammoniakminimierungsziel von 29 % fur
Deutschland und die deutsche Landwirtschaft leistbar?

Die Landesregierung weil3, dass es sehr schwer sein wird, die derzeit diskutierten weiteren Minde-
rungsvorgaben einzuhalten, ist aber der Auffassung, dass die weitere Reduzierung der Ammoni-
akemissionen unerlasslich ist. Von den geplanten Einsparforderungen ist die Landwirtschaft und
hier insbesondere die Tierhaltung in erheblichem Mafe betroffen, denn 95 % der Gesamtemissio-
nen von Ammoniak stammen aus der Landwirtschaft, hiervon ca. 87 % aus der Tierhaltung (Stall,
Wirtschaftsdiingerlagerung und -ausbringung). Die gesamte Branche wird Uber alle Haltungs- und
Produktionsverfahren hinweg grof3e Anstrengungen unternehmen missen, um die Ammoniakemis-
sionen im eigenen Betrieb so stark wie moglich und so effizient wie moglich einzuddmmen. Dafiir
missen tatséchliche Minderungspotenziale einzelner MalRnahmen konkret beziffert werden. Der
Bundesrat hat sich bereits im Méarz 2014 (BR-Drs. 819/13) zum Kommissionsvorschlag positioniert.
Die Position Niedersachsens ist direkt mit eingeflossen. Hier hatte Niedersachsen die Bundesregie-
rung bereits u. a. aufgefordert, zur abschlieRenden Bewertung des Richtlinienvorschlags das in
Deutschland erreichbare Minderungsziel fir Ammoniak ab 2030 realistisch abzuschéatzen und dabei
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die Erfahrungen mit bereits eingeleiteten Minderungsmafnahmen zur Einhaltung der nationalen
Emissionshdchstgrenzen zu berlicksichtigen.

Weiterhin hat Niedersachsen sich bereits hier fur eine ziigige Weiterentwicklung der Beste-Verflg-
bare-Technik-Merkblatts ,Intensivhaltung von Gefligel und Schweinen“ ausgesprochen. Hier mis-
sen fir den Geltungsbereich der Europaischen Richtlinie Giber Industrieemissionen Anforderungen
formuliert werden, die den Zielen der NEC-Richtlinie entsprechen und deren Minderungsvorgaben
einheitlich von allen Mitgliedstaaten einzuhalten sind.

Auch die Einfiihrung verbindlicher Tierwohlstandards (z. B. Ruckgang der Tierzahl durch Schaffung
eines hdheren Platzangebotes oder Installierung héherer Qualitatsstandards mit entsprechend ho-
heren Produktpreisen) kann zu einer erheblichen Minimierung der NH3-Emissionen beitragen. Be-
triebe, die an der Initiative Tierwohl von Bauernverband und Handel teilnehmen, sind z. B. verpflich-
tet, ihren Tieren mehr Platz zu geben. Dadurch werden die Tierzahlen und die Gesamtemissionen
pro Stall deutlich gesenkt.

3. Riskiert Deutschland nach Ansicht der Landesregierung bei einer Zustimmung zu ei-
nem Ammoniakminimierungsziel von 29 % in Zukunft ein Vertragsverletzungsverfahren
durch die EU fur die Nichteinhaltung der NEC-Richtlinie, wenn es nicht das politische
Ziel ist, die Tierbestéande in Deutschland zu reduzieren?

Zunachst sei darauf hingewiesen, dass die Landesregierung die durch Ammoniakfreisetzung verur-
sachten schadlichen Umwelteinwirkungen sehr ernst nimmt und bereits vielféltige MaRnahmen zur
Emissionsminderung ergriffen hat. Alle Handelnden sind verpflichtet, ihren Beitrag zu leisten, um
die neuen Ziele der NEC-Richtlinie zur Vermeidung eines Vertragsverletzungsverfahrens zu ge-
wahrleisten.

Niedersachsen hat bereits friihzeitig aufgrund seiner besonderen Betroffenheit als eines der ersten
Bundeslander umfangreiche Handlungsempfehlungen ausgesprochen. Wichtige MaRnahmen sind
z.B.:

— Filtererlass bereits seit Marz 2013,

— Erlass zur Abdeckung von Lagerbehaltern fir Schweinegille seit April 2014,

— umfangreiche MaRnahmen zur Verbesserung des Diingemanagements und des entsprechen-
den Ordnungsrechts,

— Forderung der Emissionsarmen Ausbringung von Wirtschaftsdiinger,
— konstruktive und erfolgreiche Mitarbeit an der Novellierung der Diingeverordnung.
Insbesondere die Bundesregierung ist im Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenz gefordert, durch

entsprechende nationale Regelwerke die Basis fir die Zielerreichung der fortgeschriebenen
NEC-Richtlinie zu schaffen.

46. Drei Hubschrauber fir das Havariekommando und Kompetenzverluste bei den Feuerweh-
ren? (Teil 1)

Abgeordnete Hillgriet Eilers, Gabriela Kénig, Jan-Christoph Oetjen und Jérg Bode (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Aufgabe des Havarieckommandos in Cuxhaven ist die Blindelung der Verantwortung fiir die
Planung, Vorbereitung, Ubung und Durchfilhrung von MaRRnahmen zur Menschenrettung, zur
Schadstoffunfallbekdmpfung, zur Brandbekdmpfung, zur Hilfeleistung und zur gefahrenabwehrbe-
zogenen Bergung bei komplexen Schadenslagen auf See sowie zur strukturierten Offentlichkeits-
arbeit. Bei komplexen Schadenslagen wird durch das Havariekommando eine einheitliche Einsatz-
leitung sichergestellt. Einsatzleitende Zustandigkeiten hat das Havariekommando nur im Falle
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komplexer Schadenslagen bzw. dann, wenn der Leiter des Havariekommandos aufgrund einer un-
mittelbar bevorstehenden komplexen Schadenslage von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch
macht oder wenn er um die Ubernahme der Einsatzleitung ersucht wird; zur Stellung eines Uber-
nahmeersuchens ist jeder Vereinbarungspartner berechtigt. In diesen Fallen werden alle verfiigba-
ren Einsatzkréfte und -mittel des Bundes und der Kustenlander dem Leiter des Havariekommandos
im Wege der Auftragstaktik unterstellt. Damit sollen sowohl eine Parallelzustandigkeit, Parallelvor-
haltung von Ressourcen als auch die Moglichkeit negativer Kompetenzkonflikte ausgeschlossen
werden. Mit der Einrichtung des Havariekommandos am 1. Januar 2003 haben Bund und Kusten-
lander in einem parteilbergreifendem Konsens eine gemeinsame Einrichtung geschaffen, die zwei
fur ein effektives Notfallmanagement zentral wichtige Anforderungen erfilllt: Das Notfallmanage-
ment bei schweren Schiffshavarien (,komplexe Schadenslage“) erfolgt aus einer Hand, und es gibt
kein Zusténdigkeitsgewirr und auch keine negativen Kompetenzkonflikte.

Seit Ende Marz 2016 heif3t es, dass das Havariekommando umgebaut werden solle und einige Be-
rufsfeuerwehren entlang der Kiste ihre Kompetenzen im Bereich der Schiffsbrandbekampfung ver-
lieren kénnten. Laut Berichterstattung entspann sich bei der Berufsfeuerwehr in Cuxhaven ,eine
aufgeregte Diskussion, ob die stadtische Berufsfeuerwehr weiter fir die Schiffsbrandbekdmpfung
zustandig sein soll* (Ostfriesen Zeitung, 30. Marz 2016). In der Emder Zeitung (30. Marz 2016) hiel3
es: ,Emden wird ausgemustert* und ,Kompetenzverluste. Und in der Nordsee-Zeitung (30. Marz
2016) war zu lesen, dass der Bund eine Reduzierung des Gesamtaufwandes forderte. Es soll Post
hierzu aus dem Innenministerium geben.

Vorbemerkung der Landesregierung

In der Nord- und Ostsee sind sowohl der Bund als auch die Kustenlander bei Unféllen auf See auf-
grund von Rechtsvorschriften sowie internationalen und nationalen Vereinbarungen zu Vorsorge-
und AbwehrmalRnahmen verpflichtet. Die maritime Notfallvorsorge auf hoher See auRerhalb der
12-Meilen-Zone ist eine Bundesaufgabe, die der Bund per Vereinbarung auf die Lander tibertragen
hat. Innerhalb der 12-Meilen-Zone ist das Land Niedersachsen fir den wasserseitigen Brandschutz
zustéandig; auf den Seewasserstraf3en innerhalb der 12-Meilen-Zone der Bund flr den verkehrsbe-
zogenen Brandschutz, der per Vereinbarung ebenfalls durch das Land Niedersachsen fiir den Bund
wahrgenommen wird.

In Niedersachsen werden die Bundesaufgaben zusammen mit den Landesaufgaben des wasser-
seitigen Brandschutzes an der Kiste und in den sechs Landeshéfen Emden, Wilhelmshaven, Bra-
ke, Nordenham, Cuxhaven und Stade wahrgenommen. Die praktische Durchfiihrung liegt bei den
kommunalen Feuerwehren, die diese Aufgabe durch Vereinbarung zwischen dem Land Nieder-
sachsen und den Kommunen ibernommen haben.

Finanziert werden der Verkehrshezogene Brandschutz und die maritime Notfallvorsorge zurzeit je
zur Halfte vom Bund und vom Land Niedersachsen, die landeseigenen Aufgaben werden allein
vom Land finanziert. In Brake, Nordenham und Stade betrifft das vor allem Ausristungs-, Ausbil-
dungs- und Einsatzkosten. In Emden, Wilhelmshaven und Cuxhaven werden dariiber hinaus insge-
samt gut 30 Dienstposten der Berufsfeuerwehr bzw. hauptamtlichen Wachbereitschaft finanziert.

Das Konzept zu den bestehenden Kapazitaten der maritimen Notfallvorsorge an Nord- und Ostsee
als Aufgabe von Bund und Landern ist in Teilen Gber zwanzig Jahre alt. Insbesondere der Bund
drangt auf eine Uberarbeitung, die aufgrund der gemachten Erfahrungen den Ressourceneinsatz
effektiver, schneller, schlagkraftiger und auch effizienter gestalten soll. Seit 2013 befasst sich damit
eine gemeinsame Arbeitsgruppe von Bund und Landern. Deren Beratungen haben ergeben, dass
der Mindestaufwand fir eine effektive Brandbekdmpfung und Verletztenversorgung auf hoher See
in Nord- und Ostsee insgesamt geringer ausfallen kann als bislang praktiziert. Auch deshalb sollen
die bendétigten Einheiten kinftig ortlich konzentriert und durch Luftverlegung schneller und flexibler
eingesetzt werden kdénnen. Zugleich sollen die Durchhalteféhigkeit durch Selbstablésung und die
Wirtschaftlichkeit erhdht werden. Das heif3t, dass Brandbek&mpfungseinheiten mit den erforderli-
chen Fahigkeiten im Einsatz moéglichst von einem Standort aus nachbesetzt werden und somit lan-
ger verfugbar sein kdnnen. Damit einhergehend wird eine haufigere Einsatzfrequenz und eine I1an-
gere Einsatzdauer erwartet. Hierbei sind die vorhandenen Kapazitaten der Standortfeuerwehren
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ebenso wie die raumlichen Bezlige, also etwa der Verlauf von Schifffahrtsrouten und die besondere
Situation auf der Elbe als meist befahrenste Schifffahrtsstral3e, im Gesamtkonzept zu berlcksichti-
gen.

1. Welche Feuerwehren verlieren ihre Kompetenzen in den Bereichen Schiffsbrandbe-
kampfung, technische Hilfeleistungen und Verletztenversorgung auf See?

Der genaue Umfang und die kiinftigen inhaltlichen Schwerpunktsetzungen an den Standorten Em-
den, Wilhelmshaven und Cuxhaven befinden sich derzeit noch in der Prufung. Sowohl landesseitig
als auch mit dem Bund sind hierzu keine abschlieBenden Festlegungen getroffen, sondern zu-
nachst konzeptionelle Uberlegungen angestellt worden. Diese sollen im weiteren Verlauf mit den
Standortkommunen und ihren Feuerwehren erértert werden. Eine Vereinbarung mit dem Bund ber
das genaue Konzept und seine Umsetzung steht somit noch aus. Die Feuerwehren Nordenham,
Brake und Stade sind von einer Kompetenzveranderung nicht betroffen.

2. Wie sollen kinftig diese wichtigen Aufgaben in den niedersichsischen Seehafen, See-
wasserstrallen, im Bereich der Hoheitsgewédsser und der AWZ wahrgenommen wer-
den?

Ein Umbau des Havariekommandos, wie in den Vorbemerkungen der Fragesteller genannt, ist
nicht geplant, da sich die Biindelung der Kompetenzen in der gemeinsamen Einrichtung des Bun-
des und Léander fur die Maritime Notfallvorsorge aus Sicht der Landesregierung bewéhrt hat. Die
bisher beteiligten kommunalen niederséchsischen Feuerwehren werden auch zukiinftig die Aufga-
ben des wasserseitigen Brandschutzes und der Verletztenversorgung auf See wahrnehmen. Bei
einer komplexen Schadenslage werden die Aufgaben auch zukiinftig unter Filhrung des Havarie-
kommandos wahrgenommen.

3.  Welche Auswirkungen sind fur die Hafenstaddte Emden und Cuxhaven und fur die Be-
rufsfeuerwehren in Emden und Cuxhaven zu befiirchten?

Die Auswirkungen auf die Hafenstadte Cuxhaven, Emden und Wilhelmshaven und die stadtischen
Feuerwehren sind aufgrund der laufenden Abstimmungen noch nicht quantifizierbar. Unabhéngig
davon wird das Land Niedersachsen daran festhalten, seine Beteiligung daran weiterhin in Verbin-
dung mit der Landesaufgabe des wasserseitigen Brandschutzes in Hafen und an der Kiste unter
Beteiligung der Feuerwehren Cuxhaven, Emden und Wilhelmshaven sicherzustellen.

Drei Hubschrauber fir das Havariekommando und Kompetenzverluste bei den Feuerweh-
ren? (Teil 2)

Abgeordnete Hillgriet Eilers, Gabriela Konig, Jan-Christoph Oetjen und J6rg Bode (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Aufgabe des Havariekommandos in Cuxhaven ist die Bundelung der Verantwortung fir die
Planung, Vorbereitung, Ubung und Durchfihrung von MaRRnahmen zur Menschenrettung, zur
Schadstoffunfallbekampfung, zur Brandbekampfung, zur Hilfeleistung und zur gefahrenabwehrbe-
zogenen Bergung bei komplexen Schadenslagen auf See sowie zur strukturierten Offentlichkeits-
arbeit. Bei komplexen Schadenslagen wird durch das Havariekommando eine einheitliche Einsatz-
leitung sichergestellt. Einsatzleitende Zustandigkeiten hat das Havariekommando nur im Falle
komplexer Schadenslagen bzw. dann, wenn der Leiter des Havariekommandos aufgrund einer un-
mittelbar bevorstehenden komplexen Schadenslage von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch
macht oder wenn er um die Ubernahme der Einsatzleitung ersucht wird; zur Stellung eines Uber-
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nahmeersuchens ist jeder Vereinbarungspartner berechtigt. In diesen Fallen werden alle verfiigba-
ren Einsatzkréfte und -mittel des Bundes und der Kiistenlander dem Leiter des Havariekommandos
im Wege der Auftragstaktik unterstellt. Damit sollen sowohl eine Parallelzustandigkeit, Parallelvor-
haltung von Ressourcen als auch die Mdglichkeit negativer Kompetenzkonflikte ausgeschlossen
werden. Mit der Einrichtung des Havariekommandos am 1. Januar 2003 haben Bund und Kisten-
lander in einem parteilibergreifendem Konsens eine gemeinsame Einrichtung geschaffen, die zwei
fur ein effektives Notfallmanagement zentral wichtige Anforderungen erfiillt: Das Notfallmanage-
ment bei schweren Schiffshavarien (,komplexe Schadenslage”) erfolgt aus einer Hand, und es gibt
kein Zusténdigkeitsgewirr und auch keine negativen Kompetenzkonflikte.

Seit Ende Méarz 2016 heiRt es unter der Uberschrift ,Das ist kein Sparkonzept* (Nordsee-Zeitung,
30. Marz 2016), dass das Havariekommando umgebaut werden solle und einige Berufsfeuerweh-
ren entlang der Kiste ihre Kompetenzen im Bereich der Schiffsbrandbekampfung verlieren kénn-
ten. Laut Berichterstattung entspann sich bei der Berufsfeuerwehr in Cuxhaven ,eine aufgeregte
Diskussion, ob die stadtische Berufsfeuerwehr weiter fir die Schiffsbrandbekampfung zusténdig
sein soll* (Ostfriesen Zeitung, 30. Marz 2016). In der Emder Zeitung (30. Méarz 2016) hiel3 es: ,Em-
den wird ausgemustert“ und ,Kompetenzverluste“. Und in der Nordsee-Zeitung (30. Mé&rz 2016) war
zu lesen, dass der Bund eine Reduzierung des Gesamtaufwandes forderte. Es soll Post hierzu aus
dem Innenministerium geben.

Vorbemerkung der Landesregierung

In der Nord- und Ostsee sind sowohl der Bund als auch die Kistenlander bei Unféllen auf See auf-
grund von Rechtsvorschriften sowie internationalen und nationalen Vereinbarungen zu Vorsorge-
und AbwehrmalRnahmen verpflichtet. Die maritime Notfallvorsorge auf hoher See auRerhalb der
12-Meilen-Zone ist eine Bundesaufgabe, die der Bund per Vereinbarung auf die Lander tibertragen
hat. Innerhalb der 12-Meilen-Zone ist das Land Niedersachsen fiir den wasserseitigen Brandschutz
zustandig; auf den Seewasserstraf3en innerhalb der 12-Meilen-Zone der Bund flr den verkehrsbe-
zogenen Brandschutz, der per Vereinbarung ebenfalls durch das Land Niedersachsen fiir den Bund
wahrgenommen wird.

In Niedersachsen werden die Bundesaufgaben zusammen mit den Landesaufgaben des wasser-
seitigen Brandschutzes an der Kiste und in den sechs Landeshafen Emden, Wilhelmshaven, Bra-
ke, Nordenham, Cuxhaven und Stade wahrgenommen. Die praktische Durchfiihrung liegt bei den
kommunalen Feuerwehren, die diese Aufgabe durch Vereinbarung zwischen dem Land Nieder-
sachsen und den Kommunen tbernommen haben.

Finanziert werden der verkehrsbezogene Brandschutz und die maritime Notfallvorsorge zurzeit je
zur Halfte vom Bund und vom Land Niedersachsen, die landeseigenen Aufgaben werden allein
vom Land finanziert. In Brake, Nordenham und Stade betrifft das vor allem Ausriistungs-, Ausbil-
dungs- und Einsatzkosten. In Emden, Wilhelmshaven und Cuxhaven werden dariiber hinaus insge-
samt gut 30 Dienstposten der Berufsfeuerwehr bzw. hauptamtlichen Wachbereitschaft finanziert.

Das Konzept zu den bestehenden Kapazitaten der maritimen Notfallvorsorge an Nord- und Ostsee
als Aufgabe von Bund und Landern ist in Teilen Giber zwanzig Jahre alt. Insbesondere der Bund
drangt auf eine Uberarbeitung, die aufgrund der gemachten Erfahrungen den Ressourceneinsatz
effektiver, schneller, schlagkraftiger und auch effizienter gestalten soll. Seit 2013 befasst sich damit
eine gemeinsame Arbeitsgruppe von Bund und Landern. Deren Beratungen haben ergeben, dass
der Mindestaufwand fur eine effektive Brandbekdmpfung und Verletztenversorgung auf hoher See
in Nord- und Ostsee insgesamt geringer ausfallen kann als bislang praktiziert. Auch deshalb sollen
die benétigten Einheiten kinftig drtlich konzentriert und durch Luftverlegung schneller und flexibler
eingesetzt werden kdénnen. Zugleich sollen die Durchhalteféhigkeit durch Selbstablésung und die
Wirtschaftlichkeit erhdht werden. Das heil3t, dass Brandbekdmpfungseinheiten mit den erforderli-
chen Fahigkeiten im Einsatz méglichst von einem Standort aus nachbesetzt werden und somit lan-
ger verfugbar sein kénnen. Damit einhergehend werden eine héufigere Einsatzfrequenz und eine
langere Einsatzdauer erwartet. Hierbei sind die vorhandenen Kapazitéaten der Standortfeuerwehren
ebenso wie die raumlichen Bezlige, also etwa der Verlauf von Schifffahrtsrouten und die besondere
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Situation auf der Elbe als meist befahrene SchifffahrtsstraBe, im Gesamtkonzept zu bertcksichti-
gen.

In der 26. Sitzung des Kuratoriums maritime Notfallvorsorge haben der Bund und die Kistenléander
die Aufnahme der komplexen Rettungssituation in die Aufgaben des Havariekommandos beschlos-
sen. Eine komplexe Rettungssituation liegt vor, wenn eine technisch anspruchsvolle und zeitkriti-
sche spezielle Rettung mit individualmedizinischer Notfallversorgung eines oder mehrerer Betroffe-
ner notwendig ist oder die Beseitigung dieser Gefahrenlage eine einheitliche Fiihrung mehrerer
Aufgabentrager erfordert und die pflichtige unternehmerische Vorhaltung zur zielgerichteten Gefah-
renabwehr nicht greift. Es besteht Einigkeit dartiber, dass die Tatigkeit des Havariekommandos bei
komplexen Rettungssituationen (wie z. B. der Hohenrettung einer Person von einem Container-
schiff oder einer Offshorewindenergieanlage) subsidiar gegeniiber der unternehmerischen Gefah-
renabwehr ist. Der Beschluss geht davon aus, dass es sich bei komplexen Rettungssituationen um
sehr wenige Einzelfélle handelt, die einer komplexen Schadenslage gleichen und somit das Selbst-
eintrittsrecht des Havariekommandos rechtfertigen.

1. Wie wird sich der beabsichtigte Umbau des Havariekommandos mit der geplanten An-
schaffung von drei Hubschraubern auf die etablierte Luftrettung im Bereich der Offsho-
re-Windindustrie auswirken?

Hinsichtlich der Offshorewindindustrie ist nach der geographischen Lage der Offshorewindparks zu
differenzieren. Nur der Nordsee-Windpark ,Riffgatt* liegt innerhalb der zum Hoheitsgebiet zéhlen-
den 12-Seemeilen-Zone. Fur die Luftrettung an der Kiiste bzw. den Verletztentransport im Hoheits-
gebiet ist neben der Sicherstellung der rettungsdienstlichen Versorgung durch die Deutsche Ge-
sellschaft zur Rettung Schiffbriichiger der Rettungshubschrauber Christoph 26 in Sanderbusch sta-
tioniert. Bei der Maschine handelt es sich um den leistungskraftigen Typ EC H145, der Uber eine
Winde verfiigt.

Dartiber hinaus haben sich betriebliche Luftrettungsdienste fiir den Betrieb von Offshorewindparks
etabliert. So haben mehrere Windparkbetreibergesellschaften ein einheitliches Rettungskonzept fiir
vier Nordsee-Windparks entwickelt. Im Rahmen einer europaweiten Ausschreibung hat die Firma
Northern HeliCopter (NHC) den Auftrag erhalten und versorgt seit Mai 2015 mit einem in St. Peter
Ording stationierten Hubschrauber zum einen den in der 12-Seemeilen-Zone liegenden Offshore-
windpark ,Riffgatt" und zum anderen die drei in der AusschlieRlichen Wirtschaftszone (AWZ,
200-Seemeilen-Zone) liegenden Windparks ,alpha ventus®, ,Trianel Windpark Borkum“ und ,Global
Tech I“. Sowohl bei dem Einsatz von Christoph 26 als auch bei dem Einsatz des Offshorehelikop-
ters von NHC handelt es sich um rettungsdienstliche Versorgung, nicht um Havarielagen bzw. die
Bereitstellung von Transportkapazitaten fir komplexe Schadenslagen. Daher ist eine negative
Auswirkung auf die etablierte bzw. privatwirtschaftlich organisierte Luftrettung nicht erkennbar.

2. Konnen bereits heute mit den vorhandenen Mitteln und Fahrzeugen Spezialisten zur
Brandbekdmpfung auf See gebracht werden, und welcher Hubschraubertyp soll dies ab
2017 besser bewerkstelligen?

Der Transport von Brandbekampfungseinheiten erfolgte bisher mit im Einsatzfall von Bundespoli-
zei, Bundeswehr, Firma Wiking Helikopter Service GmbH ad hoc bereitgestellten Hubschraubern.
Die in der Vorbemerkung beschriebene Neuausrichtung der Einsatzeinheiten beruht ganz wesent-
lich auf einer starkeren Luftverlastung. Sie wird dazu beitragen, die Krafte schneller und effektiver
einsetzen zu kdnnen, erfordert aber zugleich eine weitere Absicherung dieser Fahigkeiten. Deshalb
werden im Bedarfsfall auch kinftig vorhandene Kapazitaten genutzt (etwa der Hubschrauber Super
Puma der Bundespolizei oder auch private Anbieter). Erganzend dazu sollen zusatzlich beschaffte
Hubschrauber in jedem Fall und jederzeit den Zugriff auf bendtigte Kapazitaten sicherstellen. Sie
sind insofern als Verstarkung und nicht als Ersatz bestehender Moglichkeiten geplant. Geplant ist,
auch weiterhin die bei der Bundespolizei eingesetzten Hubschrauber vom Typ Super Puma einzu-
setzen.
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3.  Welche Institutionen (z. B. Behérden der Lander und des Bundes oder die deutsche
Marine), Vereine (z. B. der ADAC) und Firmen kdnnen bereits jetzt und in welcher An-
zahl Hubschrauberfahigkeiten und -kapazitdten bereitstellen, wie sie ab 2017 bei der
Fliegerstaffel der Bundespolizei bereitstehen sollen?

Der vom ADAC betriebene Rettungshubschrauber Christoph 26 sowie der von NHC betriebene
Offshorehelikopter sind beide ausschlie3lich in Angelegenheiten der notfallmedizinischen Versor-
gung und des Transports von Erkrankten und Verletzten in der Luft tatig und dafiir ausgerustet.
Uber weitere Hubschrauberfahigkeiten und -kapazitaten liegen hier keine Erkenntnisse vor.

Wird im Landwirtschaftsministerium Personalpolitik nach Parteibuch gemacht?

Abgeordnete Christian Dirr, Hermann Grupe, Christian Grascha, Dr. Stefan Birkner, Jan-Christoph
Oetjen und Horst Kortlang (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Ernahrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Am 16. Marz 2016 berichtete die Hannoversche Allgemeine Zeitung Uber ,massive Kritik", der
Landwirtschaftsminister Meyer aus dem eigenen Hause ausgesetzt sei. Der Personalrat habe ge-
sammelt 31 anonymisierte Mitarbeiterstellungnahmen an alle Beschéftigten des Hauses verschickt.
Darin wiirden vor allem die Personalpolitik, der Umgang mit Mitarbeitern und der Kommunikations-
stil von Minister Meyer und der Ministeriumsspitze kritisiert. In einer Stellungnahme heiRe es: ,Stel-
lenbesetzungen erfolgen nach Gutsherrenart. Offensichtlich sind fachlich versierte und loyale Mit-
arbeiter des Hauses nicht mehr gewollt. Zum Verhalten des Ministers gegeniiber seinen Mitarbei-
tern sei Folgendes geaul3ert worden: ,Es beginnt schon bei den Manieren. Herr Minister kdnnte bei
Begegnungen im Haus seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter griiBen und nicht komplett ignorie-
ren.” Fir weitere Irritationen sorge das Anmeldeverfahren fur eine Personalversammlung am 7. Ap-
ril, fr die Staatssekretar Schérshusen um namentliche Anmeldung bitte.

Am 5. April 2016 hiel3 es in der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung: ,Doch im Hintergrund schwelt
schon der nachste Krach: Offenbar um zu verhindern, dass sich eine SPD-Frau aus dem Ministeri-
um auf eine Referatsleiterstelle einklagen kann, will das Ministerium die Stelle kurzerhand abschaf-
fen.“ Bei dem entsprechenden Posten gehe es um die Referatsleitung fir wirtschaftlichen Verbrau-
cherschutz, die seit Langerem nicht besetzt sei. Zunéchst sei ein Ausschreibungsverfahren fiir die-
se Stelle erfolglos geblieben, und anschlieRend sei diese mit einer den Griinen nahestehenden
Person besetzt worden. Die im Auswahlverfahren unterlegene Mitarbeiterin aus dem Ministerium
habe gegen die Personalentscheidung Klage eingereicht, der der zustédndige Richter des Arbeitsge-
richts Hannover gute Chancen auf Erfolg eingeraumt habe. Nun erwage Minister Meyer, die unbe-
setzte Stelle im Zuge von Umstrukturierungen innerhalb des Ministeriums wegfallen zu lassen. Es
werde vermutet, Minister Meyer traue der Ministeriumsmitarbeiterin nicht, da diese lange in der
SPD-Landtagsfraktion gearbeitet habe.

1. Warum sollten sich die Mitarbeiter des Landwirtschaftsministeriums fir die Personal-
versammlung am 7. April, auf der die in den Stellungnahmen geéduferte Kritik an der
Ministeriumsspitze besprochen werden sollte, namentlich anmelden?

Bei dem Termin am 07.04.2016 handelte es sich um keine Personalversammlung im Sinne des
NPersVG, sondern um eine Besprechung des Staatssekretérs mit den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des Ministeriums fir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Die Rickmeldung
der E-Mail-Einladung war gewiinscht, um sicherzustellen, dass die zur Verfugung stehende Raum-
gréRe ausreicht. Auch ohne ,Anmeldung“ konnte selbstverstandlich an der Besprechung teilge-
nommen werden.
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2. Aus welchen Grinden soll die Referatsleiterstelle fiir wirtschaftlichen Verbraucher-
schutz im Landwirtschaftsministerium, um deren Neubesetzung sich das Ministerium
zunéchst bemuht hatte, nun wegfallen?

Es ist nicht geplant, die Referatsleitungsstelle fur den wirtschaftlichen Verbraucherschutz ,wegfal-
len* zu lassen.

3. Ist nach Auffassung der Landesregierung fur Landwirtschaftsminister Meyer eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit mit Mitarbeitern innerhalb seines Ministeriums nur még-
lich, wenn diese ein griines Parteibuch haben oder den Griinen nahestehen?

Nein.

Paradigmenwechsel bei Rot-Griin in Sachen GroRschlachthéfe oder weshalb will die Lan-
desregierung 1 200 Arbeitsplatze der , Fleischindustrie* (Christian Meyer, 5. Dezember 2012)
in Lohne retten?

Abgeordnete Jorg Bode, Gabriela Kdnig, Hermann Grupe, Christian Grascha, Christian Durr, Horst
Kortlang und Jan-Christoph Oetjen (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

.Landesregierung will die Jobs bei Wiesenhof retten” titelte die HAZ (31. Marz 2016) drei Tage
nach dem GroR3brand in Lohne. Bis vor Ostern wurden in der Grof3schlachterei téglich 370 000
Hahnchen geschlachtet, und der Betreiber hatte eine Kapazitatsausweitung auf taglich 430 000
Hahnchen beantragt.

Zu Oppositionszeiten von SPD und Bundnis 90/Die Grinen stand der Erhalt oder die Schaffung
von Arbeitsplatzen in GroRschlachthéfen weniger hoch im Kurs. Tendenziell haben die heutigen
Minister Meyer und Wenzel die Branche eher in einem schlechten Licht dargestellt. Beispielhaft ist
hier die Aktuelle Stunde vom 5. Dezember 2012 ,Niedriglohne und Inkaufnahme von Tierqual fur
Billigfleisch - geboren um zu schlachten?* (Drucksache 16/5483) zu nennen. Minister Meyer riickte
seinerzeit die Schlachtbetriebe in die Nahe der ,italienischen Mafia“ (Protokoll Seite 19717). Zu
Oppositionszeiten waren es die ,Fleischindustrie* (Protokoll Seite 19717) und die vermeintliche
~einseitige Ausrichtung” auf die sogenannte ,Massentierhaltung” (Protokoll Seite 19718), die Tau-
sende von Arbeitsplatzen gefahrdeten. ,Lohndriickerei, Billigfleischproduktion und massive Arbeits-
platzverluste - das ist die Schattenseite der industriellen Fleischproduktion* (Christian Meyer,
5. Dezember 2012, Seite 19718). ,Die Fleischindustrie profitiert von einem weit verzweigten Netz-
werk der Ausbeutung von Mensch und Tier. Niedersachsen ist in ihrer Regierungszeit (gemeint ist
die CDU/FDP-gefiihrte Landesregierung zwischen 2003 und 2013, Anmerkung der Fragesteller)
zum Niedriglohnschlachthof Europas geworden“ (Christian Meyer, 5. Dezember 2012, Seite
19717).

Der heutige Minister Wenzel sprach in einer Pressemitteilung (24. September 2012, Nr. 351) den
Grof3schlachthéfen die Schaffung von gut bezahlten Dauerarbeitsplatzen ab und fihrte dann aus,
dass ,jeder wei3, dass in dieser Branche prekére Arbeitsverhaltnisse und schlechte Bezahlung an
der Tagesordnung sind“.

Auch der heutige Wirtschaftsminister Lies &uRBerte sich seinerzeit mit Fragen zum méglichen Lob-
byismus der Fleischindustrie und Einflussnahme auf die seinerzeitige Landesregierung (Protokoll
vom 5. Dezember 2012, Seite 19723).

In einer Pressemitteilung (1. September 2011, Nr. 289) von Bundnis 90/Die Grinen ,Grine: Politi-
sche Verbindungen von Gefligelkonzern Wiesenhof zu CDU offenlegen” spekulierte der heutige
Landwirtschaftsminister Meyer von finanziellen Abhangigkeiten und Interessenskonflikten zwischen
der CDU und den ,Machenschaften der Agrarindustriellen®.
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Vorbemerkung der Landesregierung

In der Schlacht- und Zerlegebranche bestand um den Jahreswechsel 2012/2013 in Bezug auf die
untragbaren Arbeitsbedingungen und Léhne in der Tat erheblicher Handlungsbedarf. Dies offenbar-
te nicht zuletzt die Berichterstattung in den Medien.

Die Landesregierung sah und sieht sich dem im Koalitionsvertrag zwischen SPD und Biind-
nis 90/Die Griinen vereinbarten Leithild guter und fair bezahlter Arbeit ebenso verpflichtet wie dem
Grundsatz ,Gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit“. Sie verfolgte deshalb von Anfang an das Ziel, preka-
rer Beschaftigung in all ihren Erscheinungsformen entgegenzutreten. Dabei galt und gilt unsere
Sorge nicht nur den betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, sondern auch dem guten Ruf
des Wirtschaftsstandortes Niedersachsen, der ernsthaften Schaden zu nehmen drohte.

Basierend auf einer starken landwirtschaftlichen Urproduktion hat sich in Niedersachsen im Laufe
der letzten Jahrzehnte eine leistungsfahige Ernahrungswirtschaft entwickelt. Sie ist Niedersachsens
zweitgréRter Wirtschaftszweig nach der Automobilindustrie. Innerhalb der Erndhrungswirtschaft er-
zielen allein die Fleischwaren herstellenden Betriebe mit mehr als 20 Beschéftigen ca. 10 Milliarden
Euro Umsatz. GrofRe Schlachthéfe sind ein wesentlicher Bestandteil in dieser Produktionskette.

Im Ubrigen weist die Landesregierung darauf hin, dass das o. g. genannte Zitat (s. Vorbemerkung
der Abgeordneten) aus der Pressemitteilung vom 24. September 2012, Nr. 351 nicht vom heutigen
Minister Wenzel, sondern vom heutigen Minister Meyer stammt.

1. In welcher Form haben sich die Bedingungen in den niedersachsischen Grof3schlacht-
hofen seit Dezember 2012 derart geéndert, dass die rot-grine Landesregierung heute
fur den Erhalt dieser Arbeitsplatze kampft?

Im Bereich der Schlacht- und Zerlegebranche sind seit 2013 nicht zuletzt wegen der Initiative der
Landesregierung Anderungen eingetreten.

Die Landesregierung fihrt seit Frihjahr 2013 kontinuierlich Gesprache mit niedersachsischen
Schlacht- und Zerlegebetrieben sowie dem Verband der Erndhrungswirtschaft e. V. Niedersach-
sen/Bremen/Sachsen-Anhalt und der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststétten, um gemeinsam
nach Moglichkeiten zu suchen, die zum Teil unzumutbare Arbeits- und Wohnbedingungen zu ver-
bessern. Auch soll der Umfang der Beschéaftigung von Fremdpersonal auf der Grundlage von
Werkvertragen zurlickgedrangt und der Anteil der Stammbeschaftigten in den Betrieben erhoht
werden.

Bei der Bekdmpfung des Missbrauchs von Werkvertrdgen sind erste Erfolge erzielt worden. Zu
nennen ist hier vor allem der Abschluss eines Tarifvertrages fur die Fleischwirtschaft, der mittler-
weile fur alle in dieser Branche in Deutschland beschéftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer
gilt und einen verbindlichen Mindestlohn von aktuell 8,75 Euro/Stunde vorsieht. Aber auch bei der
Unterbringung von Beschéftigten durch die Einfiihrung der Geltung arbeitsstattenrechtlicher Min-
deststandards fiir Unterkiinfte sowie die Erhdhung der Kontrolldichte in diesem Bereich konnten
Verbesserungen festgestellt werden.

Im Juli 2014 hat die Fleischwirtschaft einen Verhaltenskodex erarbeitet, der sich vorrangig an Un-
ternehmen der Fleischwirtschaft, die mit Werkvertragsunternehmen arbeiten, richtet. Mit der Unter-
zeichnung des Kodex verpflichten sich die Unternehmen zur Einhaltung von sozialen Standards,
insbesondere im Bereich der Unterbringung Beschéftigter aus anderen Mitgliedstaaten. Mit diesem
Kodex werden auch die Werkvertragspartner in die Pflicht genommen, unabhéangig davon, in wel-
chem Land diese Unternehmen anséassig sind. Das durch den GroR3brand in Lohne besonders be-
troffene Wiesenhofunternehmen ist die Oldenburger Gefligelspezialitaten GmbH & Co. KG, die
sich zur Einhaltung dieses Verhaltenskodexes verpflichtet hat.

Im Rahmen eines Termins bei Bundeswirtschaftsminister Gabriel im September 2015 haben sich
wichtige Unternehmen der Fleischwirtschaft - darunter die Lohmann & Co. AG/PHW-Gruppe (Wie-
senhof) - mit einer Selbstverpflichtung u. a. dem Ziel verschrieben, im Rahmen ihrer jeweiligen wirt-
schaftlichen Verhéltnisse konsequent den Anteil ihrer Stammbelegschaft zu erhéhen und weiter
auszubauen. Daruber hinaus ist es das Ziel, die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der
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Fleischwirtschaft, die deutschem Sozialversicherungsrecht unterliegen, zu sichern und auszubau-
en.

Auch haben einige Betriebe bereits die Nutzung von Werkvertradgen verringert sowie die Beschéafti-
gung von Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern zurtickgefahren. Die Landesregierung
strebt ein Verhaltnis von 80 % Stammbelegschaft zu 20 % Fremdbeschéaftigten an.

2. Vor dem Hintergrund, dass die Arbeitsbedingungen in den niedersachsischen Grof3-
schlachthéfen durch Rot-Grun tendenziell als schlecht eingeschétzt werden und angeb-
lich jeder weil3, dass dort prekare Arbeitsverhéltnisse und schlechte Bezahlung an der
Tagesordnung sind: Welche Regierungsmitglieder haben sich fiir den Erhalt der 1 200
Arbeitsplatze in der Gro3schlachterei in Lohne ausgesprochen und welche gegen den
Erhalt?

Der Anteil der Stammbeschéftigung wurde bei der Oldenburger Gefligelspezialititen GmbH & Co.
KG in den letzten Jahren kontinuierlich erhdht und muss nach der derzeit giiltigen Betriebsverein-
barung zum Einsatz von Fremdarbeitsfirmen in diesem Betrieb mindestens 60 % betragen. Dies
zeigt, dass es im Wege sozialpartnerschaftlicher gemeinsamer Fortentwicklung der Beschéfti-
gungsstruktur méglich ist, sich dem von der Landesregierung formulierten Ziel anzunahern.

Die Landesregierung hat sich daher fur den Erhalt der Arbeitsplatze und gegen Entlassungen bei
Wiesenhof in Lohne ausgesprochen.

3. Vor dem Hintergrund der Aussage von Christian Meyer ,Lohndruckerei, Billigfleisch-
produktion und massive Arbeitsplatzverluste - das ist die Schattenseite der industriel-
len Fleischproduktion“ und , Landesregierung will die Jobs bei Wiesenhof retten“: Tref-
fen die Feststellungen von Christian Meyer auch auf die Gefligelschlachterei Wiesen-
hof in Lohne zu, und wie steht die Landesregierung zu solchen fachlichen Einschat-
zungen?

Die Aussagen von Herrn Minister Meyer wurden vor dem Hintergrund der Situation Ende 2012 ge-
macht. Wie bereits in der Vorbemerkung ausgefiihrt, gab es damals erhebliche Missstande. Dies
hat die Landesregierung bald nach Amtsantritt zum Anlass genommen, Gesprache mit der
Schlacht- und Zerlegebranche zu fiihren, um diese Missstande zu beseitigen.

Allgemein haben sich die Umsténde in der gesamten Schlacht- und Zerlegebranche seit 2013 ver-
andert. Die Landesregierung setzt sich gemafl Koalitionsvertrag weiterhin fir faire Arbeitsbedin-
gungen und gute Arbeitsplatze auch in der Fleischproduktion ein.

50. Aus welchen Griinden kann eine Professur im Beamten- oder Angestelltenverhdltnis ausge-
Ubt werden, eine Vertretungsprofessur aber nur in einem , 6ffentlich-rechtlichen Dienstver-
haltnis eigener Art“?

Abgeordnete Almuth von Below-Neufeldt, Gabriela Konig (FDP) und Burkhard Jasper (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wissenschaft und Kultur namens der Lan-
desregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

GemaR 8§ 21 Abs. 1 Satz 2 des Niederséchsischen Hochschulgesetzes (NHG) kdnnen Professoren
nicht nur in einem Beamtenverhaltnis beschéaftigt werden, sondern alternativ auch in einem Ange-
stelltenverhaltnis. Fur die Auslibung einer Vertretungsprofessur hingegen ist gemafl 8 26 Abs. 7
NHG und laut Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Burkhard
Jasper ,Erschwert das NHG die Gewinnung von qualifiziertem Personal bei Vertretungsprofessu-
ren?“ jedoch nur eine Beschaftigung in einem offentlich-rechtlichen Dienstverhdltnis eigener Art
mdglich. Dies habe sich, so die Landesregierung in ihrer Antwort, ,bewahrt".
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Vorbemerkung der Landesregierung

Professorinnen und Professoren werden nach § 21 Abs. 1 Satz 2 NHG im Beamten- oder Ange-
stelltenverhaltnis (Arbeitsverhéltnis) beschéftigt. Diese Regelung beriicksichtigt, dass manche Be-
werberinnen und Bewerber, die nach dem ausschliel3lich nach wissenschaftlichen Grundséatzen
durchgefiihrten Berufungsverfahren den Ruf auf eine Professur erhalten haben, die gesetzlichen
Voraussetzungen fur eine Berufung in ein Beamtenverhaltnis nicht erfiillen. Beispielhaft zu nennen
sind die Voraussetzungen des unmittelbar geltenden § 7 des Beamtenstatusgesetzes (z. B. Staats-
angehdrigkeit), 8§ 9 Abs. 2 NBG (z. B. gesundheitliche Eignung) sowie § 27 Abs. 2 NHG (Alters-
grenze). Die besonderen Eignungsvoraussetzungen fir ein Beamtenverhaltnis korrespondieren mit
dem Charakter des Beamtenverhéltnisses als 6ffentlich-rechtliches Dienst- und Treueverhéltnis und
dem damit untrennbar verbundenen Rechtsanspruch auf lebenslange angemessene Alimentation.
In der Praxis ist die Ernennung von Professorinnen und Professoren zu Beamtinnen und Beamten
auf Lebenszeit die Regel. Im Arbeitsverhaltnis werden diese beschéftigt, wenn eine Ernennung zur
Beamtin oder zum Beamten aus Rechtsgriinden ausscheidet oder wenn z. B. eine unbefristete
Teilzeitbeschéftigung angestrebt wird, die ebenfalls aus Rechtsgriinden im Beamtenverhéaltnis nicht
zu realisieren ist. Die Tatigkeit von Professorinnen und Professoren wird als hoheitlich bewertet.

1. Aus welchen Griinden kann eine Professur im Beamten- oder Angestelltenverhdltnis
ausgelibt werden, eine Vertretungsprofessur aber nur in einem , 6ffentlich-rechtlichen
Dienstverhaltnis eigener Art", wie das NHG ausfihrt?

Auftrage zur Verwaltung von Professorenstellen werden - anders als in der Regel auf Lebenszeit
angelegte Professuren - stets nur fur befristete ZeitrAume erteilt. Da die Aufgaben der betreffenden
Professur umfassend wahrzunehmen sind und diese als hoheitlich zu qualifizieren sind, ist die
Wahl eines 6ffentlich-rechtlichen Dienstverhaltnisses eigener Art sachgerecht. Die Festlegung auf
das offentlich rechtliche Dienstverhdltnis eigener Art birgt fir die Betroffenen keinerlei Nachteile
und fur die Hochschulen den Vorteil, dass in den seltenen Fallen, in denen Rechtsfragen zu kléaren
sind, eine einheitliche Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte gegeben ist. Im Ubrigen liegt die Ge-
setzgebungskompetenz fir das Hochschul- und auch das Beamtenrecht beim Land, die Gesetzge-
bungskompetenz fiir arbeitsrechtliche Regelungen im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung
hingegen beim Bund. Die Festlegung auf das 6¢ffentliche Recht dient also auch der Rechtssicher-
heit in Bezug auf die Gesetzgebungskompetenz.

2. Plant die Landesregierung, die verschiedenen Méglichkeiten der Beschéftigung von
Professoren auch auf die Vertretungen von Professuren auszuweiten und Angestell-
tenverhaltnisse zu ermdglichen?

Nein.

3. Auf welcher Datengrundlage kommt die Landesregierung zu dem Schluss, dass sich
die bisherige Beschéftigung bei Vertretungsprofessuren im Rahmen &6ffentlich-
rechtlicher Dienstverhéltnisse eigener Art ,,bewahrt* habe?

Die Verwaltung von Professorenstellen ist fur die Hochschulen ein einfach zu handhabendes und
hinsichtlich der Ausgestaltung der Verwaltungsauftrage - insbesondere auch der Héhe der Vergi-
tung - flexibel anwendbares Instrument der Deckung des Personalbedarfs und zum Teil auch zur
Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Von den Verwalterinnen und Verwaltern wird ein
solcher Auftrag in der Regel als sehr attraktiv wahrgenommen, da er u. a. auch forderlich fur ihre
berufliche und wissenschaftliche Weiterentwicklung ist. Nicht selten geht ein Verwaltungsauftrag
einem Ruf auf eine Professur, manchmal auch auf die zuvor verwaltete, unmittelbar voraus.

Die Bewertung der Verwaltungsauftrage als ,bewéahrt* kann das MWK aufgrund eigener Erkennt-
nisse und Erfahrungen treffen. Aufgrund der Tatsache, dass es sich bei den Verwaltungsauftragen
um ein Rechtsverhéltnis mit sehr langer Tradition handelt und weder aus den Hochschulen noch
von den Betroffenen Monita diesbezuglich bekannt sind, kann die Bewéahrung der Verwaltung von
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Professorenstellen im Rahmen o6ffentlich-rechtlicher Dienstverhaltnisse als sicher angenommen
werden. Der Umstand, dass bei der Ausgestaltung der Verwaltungsauftrdge zuweilen im Detail
rechtliche Anpassungen vorgenommen werden mussen, steht dieser Bewertung nicht entgegen.

Ausgehebelt? - Krankenhausinvestitionskostenforderung

Abgeordnete Dr. Max Matthiesen, Volker Meyer, Burkhard Jasper, Petra Joumaah, Gudrun Pieper
und Annette Schwarz (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung)
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Es gibt Hinweise darauf, dass das Sozialministerium Veranderungen bei der Krankenhausinvestiti-
onskostenforderung erwagt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Haushaltskonsolidierung und Sicherstellung der Gesundheitsversorgung sind wichtige gesell-
schaftspolitische Themen, die in einem Spannungsfeld zueinander stehen. Die Landesregierung
befindet sich derzeit in der Vorbereitung des Haushaltsplanentwurfes 2017 und der Mipla. In die-
sem Kontext sind alle erdenklichen Alternativen zu prifen, um diesem Spannungsfeld gerecht zu
werden. Dazu gehéren selbstverstandlich auch der Umgang mit dem Krankenhausstrukturfonds
des Bundes und den Landesférdermitteln fur Krankenhausinvestitionen. Am Ende dieses Prufpro-
zesses wird ein Plan zu entwickeln sein, der dem niedersachsischen Landtag als Gesetzentwurf
der Landesregierung zugeleitet werden wird.

1. Nimmt die Landesregierung Abstand von ihrem Vorhaben, die Krankenhausstruk-
turfondsmittel zur Hebelung von Krediten, die einzelne Krankenhauser aufnehmen, zu
verwenden?

Siehe Vorbemerkung.

2. Ist eine Kirzung der Pauschalmittel zwecks Schaffung anderer Finanzierungsinstru-
mente beabsichtigt?

Siehe Vorbemerkung.

3. Plant die Landesregierung ein Sondervermégen zur Krankenhausinvestitionskosten-
forderung?

Siehe Vorbemerkung.
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52. Einstufung der B 212 neu von der Gemeindegrenze Berne bis zur Landesgrenze Bremen/Nie-
dersachsen

Abgeordneter Bjorn Thiimler (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Nach der Vorlage des Entwurfes des Bundesverkehrswegeplanes 2015 bis 2030 ist die Neubau-
maflnahme B 212 neu von der Gemeindegrenze Berne bis zur Landesgrenze Bremen/Nieder-
sachsen nicht mehr im ,Vordringlichen Bedarf“, sondern im ,Weiteren Bedarf mit Planungsrecht.”

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Bundesregierung entwickelt derzeit eine neue Bundesverkehrswegeplanung (BVWP), die bis
zum Jahr 2030 gelten soll. Zur Vorbereitung des BVWP hat Niedersachsen auch die B 212n in die
im Jahr 2013 erfolgte Anmeldung der Projekte aufgenommen. Die Anmeldung aller niedersachsi-
schen Projekte fur den BVWP 2030 erfolgte dabei mit dem Ziel, beim Bund eine mdglichst hohe
Prioritat fur die jeweilige MaBnahme zu erreichen.

Gleichwohl war absehbar, dass bei einem Anmeldevolumen von 12,2 Milliarden Euro nicht alle an-
gemeldeten Projekte vom Bund in den Vordringlichen Bedarf eingestuft wirden.

Die von den Landern gemeldeten Projekte wurden vom Bund in den letzten Monaten bewertet und
den Dringlichkeitsstufen

— Weiterer Bedarf (WB), Weiterer Bedarf mit Planungsrecht (WB*),
— Vordringlicher Bedarf (VB),

— Vordringlicher Bedarf-Engpassbeseitigung (VB-E) und

— Laufende und fest disponierte Projekte (FD)

zugeordnet.

Die B 212 neu ist im Entwurf des BVWP 2030 als Gesamtprojekt von Rodenkirchen (im Bereich der
zukunftigen A 20) bis zur A 281 in Bremen mit einem vergleichsweise hohen Nutzen-Kosten-Ver-
héltnis von 4,5 als wirtschaftlich bewertet und dem Weiteren Bedarf mit Planungsrecht (WB*) zu-
gewiesen worden.

Bei der Vorstellung des Entwurfes zum BVWP 2030 am 16.03.2016 in Berlin empfahl Verkehrsmi-
nister Dobrindt, begonnene Planungen im Bereich WB* fertigzustellen, um ein Nachriicken in den
VB abzusichern, sobald finanzielle Mittel zur Verfigung stehen. Erfahrungsgemaf wirde bundes-
weit nicht jedes in den VB eingestufte Projekt in der Laufzeit des neuen Bedarfsplanes auch umge-
setzt werden kdnnen.

Am 21.03.2016 startete der Bund ein sechswichiges Konsultationsverfahren, in dem die Offentlich-
keit und die Lander bis zum 02.05.2016 zum Entwurf des BVWP 2030 und dem dazugehdrigen
Umweltbericht Stellung nehmen kénnen.

Das Land Niedersachsen wird bis Ende April 2016 den Entwurf des Bundes auf Plausibilitat und
mogliche Fehler bei den vom Bund verwendeten Daten prifen. Nach Abschluss der Prifung wird
das Land eine fachliche Stellungnahme an den Bund tbersenden. Der Bund wird diese prifen und
die jeweiligen Projekte gegebenenfalls mit einer héheren Prioritat in den BVWP 2030 einstufen
bzw. bei der Aufstellung der Unterlagen fur das Gesetzgebungsverfahren zum Fernstral3enausbau-
gesetz (Bedarfsplan firr die BundesfernstraRen) beriicksichtigen.

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist die Verabschiedung des BVWP durch das Kabinett fur Mitte
2016 vorgesehen.
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1. Beabsichtigt die Landesregierung, etwas zu unternehmen, damit die Mallnahme wieder
in den ,Vordringlichen Bedarf* eingestuft wird?

Auf die Vorbemerkungen wird verwiesen. Vor diesem Hintergrund fuhrt das Land Niedersachsen
die Planung fir das Projekt nach der entsprechend dem geltenden Bedarfsplan erfolgten Einstu-
fung in den Vordringlichen Bedarf weiter. Danach wird diese Planung in gleicher Form weiterge-
fahrt.

2. Die Herabstufung beruht auf der Tatsache, dass die Niedersachsische Landesregierung
die Manahmen wieder in das Stadium der Raumordnung zurtckgefihrt hat. Warum
hat die Landesregierung die MalBnahme wieder in das Stadium der Raumordnung zu-
rickgefiihrt, obwohl damit bereits damals die Gefahr verbunden war, dass das fir die
Region so wichtige Vorhaben nicht mehr automatisch in den ,Vordringlichen Bedarf*
des Bundesverkehrswegeplanes 2015 bis 2030 aufgenommen werden kann?

Als Begriindung fur die Dringlichkeitseinstufung gibt der Bund Folgendes an:

.Das Projekt ist wirtschaftlich und wird dem Weiteren Bedarf mit Planungsrecht zugewiesen, damit
mit der Planung unmittelbar begonnen werden kann.*

Im Verlauf der bisherigen Planung zur B 212 neu wurden das Raumordnungsverfahren auf nieder-
sachsischer Seite und das Flachennutzungsplanverfahren auf Bremer Seite durchlaufen. Eine Be-
anstandung des Raumordnungsverfahrens ist nicht gegeben und die Trassenfihrung sudlich von
Deichhausen wurde 2012 durch den Bund férmlich linienbestimmt.

Der aktuelle Planungsschritt auf dem Weg zum Planfeststellungsverfahren ist ein ergebnisoffener
Variantenvergleich zur Fuhrung der Trasse sudlich von Bardewisch/Altenesch. In diesem Bereich
sollen alle im Raum stehenden Varianten der Streckenfiihrung gepruft werden, um bestehende Un-
stimmigkeiten auszurdumen und spatere Klagen zu vermeiden. Das im Zusammenhang mit der
weiteren Planung gestartete Dialogverfahren wird fortgesetzt.

Die MalRnahme ist somit nicht in das Stadium der Raumordnung zurtickgefuihrt worden.

3. Die Herabstufung beruht auf der Tatsache, dass die Niedersdchsische Landesregierung
die MaRBnahme wieder in das Stadium der Raumordnung zurtickgefiihrt hat. Wie schnell
kann die Landesregierung die Planungen vorantreiben, um so eine Héherstufung der
MafRnahmen in den , Vordringlichen Bedarf* zu rechtfertigen?

Auf die Vorbemerkungen sowie die Beantwortung der Fragen 1 und 2 wird verwiesen.

53. Wird der Brandschutz in Flichtlingsheimen auch tUber den 1. Mai hinaus gewé&hrleistet?
Abgeordnete Gudrun Pieper, Rainer Fredermann und Angelika Jahns (CDU)
Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung
Vorbemerkung der Abgeordneten

Am 4. April 2016 berichtete die Walsroder Zeitung aus der Dienstversammlung der Kreisfeuerwehr
im Heidekreis am 1. April 2016 in Wietzendorf, dass zum 1. Mai 2016 die Verantwortlichkeit der
Bundeswehrfeuerwehr fiir den Brandschutz im Fliichtlingslager in den Standorten in Oerbke ende
und voraussichtlich ab dem 1. Mai ein privater Anbieter diese Aufgabe iibernehme. Die Frage, wo-
her das notwendige ausgebildete Personal kommen solle, bleibe aber offen.
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1. Wie wird der Brandschutz in den Fliichtlingslagern in Oerbke nach dem 1. Mai 2016 si-
chergestellt?

Der Brandschutz wird bis zum 10. Mai 2016 durch die bisherige Bundeswehrfeuerwehr sicherge-
stellt. Danach wird ein privater Dienstleister die Sicherstellung des Brandschutzes tbernehmen.

2. Gibt es @hnliche Probleme bei der Sicherstellung des Brandschutzes in anderen Flicht-
lingsunterkiinften in Niedersachsen?

Es gibt keine Probleme mit der Sicherstellung des Brandschutzes.

3. Inwieweit wird die Leitung der Kreisfeuerwehr im Heidekreis in die Planung fir die Zeit
ab dem 1. Mai 2016 mit einbezogen?

Die Einbindung der Leitung der Kreisfeuerwehr des Heidekreises und der Freiwilligen Feuerwehr
des gemeindefreien Bezirkes Osterheide werden wie in den bisherigen Planungen mit einbezogen
(z. B. gemeinsamer Ortstermin mit allen Beteiligten wie MI, PD Lineburg, Kreisbrandmeister und
Gemeindebrandmeister am 05.11.2015 im Camp Fallingbostel Ost/Oerbke).

Durch die Leitung der Kreisfeuerwehr und der Gemeindefeuerwehr des gemeindefreien Bezirks
Osterheide erfolgt insbesondere die Einweisung und die Einbindung der zukinftigen Betriebsfeu-
erwehr mit dem Status als anerkannte nebenberufliche Werkfeuerwehr in die Organisationsstruktur
der kommunalen Feuerwehr.

54. Wie steht die Landesregierung zum geplanten Bahntunnel im Blickeburger Ortsteil Evesen?
Abgeordneter Karsten Heineking (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Der Entwurf des Bundesverkehrswegeplanes 2015 bis 2030 enthlt Details zum geplanten vierglei-
sigen Ausbau der Bahnstrecke Hannover—Bielefeld. Den Entwurfen zufolge ist, wie auch die
Schaumburger Nachrichten online vom 21. Mérz 2016 berichten, die geplante Neubautrasse der
Bahn zwischen Bickeburg und der Porta Westfalica in weiten Teilen mit der identisch, die bereits
2004 der Favorit der Planer war. Ziel sei es laut Zeitungsbericht der Schaumburger Nachrichten,
dadurch den Nah- und Guterverkehr vom Fernverkehr zu trennen, der Bahnhof in Blickeburg soll
erhalten bleiben.

Nach den vorlaufigen Entwirfen lauft die Neubautrasse ab Echtorf tber ein Brickenbauwerk, die
alten Gleise kreuzend, nordlich von Achum zwischen Scheie und Meinsen hindurch durch die
Bickeburger Niederung - auf der Grenze des Naturschutzgebietes - Richtung Evesen. Kurz vor der
alten Bahntrasse ist im Bereich des Zusammenflusses von Aue und Kleiner Aue der Bau eines
Tunnels geplant, der nérdlich des Schulzentrums etwa am Waldrand am Gevattersee wieder an die
Oberflache kommt und von dort gen Porta Westfalica lauft, wo ein zweiter Tunnel unter dem Wes-
ergebirge geplant ist.

Vorbemerkung der Landesregierung

Mit dem Vorschlag im Referentenentwurf fiir den BVWP 2030, vorrangig die Strecke Bielefeld—Han-
nover auszubauen und damit Kapazitaten flr den steigenden Giterverkehr auf der Schiene zu
schaffen, wird einerseits dem Wunsch der Region entsprochen, diesen Ausbau gegeniuiber einem
Ausbau Lohne—Hameln-Elze zu favorisieren. Andererseits enthalten die verabschiedeten Resoluti-
onen hierzu auch den ausdricklichen Wunsch nach einer trassennahen Variante. Die im BVWP-
Entwurf dargestellte Trasse entspricht diesem Ziel zum groRBen Teil nicht. Der Bund weist in den
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Unterlagen ausdriicklich darauf hin, dass der in den veroffentlichten Karten aufgefuihrte Verlauf des
Projekts eine der Losungsmdglichkeiten darstellt und sich in den nachfolgenden Planungsstufen
verandern kann.

1. Wie steht die Landesregierung zu der geplanten Trassenfiihrung?

Die Schaffung von mehr Kapazitaten auf der Ost-West-Achse wird grundsétzlich begrif3t. Eine
Festlegung auf eine konkrete Trasse im jetzigen Stadium wird hingegen abgelehnt. Die im BVWP-
Entwurf dargestellte MaRnahme bedarf noch weiterer Informationen und einer kritischen Diskussi-
on.

2.  Welche gegebenenfalls abweichende Trassenfiihrung praferiert die Landesregierung in
der Region?

Die Landesregierung hat mit der Anmeldung von Vorschlagen fiir den BVWP-Teil Schiene keine ei-
genen Praferenzen benannt, aber vorliegende Stellungnahmen aus den Regionen an den Bund
weitergeleitet. Die von vielen Raten und Gremien verabschiedeten Resolutionen zugunsten eines
trassennahen Ausbaus sind konstruktive und ernstzunehmende Beitrdge bei der Erarbeitung einer
optimalen Lésung.

3.  Was beabsichtigt die Landesregierung konkret zu unternehmen, um fur die von ihr fa-
vorisierte Trassenfuhrung den Vorrang gegenuber der im Entwurf des Bundesver-
kehrswegeplanes 2015 bis 2030 aufgefiihrten Variante zu erreichen?

Das Niederséchsische Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr wird sich gegeniber dem
Bund &uBern und hierbei fordern, auf eine konkrete Trassenfestlegung zu verzichten. Das Land er-
wartet vom Bund ein geeignetes Verfahren, mit dem Vor- und Nachteile der Projektplanung be-
nannt und erértert werden.

Wie steht die Landesregierung zu ICE-Trassenausbauplanen in den Nordgemeinden des
Landkreises Schaumburg?

Abgeordneter Karsten Heineking (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Der Entwurf des Bundesverkehrswegeplanes 2015 bis 2030 enthélt Details zu der geplanten ICE-
Trasse in den Nordgemeinden des Landkreises Schaumburg. Betroffen von den Planen waren
nach Zeitungsberichten der Schaumburger Nachrichten insbesondere die Ortschaften Kreuzriehe,
Riehe und Helsinghausen sowie der Ort Hohnhorst in der Samtgemeinde Nenndorf. Presseberich-
ten zufolge kdnnte sogar der Sportplatz des heimischen TuS Riehe in seiner Existenz beruhrt sein.

Vorbemerkung der Landesregierung

Mit dem Vorschlag im Referentenentwurf fir den BVWP 2030, vorrangig die Strecke Bielefeld—Han-
nover auszubauen und damit Kapazitaten fir den steigenden Giterverkehr auf der Schiene zu
schaffen, wird einerseits dem Wunsch der Region entsprochen, diesen Ausbau gegeniber einem
Ausbau Lohne—Hameln—Elze zu favorisieren. Andererseits enthalten die verabschiedeten Resoluti-
onen hierzu auch den ausdricklichen Wunsch nach einer trassennahen Variante. Die im BVWP-
Entwurf dargestellte Trasse entspricht diesem Ziel zum groRen Teil nicht. Der Bund weist in den
Unterlagen ausdriicklich darauf hin, dass der in den veroffentlichten Karten aufgefuhrte Verlauf des
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Projekts eine der Losungsmdglichkeiten darstellt und sich in den nachfolgenden Planungsstufen
verandern kann.

1. Wie steht die Landesregierung zu der geplanten Trassenfuihrung?

Die Schaffung von mehr Kapazitaten auf der Ost-West-Achse wird grundsétzlich begrif3t. Eine
Festlegung auf eine konkrete Trasse im jetzigen Stadium wird hingegen abgelehnt. Die im BVWP-
Entwurf dargestellte MaRnahme bedarf noch weiterer Informationen und einer kritischen Diskussi-
on.

2.  Welche gegebenenfalls abweichende Trassenfihrung préaferiert die Landesregierung in
der Region?

Die Landesregierung hat mit der Anmeldung von Vorschlagen fir den BVWP-Teil Schiene keine ei-
genen Praferenzen benannt, aber vorliegende Stellungnahmen aus den Regionen an den Bund
weitergeleitet. Die von vielen Raten und Gremien verabschiedeten Resolutionen zugunsten eines
trassennahen Ausbaus sind konstruktive und ernstzunehmende Beitrdge bei der Erarbeitung einer
optimalen Lésung.

3.  Was beabsichtigt die Landesregierung konkret zu unternehmen, um fur die von ihr fa-
vorisierte Trassenfuhrung den Vorrang gegeniber der im Entwurf des Bundesver-
kehrswegeplanes 2015 bis 2030 aufgefiihrten Variante zu erreichen?

Das Niederséchsische Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr wird sich gegeniiber dem
Bund &uRBern und hierbei fordern, auf eine konkrete Trassenfestlegung zu verzichten. Das Land er-
wartet vom Bund ein geeignetes Verfahren, mit dem Vor- und Nachteile der Projektplanung be-
nannt und erértert werden.

56. Erneute Nahkontakte mit einem besenderten Wolf - Und nun?
Abgeordneter Ernst-Ingolf Angermann (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Wie die Allgemeine Zeitung Uelzen am 30. Méarz 2016 berichtete, kam es am Ostermontag erneut
zu einem Nahkontakt zwischen einem besenderten Wolf und einem Autofahrer, dem es gelang,
den Vorgang mit seinem Handy zu filmen (Quelle: http://www.az-online.de/uelzen/suderburg/wolf-
zeigt-keine-scheu-autos-bundesstrasse-zwischen-hansen-bohlsen-6263427.html). Demnach néher-
te sich der Wolf dem Pkw bis auf wenige Meter und suchte statt Abstand die Nahe zu dem Fahr-
zeug mit den Personen, bevor er auf dem FuBweg in Richtung Bohlsen weiterlief.

In Niedersachsen gibt es bislang zwei besenderte Wdlfe, wovon sich einer mehrfach Menschen
gendahert hatte. Die Effektivitat der erfolgten VergrAmung durch einen schwedischen Experten sollte
abgewartet werden. Nach Aussage von Minister Wenzel sollten bei weiteren Nahkontakten erneute
Vergramungsmaflnahmen erfolgen, moglicherweise wieder mit Unterstiitzung durch den schwedi-
schen Experten.

Vorbemerkung der Landesregierung

Eine Ann&herung durch einen Wolf an ein Auto wird in der Regel nicht als sogenannter Nahkontakt
gewertet. Autos sowie Hauser sind leblose Gegenstadnde und normale Bestandteile des Lebens-
raumes von Wolfen in der Kulturlandschaft. Sie werden nicht als Bedrohung wahrgenommen. Die in
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der Vorbemerkung des Herrn Abgeordneten zitierten Filmaufnahmen zeigen jedoch, dass MT6 ge-
geniiber dem Auto eine Erwartungshaltung zu haben scheint. Das deutet sehr stark darauf hin,
dass er eine positive Erfahrung im Zusammenhang mit einem Auto (als Futterquelle?) gemacht ha-
ben kdnnte.

1. Hatdie Landesregierung fir weitere mdgliche Nahkontakte des besenderten Wolfes So-
fortmaBnahmen wie angekiindigt vorbereitet?

Die Landesregierung hat fir das fortgesetzte Auftreten von Nahkontakten weitere Schritte vorgese-
hen und vorbereitet. Eine Fortsetzung von Vergramungsmafnahmen wurde von Anfang an fur die-
ses mogliche Szenario in Betracht gezogen.

2. Wenn ja, mit welchen MaRnahmen durch welche ausfiihrenden Personen will die Lan-
desregierung konkret reagieren?

Aktuell werden gemeldete Nahkontakte durch das Wolfsbiiro des NLWKN uberpriift - in der Regel
vor Ort - und dokumentiert. Zur Bewertung dieser gemeldeten Situationen wird die Beratung der
Dokumentations- und Beratungsstelle des Bundes zum Thema Wolf (DBBW) in Anspruch genom-
men.

Sollte sich eine zweite Vergramung als notwendig und angemessen erweisen, wiirde voraussicht-
lich der gleiche Personenkreis zum Einsatz kommen wie bei der ersten Vergramungsaktion.

3.  Werden generell Handlungsmethoden vorbereitet, die landesweit schnelle und effektive
VergramungsmalRnahmen fir Wolfe ermdglichen, die sich zukiinftig aufféallig den Men-
schen néhern?

Ja. Es ist zudem geplant, eine Aufklarungskampagne in den betreffenden Gebieten durchzufiihren,
mithilfe derer der 6rtlichen Bevodlkerung vermittelt werden soll, wie und in welchen Situationen sie
selber vergramend tétig werden kann.

Bereits der erste Einsatz des schwedischen Wolfsexperten wurde auch genutzt, um von diesem pa-
rallel deutsches Personal in den Grundlagen der Vergrdmung ausbilden zu lassen. Es ist geplant,
durch weitere Fortbildung heimischen Personals mittelfristig die Abhangigkeit von auslandischen
Fachleuten zu beenden.

57. Erneute Probleme bei der EU-Agrarforderung - Was tut die Landesregierung, um die Land-
wirte zu unterstitzen?

Abgeordneter Dr. Hans-Joachim Deneke-J6hrens (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Ernahrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Betroffene Landwirte und Berater berichten tiber Komplikationen und Probleme beim diesjahrigen
Antragstellungsverfahren fur die EU-Agrarférderung 2016. Besonders ungiinstig seien die auftre-
tenden technischen Schwierigkeiten vor dem Hintergrund, dass die CDs mit dem Programm Agrar-
férderung Niedersachsen Digital (ANDI) relativ spat versandt worden seien und erhéhte Anforde-
rungen an das Antragsverfahren an sich gestellt wirden.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die rechtlich verbindlichen Voraussetzungen fur den Start des Antragsverfahrens 2016 wurden lei-
der dadurch erst sehr spit geschaffen, dass die Veroffentlichung der Verordnung zur Anderung der
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InVeKoS-Verordnung des Bundes erst am 08.03.2016 erfolgte. Dieses hing u. a. damit zusammen,
dass kurzfristig und vorab noch grundlegende Umsetzungsfragen mit der EU-Kommission zur Ge-
wahrung der Direktzahlungen 2016 zu klaren waren.

Die Anderungsverordnung enthalt insbesondere wichtige Vorgaben zur geobasierten Antragstel-
lung sowie zur Priifung der Eigenschaft des ,aktiven Betriebsinhabers*”, die sich maRgeblich auf die
Ausgestaltung des Antragsverfahrens ausgewirkt haben.

Dennoch konnte fir Niedersachsen erreicht werden, dass ein Upload der Antragsunterlagen bereits
ab dem 21.03.2016 mdglich war. Der Versand der Antrags-DVDs erfolgte wie geplant zum
31.03.2016. AuRRerdem bestand bereits ab Februar fiir die Betriebsinhaber zur Vorbereitung der An-
tragstellung 2016 die Mdglichkeit, sich im sogenannten LEA-Portal an Hand der Schlagskizzen aus
der Antragstellung 2015 dartber zu informieren, ob sich ihre Schlage mit benachbarten Schlagen
anderer Antragsteller berschneiden. Ferner kdnnen sich die Betriebsinhaber bei der Antragsbear-
beitung Uber entsprechende Layer ,tagaktuell* dartiber informieren, ob sich die von ihnen digitali-
sierten Schlage mit fir 2016 bereits beantragten Schldgen anderer Betriebsinhaber Giberlappen, um
mit diesen im Vorfeld eine Klarung herbei zu fuhren.

1. Welche Probleme ergeben sich beim aktuellen Antragsverfahren fiir die Antragsteller?

Von Antragstellern wurden technische Probleme insbesondere zum Laufzeitverhalten des Pro-
gramms und einigen Funktionalitdten, wie der webbasierten Bereitstellung von Luftbildern und
Ubersichtskarten, die fiir die Bearbeitung der Antrage niitzlich bzw. erforderlich sind, gemeldet.
Auch bei den fir die Antragstellung notwendigen Datenup- und -downloads sollen technische Prob-
leme insbesondere im Zusammenhang mit der Internetverbindung aufgetreten sein.

Trotzdem wurden nach Mitteilung des SLA innerhalb der ersten sieben Tage in 2016 mehr Antrage
mit gultigem Datenbegleitschein hochgeladen als im Vergleichszeitraum 2015. Konkret wurden bis
dahin 2 100 Antrage gestellt.

2. Was unternimmt die Landesregierung, um die Probleme abzustellen?

Diesbeziiglich sind bereits kurzfristige Informationen an Betriebsinhaber und Berater erfolgt. Unter
anderem ist darauf hingewiesen worden, dass die Geschwindigkeit bei der Antragsbearbeitung
durch das Ausblenden nicht bendétigter Layer und Gebietskulissen signifikant verbessert werden
kann (siehe z.B. Artikel ,Friihzeitig Bearbeitungstermine vereinbaren“ in der ,LAND & Forst"
Nr. 14/2016).

Bei auftretenden Problemen kdnnen sich die Betroffenen auRerdem auf den Internetseiten von
Landwirtschaftskammer und SLA iber Hinweise und Hilfestellungen zur Antragstellung informieren.
Dort werden auch konkrete Ansprechpartner genannt, die weiterhelfen kénnen. Dabei wird den Be-
troffenen per Telefon technische Hilfestellung geleistet.

Vom SLA wurden kurzfristig MaRnahmen zur Verbesserung der Situation ergriffen. Dieses betrifft
z. B. in Zusammenarbeit mit dem Landesamt fir Geoinformation und Landvermessung Nieder-
sachsen (LGLN) die Verfiigbarkeit von Ubersichtskarten und WMS-Diensten, die fiir die Bearbei-
tung der Antrage notwendig bzw. hilfreich sind.

AuRerdem wurden weitere MalBnahmen zur Verbesserung des Laufzeitverhaltens ergriffen. Dazu
gehort u. a. die Uberwachung der Datenleitungen zwischen SLA und Landwirtschaftskammer sowie
zwischen SLA und LGLN.

3.  Kann die Landesregierung ausschlielen, dass die Probleme und die daraus resultie-
renden Zeitverzégerungen zu einer verspateten Auszahlung der EU-Agrarférderung
fuhren?

Es ist erklartes Ziel der Landesregierung, eine rechtzeitige Auszahlung der EU-Agrarférderung
sicherzustellen.

88
(Ausgegeben am 17.08.2016

Unkorrigierter Vorabdruck ausgegeben am 15.04.2016)



	Drucksache 17/5555 neu
	Unterrichtung (zu Drs. 17/5485)
	Antworten auf Mündliche Anfragen gemäß § 47 der Geschäftsordnung des Niedersächsi-schen Landtages - Drs. 17/5485
	2. Was beinhaltete der „Wolfserlass“ genau?
	3. Wird die elektronische Gesundheitskarte für Asylsuchende in Niedersachsen ein Flop?
	4. Rechtsextreme im juristischen Vorbereitungsdienst?
	5. Völkisch-rechte Ostertagung des „Bund für Gotterkenntnis (Ludendorff) e. V.“ in der Lüne-burger Heide
	6. Flüchtlingspauschale - Wie berücksichtigt die Landesregierung regionale Unterschiede bei der Finanzierung?
	7. „Wut und Enttäuschung“ bei den Mitarbeitern der Landesaufnahmebehörde wegen verwei-gerter Zulage
	8. Sollen Fachhochschulen von der Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten ausgeschlossen und somit Bologna außer Kraft gesetzt werden?
	9. Familiennachzug subsidiär geschützter syrischer Flüchtlinge
	10. Wie viele Flüchtlinge werden als „Härtefälle“ anerkannt?
	11. Mietpreisbremse für Niedersachsen
	12. Gefährdet das Mindestlohngesetz inklusive und quartiersbezogene Angebote für Menschen mit Behinderungen?
	13. #ausnahmslos Defizite beim Thema Gleichstellung?
	14. Wer hindert zugewanderte Frauen an einem selbstbestimmten Leben in Deutschland?
	15. Strafanzeige in „Meyers Stör-Fall“ - Geht die Landesregierung offen mit dem Parlament um?
	16. Klärt die Landesregierung beim „Gammelfleisch“ gründlich auf?
	17. Wie oft nahmen in Niedersachsen Salafisten Kontakt zu Flüchtlingen auf?
	18. Wie viele Flüchtlinge und Asylsuchende halten sich in Niedersachsen auf?
	19. Hat die Landesregierung die Vergütung für Prüferinnen und Prüfer des Landesjustizprü-fungsamtes verbessert?
	20. Unklare Zukunft des VW-Vorab: Hat Wissenschaftsministerin Dr. Gabriele Heinen-Kljajić die Programme zur Promotionsförderung finanziell abgesichert? (Teil 1)
	21. Unklare Zukunft des VW-Vorab: Wie wird die Landesregierung einen möglichen Wegfall der Mittel aus dem VW-Vorab kompensieren? (Teil 2)
	22. Nachfrage: Wird die Landesregierung den Wolf an die Jägerschaft Burgdorf übergeben?
	23. Hätte der Tod der Rinder in Groß Sterneberg verhindert werden können?
	24. „Das Schweigen der Schnucken“ - Herdenschutz für Heidschnucken an Aller und Weser?
	25. TTIP und CETA: Hätte ein Schiedsgerichtshof die gleichen juristischen Standards wie unser bewährtes Justizsystem?
	26. Sind Bürgschaften ein geeignetes Mittel, um die Liquidität landwirtschaftlicher Betriebe sicherzustellen?
	27. Wie steht die Landesregierung zum Export niedersächsischer Agrarerzeugnisse
	28. Welche Rolle spielt die Folgenabschätzung politischer Entscheidungen für die Landesregie-rung?
	29. Welche Folgen hat der Umbau der Gemeinschaftsaufgabe für den Küstenschutz in Nieder-sachsen?
	30. Was waren die Ergebnisse der Maßnahmenabstimmung zum Grünen Band?
	31. Inwieweit sind Vergrämungen Tierversuche?
	32. Landesprogramm gegen Rechtsextremismus - Sind Finanzmittel an externe Einrichtungen geflossen?
	33. Setzt die Landesregierung die richtigen Schwerpunkte bei der Salafismus-Prävention?
	34. Wie bewertet die Landesregierung eine Verschärfung des Strafrechts zum Schutz der Poli-zistinnen und Polizisten?
	35. Wie bewertet die Landesregierung Informationsansprüche im Rahmen von Sparkassenfusi-onen?
	36. Schon wieder Chefsache: Wie viele Spatenstiche wird Minister Lies in der 17. Legislaturpe-riode mit dem Segen des Koalitionspartners durchführen?
	37. Wie geht es mit der Ortsumgehung Barnstorf nach der Herabstufung im Bundesverkehrs-wegeplan weiter?
	38. Verkehrstote: Sieht Innenminister Pistorius nur in höheren Strafen den Lösungsweg?
	39. Wird es doch keine elektronische Gesundheitskarte geben?
	40. Wie steht es um die Effizienz und den langfristigen Erhalt unseres Sozialstaates? (Teil 1)
	41. Wie steht es um die Effizienz und den langfristigen Erhalt unseres Sozialstaates? (Teil 2)
	42. Wie oft wurden anlasslose Kontrollen im Umfeld von Moscheen durchgeführt?
	43. Wie viele Plätze sind aktuell in der Erstaufnahme in Niedersachsen vorhanden?
	44. Einstellungen, Pensionierungen und Schülerzahlen im Jahr 2016
	45. Sind die Emissionsminderungsziele der NEC-Richtlinie gerecht und für die Landwirtschaft umsetzbar?
	46. Drei Hubschrauber für das Havariekommando und Kompetenzverluste bei den Feuerweh-ren? (Teil 1)
	47. Drei Hubschrauber für das Havariekommando und Kompetenzverluste bei den Feuerweh-ren? (Teil 2)
	48. Wird im Landwirtschaftsministerium Personalpolitik nach Parteibuch gemacht?
	49. Paradigmenwechsel bei Rot-Grün in Sachen Großschlachthöfe oder weshalb will die Lan-desregierung 1 200 Arbeitsplätze der „Fleischindustrie“ (Christian Meyer, 5. Dezember 2012) in Lohne retten?
	50. Aus welchen Gründen kann eine Professur im Beamten- oder Angestelltenverhältnis ausge-übt werden, eine Vertretungsprofessur aber nur in einem „öffentlich-rechtlichen Dienstver-hältnis eigener Art“?
	51. Ausgehebelt? - Krankenhausinvestitionskostenförderung
	52. Einstufung der B 212 neu von der Gemeindegrenze Berne bis zur Landesgrenze Bremen/Nie-dersachsen
	53. Wird der Brandschutz in Flüchtlingsheimen auch über den 1. Mai hinaus gewährleistet?
	54. Wie steht die Landesregierung zum geplanten Bahntunnel im Bückeburger Ortsteil Evesen?
	55. Wie steht die Landesregierung zu ICE-Trassenausbauplänen in den Nordgemeinden des Landkreises Schaumburg?
	56. Erneute Nahkontakte mit einem besenderten Wolf - Und nun?
	57. Erneute Probleme bei der EU-Agrarförderung - Was tut die Landesregierung, um die Land-wirte zu unterstützen?



